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5Vorwort

„Wohin geht die Reise?“
von Michael Konken

Journalisten bezeichnen Pressesprecherinnen und Pressesprecher gern als die, die „auf 
der anderen Seite“ arbeiten. Schuld daran ist die weit verbreitete Meinung, dass Pres-
sesprecher eine eigene Art der Kommunikation betreiben, die eher darin zu sehen ist, 
nicht alles zu sagen bzw. oft auch vieles zu verschweigen. Profis wissen, dass sich diese 
Berufseinstellung schnell in Journalistenkreisen herum spricht und negative Auswirkun-
gen auf die eigene Arbeit die zwangsläufige Folge sind. Professionelle Pressearbeit aber 
ist in der modernen Kommunikation unverzichtbar geworden und so erwarten Journa-
listen von Pressesprechern Leistungen, die den journalistischen Anforderungen gerecht 
werden. Um diese erfüllen zu können, sind umfangreiche journalistische Fachkenntnis-
se erforderlich. Keine Pressestelle kann es sich heute leisten, ohne journalistische Kennt-
nisse, ohne die Beherrschung der journalistischen Sprache zu agieren. 
Pressearbeit ist Informationsarbeit. Journalisten erwarten objektive Informationen. Ein 
Anspruch, dem sich die Pressesprecherinnen und Pressesprecher im DJV verpflichtet se-
hen. Themen werden übermittelt, Anregungen für Themen sollen gegeben werden, An-
regungen für weitere Recherchen. Wichtigstes Kriterium ist eine offene, an Wahrheit, 
Objektivität und Vertrauenswürdigkeit orientierte Pressearbeit. Im Vordergrund der Ar-
beit steht immer die kontinuierliche, objektive Information der Medien. Wer nicht Pres-
searbeit als Informationsmöglichkeit der Öffentlichkeit sieht, hat eine falsche Auffas-
sung seiner Aufgabenstellung. Der Stellenwert einer Pressestelle steht und fällt mit der 
Arbeit der Pressesprecher. Sie sind einerseits Interessenvertreter ihrer Arbeitgeber, an-
derseits müssen sie sich als Dienstleister für die Medien sehen. Sie verkörpern die Rolle 
von Informationsvermittlern und sind ständige Ansprechpartner, sind das kommunikati-
ve Bindeglied zwischen beiden Interessen. Problematisch ist diesbezüglich die Unterstel-
lung, Pressearbeit wäre in erster Linie in der werblichen Ausrichtung der Interessen zu 
sehen. Diese Aussage macht deutlich, dass es eine messerscharfe Abgrenzung der Pres-
searbeit zur Werbung geben muss. Pressearbeit ist Informationsarbeit, darf nicht in der 
Verknüpfung unterschiedlicher Ziele ihren Erfolg sehen.
Grundsätzlich ist die Pressearbeit öffentlich-rechtlicher und privatwirtschaftlicher Ins-
titutionen zu unterscheiden. Allein in dieser Unterscheidung fundiert bereits eine Bot-
schaft hinsichtlich der Wahrnehmung von Journalisten. Während die öffentlich-rechtli-
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„Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit – eine Stand-
ortbestimmung“
Andreas Listing, Region Hannover

Was kennzeichnet gute Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit? Der langjährige Außenminis-
ter Hans-Dietrich Genscher prägte dazu den 
Spruch: „Was die Kosmetik für die Damen, ist 
der Regierungssprecher für die Regierung.“ 
Ähnlich äußerte sich der ehemalige Regie-
rungssprecher Conrad Ahlers. Für ihn war Öf-
fentlichkeitsarbeit „die Wahrheit in verschö-
nerter Form“. Der amerikanische Großindu-
strielle John Ford erkannte bereits zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts: „Wenn Sie einen Dollar 
in Ihr Unternehmen stecken wollen, so müs-
sen Sie einen zweiten bereithalten, um das 
bekannt zu geben.“

Fakt ist, dass sich die Anzahl der Öffentlich-
keitsarbeiter in den letzten zehn Jahren fast 
verdoppelt hat, wogegen die Anzahl der fest 
angestellten Journalisten zurückging. Viele Re-
dakteure, die in ihren angestammten Arbeits-
plätzen keine Entwicklungschancen mehr fin-
den, aber auch viele freiberufliche Journalisten 
sehen ihre Zukunft in der Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit. Nach Angaben der Deutschen 
Public Relations Gesellschaft arbeiten inzwi-
schen deutlich mehr Menschen in Pressestel-
len und PR-Agenturen als in Redaktionen. Die 
Schere zwischen beiden Branchen wird sich 
wohl weiter öffnen. Der ungebrochene Trend 
in den Medienhäusern und Verlagen, die Ar-
beitskosten weiter zu minimieren, geht unwei-

Einleitung

gerlich zu Lasten der journalistischen Qualität. 
So verwundert es nicht, wenn gut verpackte 
PR-Beiträge ungeprüft den Weg ins Blatt oder 
auf den Bildschirm finden.
Sind also die Presse- und Öffentlichkeitsar-
beiter Schuld am Niedergang des Qualitäts-
journalismus, weil es ihnen gelingt, Informa-
tionen hochprofessionell und damit sende- 
und druckfertig aufzubereiten? Die Akteure 
von Netzwerk Recherche beantworten die-
se Frage mit ja und stellten das Dogma auf: 
„Journalisten machen keine PR.“ Wenn dann 
gleichzeitig der ehemalige VW-Vorstandsspre-
cher Klaus Kocks erklärt, dass PR-Manager ge-
wohnheitsmäßig lügen, scheinen die Schuldi-
gen für die Entwicklung im Journalismus fest-
zustehen. Der DJV hält jedoch nichts von ei-
ner derartigen Schwarz-Weiß-Malerei. Für den 
größten Journalistenverband Deutschlands 
können Journalisten sehr wohl PR machen, 
wenn bestimmte Regeln eingehalten werden, 
auf die noch später einzugehen ist. Beide Ar-
beitsfelder hängen voneinander ab.
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und jour-
nalistische Arbeit bedingen sich gegenseitig, 
meint auch der Leipziger Professor für Öffent-
lichkeitsarbeit und Public Relations, Günter 
Bentele 1. Nach seinem Intereffikationsmodell 
wird das Verhältnis von Journalismus und PR 
als eines „der gegenseitigen Einflussnahme, 
der gegenseitigen Orientierung und der ge-
genseitigen Abhängigkeit zwischen zwei rela-
tiv autonomen Systemen“ verstanden.

In Zeiten der Globalisierung entscheidet ein 
Bericht in der Zeitung, im Rundfunk oder im 

1  Bentele/Liebert/Seeling: „Von der Determination zur 
Intereffikation“. In: Bentele/Haller (Hrsg.) 1997

chen Organisationen (Behörden etc.) eine Informationspflicht haben, die aus den Lan-
desmediengesetzen abgeleitet wird, stehen privatwirtschaftliche Organisationen immer 
im Pauschalverdacht, mit ihrer Pressearbeit auch werbliche Ziele zu verfolgen. Eine wei-
tere Rubrik ist die Pressearbeit der politischen Parteien, die größtenteils darauf ausge-
richtet ist, Wahlen zu gewinnen und Werbung in eigener Sache zu machen. Interessen-
verbände (ADAC, Stiftung Warentest, Gewerkschaften etc.) informieren faktisch, durch 
ihre Informationen machen sie aber auch auf sich aufmerksam. Damit erfüllen sie die 
Kriterien der Öffentlichkeitsarbeit, eine Voraussetzung, um beispielsweise Mitglieder zu 
werben. Eine Gratwanderung, die Journalisten erkennen und für die Berichterstattung 
werten müssen.
Pressestellen haben mittlerweile einen wichtigen Stellenwert in der Medienlandschaft. 
Die explosionsartige Entwicklung der Medien vor allem im Internet führt zu einem im-
mer größer werdenden Bedarf an Informationen. Pressemitteilungen sind mittlerweile 
eine wichtige Ergänzung anderer journalistischer Informationsquellen. Darüber hinaus 
benötigen Journalisten auch Hintergrundinformationen, die ihnen helfen, Themen zu 
verstehen. Informationen können auch vertraulich gegeben werden. Das setzt ein ho-
hes Maß an gegenseitigem Vertrauen voraus, aber auch und besonders an Verantwor-
tung. Professionalität im heutigen Verständnis der Pressearbeit ist die strenge Ausrich-
tung an Vorgaben der journalistischen Wertelehre.
Journalisten erwarten Informationen, die wahrhaftig sind, Fakten liefern, die keine Wer-
bung transportieren. In dieser Symbiose sollten Pressesprecher Kommunikationsmittler 
zwischen denen sein, die den öffentlichen Diskurs suchen, und denen, die Verantwortung 
für die öffentliche Meinungsbildung in den Redaktionen tragen. Pressearbeit ist dann ef-
fektiv und vertrauensvoll, wenn Journalisten nicht durch negative Spielarten der PR be-
einflusst werden, sondern die Pressearbeit das Themenangebot der Redaktionen erwei-
tert. Dann sind Pressesprecher glaubwürdige Ansprechpartner der Journalisten.
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Ortsbestimmung

Fernsehen darüber, ob der Aktienkurs eines 
Unternehmens nach oben oder nach unten 
ausschlägt. Er entscheidet darüber, ob bei den 
Aktionären das Portfolio satte Renditen ab-
wirft oder binnen weniger Stunden ein Un-
ternehmen mehrere Millionen Euro an Wert 
verliert. Da die Gehälter der Vorstände häu-
fig an die finanzielle Entwicklung der Aktien-
kurse gekoppelt sind, ist verständlich, warum 
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit als stra-
tegisches Thema in allen großen Unterneh-
men hohe Priorität hat. Selbst im öffentlichen 
Dienst mit seinen politischen Spitzenbeamten 
wird das Presseecho des eigenen Handelns wie 
die Nadel eines Seismografen verfolgt. Mehr 
noch, es werden Aktionen öffentlichkeitswirk-
sam in Szene gesetzt, um die öffentliche Mei-
nung im eigenen Sinn zu beeinflussen und 
damit imagebildend tätig zu sein. Dort wie in 
der Wirtschaft gilt allerdings das Zitat des bri-
tischen Publizisten Cyril Northcote Parkinson: 
„Selbst die weltbeste Werbeagentur kann für 
Sie keine gute Öffentlichkeitsarbeit leisten, 
wenn Ihr Betrieb miserabel geführt wird.“

Die Mittel der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
sind in den letzten Jahren viel subtiler gewor-
den. In Zeiten des interaktiven Web 2.0 haben 
die etablierten Medien ihr Monopol verloren. 
Foren, Weblogs, Podcasting schaffen neue For-
men der Kommunikation, die frei sind von jour-
nalistischer Aufbereitung. Kundenzeitschriften 
und Supplements sind neue wachsende Märk-
te, die sich die Zeitungsverlage selbstverständ-
lich erschließen wollen. Unternehmen, aber 
auch die öffentliche Hand profitieren von der 
neuen Vielfalt der Kommunikationskanäle, um 
ihre Botschaften beim Kunden und Bürger zu 
platzieren. Sie verschaffen sich neben den eta-

blierten Medien damit eine, wenngleich auch 
subjektive, eigene Stimme in der immer wei-
ter ansteigenden Informationsflut.

Die Vielzahl der Kommunikationskanäle for-
dert von den Kommunikationsverantwort-
lichen in Wirtschaft, Behörden und Verbän-
den viel mehr konzeptionelles Denken. Es 
geht nicht mehr nur einfach darum, positive 
Meldungen in den Medien zu platzieren, son-
dern um die Vermittlung eines strategischen 
Leitbildes im Sinne von Corporate Commu-
nications. Ihm sind unter anderem die Bin-
nenkommunikation und das Corporate De-
sign zugeordnet. Jede Aktion mit Wirkung 
nach innen und nach außen wird vorher auf 
die Vereinbarkeit mit diesen Zielen überprüft. 
Gleichzeitig liegen in den Schubladen der gro-
ßen Kommunikationsabteilungen fertige Ak-
tionspläne für jede nur denkbare Art von Kri-
se. Denn die wirkliche Qualität eines guten 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeiters zeigt sich 
nicht bei der Routinepressekonferenz, sondern 
wenn das Handeln der eigenen Organisation 
in den Medien kritisch hinterfragt wird. Dann 
ist gute Krisenkommunikation gefragt.

Mit seiner gestiegenen Bedeutung ist das Ar-
beitsfeld der Journalisten in der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit deutlich komplexer, an-
spruchsvoller und damit auch attraktiver ge-
worden. Der Leitfaden des DJV soll Berufsan-
fängern und Journalisten, die in die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit wechseln wollen, 
die notwendigen Informationen vermitteln, 
um sich ein möglichst realistisches Bild von 
den Anforderungen, den Verdienstmöglichkei-
ten sowie den Regeln des Berufsstandes in al-
len Arbeitsbereichen zu machen.

„Journalisten in 
Wirtschaft und 
Verwaltung“
Hendrik Zörner, 
Deutscher Journalisten-Verband

Die letzten Jahre waren von einem rasanten 
Wandel der Medien, des Journalismus und 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit geprägt. 
Youtube, Facebook, Twitter, Videohandys ka-
men neu auf den Informations- und Mei-
nungsmarkt, mischten sowohl klassische Me-
dien als auch eingeübte Kommunikationswe-
ge auf. Dass der Umbruch abgeschlossen ist, 
glaubt niemand, wohin die Entwicklung füh-
ren wird? An Prophezeiungen besteht ebenso 
wenig Mangel wie an Horrorvisionen. Verläss-
liche Aussagen kann eh kaum jemand treffen. 
Fest steht nur: Veränderung ist das Ziel.

Bei so viel Bewegung in alle Richtungen wird 
manch einem schwindlig – den Journalisten 
in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit mehr 
noch als ihren Kolleginnen und Kollegen in 
den Redaktionen. Denn für sie steht viel auf 
dem Spiel: Von Kontrollverlust ist oft zu hö-
ren, von abhanden gekommener Deutungs-
hoheit auch. Für die einen sitzt der Feind im 
world wide web, das sie natürlich beobach-
ten, aber kaum aktiv nutzen. Für die ande-
ren bricht ein Weltbild zusammen, als plötz-
lich ihr oberster Dienstherr im Wahlkampf 
auf die Idee kommt, via Twitter mit den Bür-
gern zu kommunizieren – an der Pressestel-
le vorbei.

Wo also stehen die Journalisten in Wirtschaft 
und Verwaltung heute? Und wohin sollen sie 
gehen? Vor der Antwort stehen zwei Fallbei-
spiele, die sich genau so zugetragen haben.

Solingen – es brennt
Am 29. Mai 1993 wird das Haus der türki-
schen Familie Genç angezündet. Fünf Mäd-
chen und Frauen kommen in den Flammen 
ums Leben. Der Brandanschlag, begangen 
von jungen Ausländerfeinden, sorgt in der 
Stadt, in ganz Deutschland für Trauer und 
Entsetzen. Journalisten aus aller Welt strö-
men nach Solingen, filmen, interviewen, re-
den mit deutschen und türkischen Bürgern 
dieser Stadt, mit Kommunalpolitikern, fan-
gen Stimmen, Einschätzungen und Infor-
mationen ein. Die Pressestelle des Rathau-
ses wird zu dieser Zeit von Hansjörg Laute 
geleitet, einem ehemaligen Zeitungsredak-
teur, den sein Dialekt schon als eingefleisch-
tes Kind der Region verrät und dessen Haupt-
kunde bisher das Solinger Tageblatt ist. Wenn 
mal das benachbarte WDR-Studio Wupper-
tal anklopft, ist ein dickes Kreuz im Kalender 
fällig. Und jetzt? Da steht plötzlich das inter-
nationale Pressecorps in der Stadt, drängeln 
sich die Korrespondenten nationaler wie in-
ternationaler Fernsehsender um den besten 
Platz in der Straße, die auf die ausgebrann-
te Ruine des Hauses der Familie Genç führt. 
Und was macht Hansjörg Laute? Er versucht 
den Medienrummel zu managen, zerrt seinen 
Oberbürgermeister von einem Interview zum 
nächsten, knüpft für die Journalisten Termine 
mit Angehörigen des örtlichen Ausländerbei-
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rats, mit Vertretern der Parteien im Solinger 
Stadtrat. Die toten Angehörigen der Familie 
Genç kann er nicht mehr zum Leben erwe-
cken. Aber die Journalisten, die 1993 mit Laute 
zu tun haben, bescheinigen dem Pressespre-
cher aus der rheinischen Provinz, einen abso-
luten Profi-Job gemacht zu haben.

Desertec – die Sonne brennt
2009 steht ganz im Zeichen einer lang an-
haltenden gesellschaftlichen Diskussion über 
den Klimawandel und seine dramatischen 
Folgen für die Menschheit. Das chemische 
Kürzel CO2 ist in aller Munde – da kommen 
Berichte über ein mögliches Großprojekt in 
der Wüste zur Erzeugung unbegrenzt vor-
handener Sonnenenergie wie gerufen. De-
sertec heißt die Zukunftsvision, an der sich 
vielleicht auch deutsche Großkonzerne be-
teiligen wollen. Viele Fragen sind noch offen, 
insbesondere die entscheidende, ob nämlich 
Desertec jemals über das Stadium einer hüb-
schen Zukunftsvision hinauskommt. Doch die 
in Deutschland ansässigen Hersteller von So-
laranlagen sind sensibilisiert. Sie haben seit 
einiger Zeit noch mit einem anderen Prob-
lem zu kämpfen: Für die vom Staat subventi-
onierten Solardächer müssen deutsche Häus-
lebauer nicht mehr mangels Alternativen auf 
Solarzellen „made in Germany“ zurückgrei-
fen. Die Konkurrenz aus Fernost liefert bil-
liger. Für die Pressesprecher der betroffenen 
Branche gibt es also genug zu tun, soll man 
meinen. Wie sie die Situation meistern, tes-

tet das pr-magazin in seiner September-Aus-
gabe 2009. Die Antworten zeigen: „Profi-Job“ 
und „Partner der Journalisten“ sind Bezeich-
nungen, die hier fehl am Platz sind. Beispie-
le: Centrotherm photovoltaics hat die Pres-
searbeit an eine PR-Agentur vergeben. Dort 
werden nur schriftliche Fragen beantwortet. 
Autorisiert werden sollen aber nicht nur die 
Zitate, sondern auch die verwendeten Inhal-
te. Ein Zitatgeber für die Antworten fehlt völ-
lig. Oder SolarWorld: Hier lässt man sich alle 
Zeit der Welt mit den schriftlichen Antwor-
ten, die dann auch noch die gestellte Frage 
umschiffen.
So wie Hansjörg Laute nicht für alle kommu-
nalen Pressesprecher und die Kommunikato-
ren von Centrotherm photovoltaics und So-
larWorld nicht für alle Pressestellen in Wirt-
schaftsunternehmen stehen, zeigen die bei-
den Episoden doch eines: Gerade im Fall ei-
ner Krise muss die PR funktionieren, kommt 
es auf das journalistische Know-how und 
die Servicementalität des Pressesprechers 
an. Das notwendige Selbstverständnis, Part-
ner der Journalisten zu sein, kann eine be-
auftragte PR-Agentur ebenso wenig einlösen 
wie eine Pressestelle, die vor lauter internen 
Abstimmungsprozessen jegliches Gespür für 
Redaktionsschlüsse verloren hat. Wen wun-
dert es da noch, dass seit Einführung des 
Web 2.0 der Emotions- und Meinungsmarkt 
an Geschwindigkeit zunimmt und der Infor-
mationsmarkt häufig auf der Kriechspur da-
herkommt? Wenn die Skandalisierungswelle 
erst mal rollt, ist mit Fakten nicht mehr viel 
auszurichten.

 1.  Seien Sie ansprechbar, Sie persönlich, 
und nicht nur für den Spiegel.

 2.  Seien Sie schnell und aktuell. Niemand 
wartet bis Ostern auf Ihr Statement 
zum letzten Weihnachtsfest.

 3.  Seien Sie ein guter Demokrat und 
bedienen Sie den Freien von der 
Heimatzeitung genauso umfassend 
und zuverlässig wie den Chefreporter 
des ARD-Senders.

 4.  Lassen Sie sich Ihre Pressearbeit nicht 
vom Hausjuristen diktieren. Schriftliche 
Interviews sind langweilig.

 5.  Beantworten Sie in Interviews die 
gestellten Fragen. Marketing-Soße 
verdirbt das Menü nur.

 6.  Haben Sie den Mut zum eigenen 
Statement. Verinnerlichen Sie den 

Grundsatz: „Es gilt das gesprochene 
Wort.“ Denn Autorisierungen verzö-
gern die Redaktionsarbeit.

 7.  Reden Sie mit den Journalisten auch 
mal über das Wetter. Sie sind doch ein 
Mensch und keine Antwortmaschine.

 8.  Üben Sie mit den Experten in Ihrem 
Unternehmen oder Ihrer Verwaltung 
den Fünfsatz. Damit nichts schief 
geht, wenn die „Eggheads“ vor die 
Kamera müssen.

 9.  Räumen Sie Fehler ein. Der recher-
chierende Journalist ist nicht Ihr 
Metzger, sondern Ihr Kritiker.

 10.  Mischen Sie im Web 2.0 mit. Gehen 
Sie mit Kritik im Internet konstruktiv 
um. Öffentlichkeitsarbeit ist mehr als 
die Produktion bunter Flyer.

Was ist also zu tun? 

Hier die 10 goldenen Regeln für Pressesprecher:



12 Grundregeln 13Grundregeln

Grundregeln

Grundregeln des 
Journalismus in 
der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit
von Antje Prochnow, 
Hallesche Verkehrs AG

In den letzten zehn Jahren hat die Anzahl 
der Journalisten in der Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit von Unternehmen und Ver-
waltungen zugenommen. Das hat vielfältige 
Ursachen. Nicht dass auf einmal Journalis-
ten lieber auf der anderen Seite des Schreib-
tischs arbeiten würden. Häufig sind es die äu-
ßeren Umstände, die einen Wechsel aus der 
Zeitungsredaktion in die Pressestelle herbei-
führen. Redaktionen werden geschlossen, Ver-
lage strukturieren ihre Zeitungen um, Blätter 
werden eingestellt. Andererseits gibt es in im-
mer mehr Unternehmen, Verwaltungen, Ver-
bänden und Organisationen Stellen für Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeiter. Diese Angebo-
te werden von den Journalisten gern aufge-
griffen, um ihrer beruflichen Profession wei-
ter nachgehen zu können.

Doch sind die Aufgaben und die mit der jour-
nalistischen Tätigkeit verbundenen Regeln in 
Redaktion und Pressestelle gleich? Sind die 
Journalisten – egal, wo sie tätig sind – den 
gleichen Grundregeln verpflichtet? 

Die Aufgabe von Journalisten ist es, Nach-
richten zu finden, zu recherchieren, journalis-
tisch aufzubereiten und an ein Publikum zu 
vermitteln. Dieses Tätigkeitsfeld ändert sich 

auch nicht, wenn ein Journalist in eine Pres-
sestelle wechselt. Denn auch hier ist es seine 
Aufgabe, Ereignisse und Meldungen zu fin-
den, die so wert- und gehaltvoll sind, um ei-
ne Nachricht zu werden. Dennoch gibt es be-
reits an dieser Stelle den ersten Unterschied 
zum Journalisten in der Redaktion. Die Ereig-
nisse und Meldungen haben im Wesentlichen 
mit dem Unternehmen oder der Organisati-
on zu tun, bei der der Journalist beschäftigt 
ist. Er ist also nicht mehr ganz frei in seiner 
Themenwahl. Noch viel wichtiger ist, dass er 
durch seine Bindung an das Unternehmen 
auch moralisch verpflichtet ist – in dreifacher 
Hinsicht: Ein Journalist in einer Pressestelle 
ist verantwortlich gegenüber seinem Arbeit-
geber, den Journalisten in den Redaktionen 
und gegenüber der Öffentlichkeit. 

Ein Journalist trägt immer soziale Verantwor-
tung, egal ob er freiberuflich tätig ist, bei ei-
ner Redaktion oder einer Organisation ange-
stellt ist. Neben der innerpersönlichen Ver-
antwortung, die jeder für sich selbst vertre-
ten muss, obliegt er auch einer Organisati-
onsmoral. Hier können sich vor allem bei ei-
ner Anstellung in einer Organisation die Geis-
ter scheiden und beim Journalisten einen Ge-
wissenskonflikt herbeiführen. Durchaus ist 
die Situation vorstellbar, dass ein Geschäfts-
führer von seinem Pressesprecher verlangt, ei-
nen Sachverhalt zu verschleiern oder gar zu 
lügen. Hier wird eine entscheidende Aufga-
be eines Pressestellenjournalisten deutlich: Er 
muss auch intern kommunizieren und mora-
lisch wirken. Die Grenzen für die kommunika-
tive Auseinandersetzung mit dem Vorgesetz-
ten muss letztlich jeder für sich selbst ziehen. 
Dabei sollte auch bedacht werden, dass sich 

manche Unternehmen für ihre Pressestellen 
bewusst Journalisten aus Tageszeitungsre-
daktionen ihrer Region suchen. Dadurch glau-
ben sie offenbar, einen besonders guten Kon-
takt zur Presse aufbauen zu können. Der Jour-
nalist muss spätestens an dieser Stelle auf-
passen, dass er nicht zum bloßen Werkzeug 
des Unternehmens wird.

Der Dialog von Journalist zu Journalist spielt 
eine wichtige Rolle für alle diejenigen, die 
nicht nur als Redakteur in einer Pressestelle 
arbeiten, sondern auch die Funktion des Pres-
sesprechers übernehmen. Diese Journalisten 
werden zu einem wichtigen Ansprechpartner 
für ihre ehemaligen Kollegen. Die dabei ent-
stehenden Kommunikationsprozesse bleiben 
nicht immer konfliktfrei. Denn nicht immer 
sind die Nachrichten, die eine Pressestelle 
herausgibt, für die Zielgruppe Journalisten in 
den verschiedenen Medien relevant. Für den 
Pressesprecher sollte es sich von selbst verste-
hen, dass die Medien nicht mehr ihrer Pflicht 
zur Berichterstattung nachkommen können, 
wenn sie nur drucken sollten, was von Or-
ganisationen geliefert wird. Dies gegenüber 
den Vorgesetzten deutlich zu machen, gehört 
auch zur sozialen Verantwortung des Journa-
listen in der Pressestelle. 

Maßstäbe für das richtige Kommunizieren fin-
den Pressestellenjournalisten in den ethischen 
Grundsätzen, die etwa der Pressekodex für al-
le Journalisten in Deutschland aufgestellt hat. 
Es gehört zu den Kernaufgaben eines Presse-
sprechers, die entscheidenden Akteure seiner 
Organisation auf diese Kommunikationsmaß-
stäbe einzuschwören. Für Journalisten wie 
Pressesprecher sind insbesondere die gesetz-

lichen Regelungen zum Urheberrecht, zum Co-
pyright, zum Widerspruch sowie zur Zeugnis-
verweigerung und zum Informantenschutz re-
levant. Neben den vom Gesetzgeber gesetz-
ten Normen, dem Artikel 5 des Grundgeset-
zes und den Landespressegesetzen, gibt es 
ethische Standards, die sowohl für Journalis-
ten einer Tageszeitung als auch für Journalis-
ten einer Organisation gelten sollten. Für die 
demokratische Presse wurden diese ethischen 
Standards erstmals 1954 im Code de Bordeaux 
kodifiziert. Er stand Pate bei der Schaffung des 
Pressekodex durch den Deutschen Presserat. 
Die darin aufgestellte Forderung, die Wahr-
heit zu achten und die Öffentlichkeit wahr-
haftig zu unterrichten, muss von jedem Jour-
nalisten befolgt werden.

Wichtige Regelungen findet ein Pressespre-
cher für seine Arbeit auch in den jeweiligen 
Landespressegesetzen. Da sind vor allem das 
Informationsrecht der Presse und die damit 
verbundene Auskunftspflicht der Behörden 
zu nennen. Pressesprecher von Behörden sind 
verpflichtet, Vertretern der Medien zur Erfül-
lung ihrer Aufgabe Auskünfte zu erteilen. Es 
gibt aber auch Gründe, die eine Auskunfts-
verweigerung rechtfertigen. Das betrifft zum 
Beispiel Angelegenheiten, die der Geheimhal-
tung unterliegen, Auskünfte zu einem schwe-
benden Verfahren oder bei der drohenden 
Verletzung schutzwürdiger privater Interes-
sen. Es besteht aber auch die Möglichkeit, ei-
ne Auskunft zu verweigern, wenn der Auf-
wand für die Erlangung der Informationen 
ein zumutbares Maß überschreitet. Hierbei 
handelt es sich um einen sehr subjektiven 
Aspekt, der eine situationsbedingte Entschei-
dung erfordert. Grundsätzlich regelt das Lan-
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despressegesetz allerdings, dass Auskünfte 
bei Behörden einklagbar sind. Im Landespres-
segesetz sind außerdem Impressumspflicht, 
Gegendarstellungsanspruch und Zeugnisver-
weigerungsrecht geregelt.

Journalistische Tätigkeit als Öffentlichkeitsar-
beit ist Auftragskommunikation, der von den 
Medien mit Misstrauen begegnet wird. Da 
ein Journalist einer Organisation in der Re-
gel Einzelinteressen durchzusetzen hat, kann 
er in seiner Tätigkeit tatsächlich anfällig für 
Praktiken sein, die es mit der Wahrheit nicht 
so genau nehmen. Der Deutsche Journalis-
ten-Verband wie auch PR-Berufsverbände ha-
ben Regeln zur Berufsethik aufgestellt, die in 
solchen Situationen Verhaltenssicherheit ge-
ben und der Öffentlichkeit signalisieren sol-
len, dass sich Pressesprecher um Verantwor-
tung und Redlichkeit bemühen.

Eine Ethik der PR wurde zuerst 1965 als Code 
d’Athène formuliert. Der Kodex orientiert sich 
an den Menschenrechten und an der Wür-
de und dem Wert der menschlichen Person. 

Mit dem Code de Lisboa wurde 1978 der Ko-
dex erweitert. Beide Kodizes wurden 1991 
von der Deutschen Public Relations Gesell-
schaft (DPRG) als ethische Grundlagen der 
PR übernommen und sind in der Präambel 
zur Satzung der DPRG formuliert. Demnach 
sollen die Öffentlichkeitsarbeiter die Wahr-
heit nicht anderen Ansprüchen unterord-
nen und es unterlassen, Informationen aus 
unkontrollierten Quellen zu verbreiten. Hier 
können für den Journalisten in einer Presse-
stelle Konflikte entstehen, wenn Kommuni-
kationsziele der eigenen Organisation nicht 
mit den Normen und Kodizes übereinstim-
men. Pressesprecher müssen die Verantwor-
tung für ihr Handeln übernehmen und da-
bei beabsichtigte und unbeabsichtigte Wir-
kungen einkalkulieren und antizipieren. Ver-
antwortungsethisches Handeln wird einem 
Journalisten in der Organisation nur dann ge-
lingen, wenn er sich selbst immer wieder ei-
ner Selbstkontrolle unterzieht und daraus die 
richtigen Entscheidungen für sein kommuni-
katives Handeln trifft.

Herausforderung 
Social Media
von Hendrik Zörner, 
Deutscher Journalisten-Verband

Es war gut gemeint: Das Energieunternehmen 
RWE, in der kritischen Öffentlichkeit oft mit 
Atommeilern, klimaschädlichen Kohlekraft-
werken und knickenden Strommasten asso-
ziiert, wollte das eigene Image verbessern. 
Was bot sich da besser an als der Umweltas-
pekt? Jung von Matt, eine der renommier-
testen deutschen Werbeagenturen, mach-
te sich an die Arbeit und produzierte einen 
zwei Minuten langen Trickfilm, in dem ein 
gutmütiger Riese freundlich lächelnd durch 
die Landschaft stapft und sich der Stromer-
zeugung widmet – in völligem Einklang mit 
der Umwelt, versteht sich. Der „Energierie-
se“, so der Name des Spots, sollte 2009 zu-
nächst intern zur Motivation der RWE-Mitar-
beiter eingesetzt werden, um dann in ausge-
wählten Kinos als Werbefilm vor Harry Pot-
ter zu laufen.

Die Essener Stromlenker hatten die Rech-
nung ohne den Wirt, in diesem Fall Green-
peace, gemacht. Die Öko-Organisation bau-
te den Film nach, verfremdete ihn und zeig-
te am Ende einen Energieriesen, der in einer 
atomaren Trümmerlandschaft steht. Wie das 
ging und welche Resonanz Greenpeace mit 
seiner Aktion hatte, war Thema eines gut 
besuchten Workshops auf der DJV-Fachta-
gung „Öffentlichkeit machen“ im September 
2009 in Köln.

Wer ein halbes Jahr später auf Google die 
Suchbegriffe „RWE“ und „Energieriese“ ein-
gibt, findet die beiden Gegner auf einer Seite: 
auf der ersten Seite der Google-Treffer, ganz 
nah beieinander. An Aufmerksamkeit für sei-
nen Werbefilm hat RWE keinen Mangel, die 
größere Publicity trägt zweifelsohne Green-
peace davon.

Der „Energieriese“ ist ein vielleicht drasti-
sches Beispiel für die Macht der Social Me-
dia, der sozialen Netzwerke, des Web 2.0, der 
Blogosphäre, um gleich alle Begriffe für das 
zu nennen, was ganzen Kommunikationsstä-
ben von Unternehmen, aber auch so man-
chem Politiker Angstschübe versetzt. Denn, 
um das gleich vorweg zu nehmen: Um Ant-
worten auf die „Herausforderung Social Me-
dia“ ist die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
bisher verlegen.

Die Szene befindet sich im Umbruch, viel-
leicht sogar in einem radikalen Wechsel. 
Der Pressesprecher ist nicht mehr der allei-
nige Hüter der Informationen, die er abge-
schwächt oder aufgepusht an die Medien 
weiter gibt. Und nette Kunden- oder Verbrau-
cherportale auf der Homepage des Unterneh-
mens, die nur auf Einbahnstraßenkommuni-
kation setzen, haben auch ausgedient.

Die kritische Öffentlichkeit gab es schon im-
mer, aber noch nie hatte sie es so einfach, 
sich Gehör zu verschaffen. Wer schreibt noch 
Leserbriefe an Zeitungen, wenn das eigene 
Blog in weniger als einer Viertelstunde ein-
gerichtet ist? Dank Suchmaschinenoptimie-
rung ist gewährleistet, dass die Bloginhal-
te auch gefunden werden. Darauf reagieren 
bislang nur die wenigsten Pressestellen von 
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Unternehmen und Behörden mit adäquaten 
Mitteln. Denn der erste Versuch ist kläglich 
gescheitert. Mit Agenturunterstützung hat-
ten einige Unternehmen auf den Netzdialog 
gesetzt. In jeder kritischen Internetdiskussion 
mischten positive Kommentare mit – zuwei-
len in größerer Anzahl als die kritischen Stim-
men. Dumm nur, wenn herauskommt, dass 
die verschiedenen Identitäten von ein und 
derselben IP-Adresse aus posten oder wenn 
ein frustrierter Mitarbeiter einer PR-Agentur 
über das viele Kommentierung „im Kunden-
auftrag“ plaudert.

Der offene Dialog mit der Blogosphäre ist 
für deutsche Unternehmen immer noch ein 
Fremdwort. Abschotten und wegducken 

scheint die Devise zu sein. So hat RWE auf 
den Energieriesen von Greenpeace reagiert – 
offenbar in der Hoffnung, dass die Internetu-
ser das Interesse verlieren. Zumindest im ers-
ten halben Jahr nach dem Spot ging die Rech-
nung nicht auf.

Was spricht eigentlich dagegen, wenn sich 
Unternehmen der Diskussion stellen? Wenn 
sie endlich begreifen, dass sie nicht mehr nur 
über die Medien kommunizieren können? Ei-
gentlich nichts, denn selbst die hartgesot-
tensten Blogger goutieren, wenn es einen 
Diskussionsbeitrag des Kritisierten gibt.

Als Todsünde gilt im Web 2.0 nur eines: 
Schweigen.

… in der Wirtschaft
von Michael Tschugg, PublicRelations.
Branding, Ilvesheim

Aufgaben
Die Wirtschaftswoche verliert ihren Chefre-
dakteur an die Deutsche Bank. Der ehema-
lige Sat.1-Anchorman macht PR für Daimler. 
Der frühere Chefredakteur von Reuters suchte 
sich die schwierigsten Aufgaben: Erst sprach 
er für die WestLB, danach für die Hypo Real 
Estate. Der Ex-Intendant der Deutschen Welle 
leitete bis vor kurzem die Fraport-Öffentlich-
keitsarbeit. Und die edelsten Federn der Wirt-
schafts- und Finanzressorts von Handelsblatt, 
FAZ oder WiWo gehen in führende Positionen 
der PR in der Industrie und in Agenturen.

Was macht die neue Attraktivität von PR und 
Öffentlichkeitsarbeit aus? Oder spricht die 
Transferliste der ersten PR-Liga doch eher für 
die Ergebnisse einer Studie des Netzwerks Re-
cherche aus dem Jahre 2006, dessen Vorsit-
zender Dr. Thomas Leif konstatiert: „Die PR-
Industrie kolonialisiert den Journalismus zu-
nehmend.“?

Die Position des DJV ist klar und unmissver-
ständlich: Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter 
sind Journalisten. Immerhin gehören rund 
10 Prozent der DJV-Mitglieder dieser Berufs-
gruppe innerhalb des Journalismus an. Für 
den DJV-Bundesvorsitzenden Michael Kon-
ken „arbeiten beide Gruppen journalistisch, 
denn beide tragen Informationen zusam-

men, bereiten diese auf und stellen sie ei-
ner Öffentlichkeit oder Teilöffentlichkeiten 
zur Verfügung“.
Es ist in der Tat kein leichtes Unterfangen, 
den Beruf des Presse- und Öffentlichkeitsar-
beiters klar zu umreißen, existiert doch kein 
einheitlich festgelegter Ausbildungsweg und 
ist der Zugang zu diesem Beruf frei. Insofern 
hilft nur ein Blick auf die konkreten Aufgaben, 
speziell auch für PR-Verantwortliche in Wirt-
schaftsunternehmen, um sich Klarheit über 
die täglichen Erfordernisse und die journalis-
tischen Themenstellungen zu verschaffen.
Schnell wird dabei deutlich: Die Diskussion 
um die journalistischen Qualitäten der Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit ist richtig und 
wichtig. Die Pressearbeit bildet nach wie vor 
den Kern unternehmerischer Öffentlichkeits-
arbeit. Und daher sind nur journalistisch ver-
sierte PR-Verantwortliche in der Lage, ihre 
Aufgaben auf hohem professionellem Niveau 
zu leisten, daran besteht kein Zweifel. 
Zweierlei ist dabei jedoch zu berücksichtigen. 
Zum einen ist Öffentlichkeitsarbeit immer 
auch Auftragskommunikation. Sie vertritt die 
Interessen ihrer Auftraggeber – im Dialog, in-
formativ, wahrheitsgemäß, offen und kompe-
tent. Insofern sind die Intentionen immer klar. 
Zweitens gehen die heutigen Aufgaben in der 
PR über die Pressearbeit hinaus. Die Professi-
onalität von Öffentlichkeitsarbeitern verlangt 
daher auch Fähigkeiten im Bereich von Ma-
nagement und Organisation.
Alle modernen Berufsbilder der Professi-
on, z.B. der Deutschen Public Relations Ge-
sellschaft (DPRG) oder der Gesellschaft Pub-
lic Relations Agenturen (GPRA), betonen den 
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Managementcharakter der Öffentlichkeitsar-
beit. Es geht darum, den Meinungsbildungs-
prozess strategisch zu gestalten, Standpunk-
te zu vermitteln und Orientierung zu ermög-
lichen. Grundziel ist es, durch eine faire, lang-
fristig angelegte Kommunikation mit den In-
teressengruppen eines Unternehmens oder 
einer Organisation Vertrauen aufzubauen 
und zu festigen. 
Um diesem hohen Anspruch gerecht zu wer-
den, sind – auch im Sinne einer journalisti-
schen Ethik – zwei Grundvoraussetzungen zu 
erfüllen. Einerseits müssen PR-Verantwortli-
che eng in den Entscheidungsprozess inner-
halb ihrer Organisationen eingebunden sein. 
Dabei sollten sie auch Mut und Standfestig-
keit mitbringen, in die Entscheidungsfindung 
die Außensicht der Interessengruppen hinein 
zu tragen, um schon in diesem frühen Stadi-
um den Dialogaspekt der PR-Kommunikation 
zu verwirklichen. Andererseits muss der oder 
die PR-Verantwortliche – gerade weil er oder 
sie im Feld der Auftragskommunikation agiert 
– auch jederzeit bereit sein, für sich selbst die 
hohen kommunikations-ethischen Standards 
anzulegen, die etwa durch den Europäischen 
Kodex der Verhaltensgrundsätze in der Öf-
fentlichkeitsarbeit (Code de Lisbonne) oder 
die DPRG-Richtlinie für den Umgang mit Jour-
nalisten vorgegeben sind.

Die sechs wichtigen Kernaufgaben der 
Öffentlichkeitsarbeit werden heute durch-
gängig in der Formel AKTION zusammen-
gefasst:
A steht für Analyse, Strategie und Konzep-
tion. Hier geht es vor allem um das Erstel-
len von Situations- und Meinungsanaly-

sen sowie Stärken- und Schwächenprofi-
len. Auch die Definition von Zielen, die Ent-
wicklung von Strategien und Konzeptio-
nen zum Erreichen der gesetzten Ziele fal-
len hierunter. 

K steht für Kontakt, Beratung und Verhand-
lung. Hiermit ist der konstruktive Dialog 
mit internen wie externen Zielgruppen ge-
meint. Auch die Verhandlungen mit Dienst-
leistern, Gespräche und Diskussionen mit 
Vertretern gesellschaftlich relevanter Grup-
pen wie beispielsweise Politikern und Jour-
nalisten werden unter dieser Kernaufgabe 
zusammengefasst.

T steht für Text und kreative Gestaltung 
und beinhaltet die Aufbereitung und Kre-
ation von Informationen zum Beispiel in 
Form von Pressemitteilungen, Broschüren 
oder Internet-Seiten. 

I wie Implementierung ist eine weitere 
Kernaufgabe. Hier geht es vor allem darum, 
Entscheidungen zu treffen, Maßnahmen zu 
planen, Kosten zu kalkulieren und Zeitplä-
ne zu erstellen.

O bezeichnet die operative Umsetzung. Da-
bei werden Veranstaltungen und Projekte 
jeglicher Art durchgeführt. Des Weiteren 
fallen unter diese Aufgabe die aktive Pres-
searbeit sowie beispielsweise der Versand 
von Mailings.

N schließlich steht für Nacharbeit und Eva-
luation. Hiermit sind die Kontrolle des Er-
folgs der Maßnahmen wie auch die Analyse 
von Effektivität und Effizienz gemeint.

Um diese Aufgaben in auch für die eigene 
Organisation adäquater und eigenständi-
ger Weise ausfüllen zu können, bedarf es der 
Kenntnis eines breiten Kommunikationsinst-
rumentariums, das überdies einem beständi-
gen Wandel und permanenten Neuausrich-
tungen unterworfen ist. Im Einzelnen wer-
den als Instrumente eingesetzt:

–  Strategieentwicklung und Beratung: Ent-
wicklung der Kommunikationsstrategie, 
Beratung der Entscheider und Mitwirkung 
an allgemeinen strategischen Entschei-
dungen, Wirkungsanalysen

–  Presse-/Medienarbeit: Schreiben und Ver-
breiten von Pressemitteilungen, Beant-
worten von Presseanfragen, Organisation 
von Pressekonferenzen, Durchführung von 
Journalistenreisen, Interviews

–  Online-Kommunikation: Gestaltung von 
Internet-Auftritt, Kommunikation mit On-
line-Diensten/Blogs etc., Intranet-Kommu-
nikation 

–  Mediengestaltung: Erstellen von Ge-
schäftsberichten, Broschüren, Flyern, 
Image-Anzeigen, Mailings, Newslettern, 
Kundenzeitschriften

–  Veranstaltungsorganisation: Planung und 
Durchführung von Presse-Konferenzen, Se-
minaren, Tagen der offenen Tür und sons-
tigen Events

–  Interne Kommunikation: Erarbeiten von 
Mitarbeiterzeitschriften, Planung und 
Durchführung von Veranstaltungen für 
Mitarbeiter, Schulung von Mitarbeitern, In-
tranetbetreuung

–  Training: zum Beispiel Medientraining und 
Argumentationstraining für Geschäftsfüh-
rung und Mitarbeiter

Die Auflistung – die keineswegs vollständig 
ist – macht deutlich, dass das Berufsfeld Öf-
fentlichkeitsarbeit/Public Relations deutlich 
mehr als „bloße“ Presse- oder Kommunika-
tionsarbeit umfasst. Vielmehr beinhaltet Öf-
fentlichkeitsarbeit neben Information und 
Kommunikation auch Analyse, Planung, Be-
ratung, Organisation, Steuerung und Kont-
rolle – und damit eine umfassende Manage-
ment-Komponente.

Public Relations sind deshalb auch immer 
Kommunikationsmanagement, das den Pro-
zess der Meinungsbildung gestaltet. Dies ge-
schieht durch den strategisch geplanten, ef-
fizienten und gezielten Einsatz der Kommu-
nikationsmittel.

Ausbildung und Vergütung
Für den Einstieg in den Bereich Öffentlich-
keitsarbeit gibt es keinen einheitlich festge-
legten Ausbildungsweg. Es gibt keine staat-
lichen Prüfungen. Der Zugang ist frei – und 
entsprechend gibt es viele Wege in dieses 
weiterhin zukunftsträchtige Berufsfeld. Dies 
bedeutet jedoch wiederum nicht, dass es 
nicht deutliche Voraussetzungen für einen 
erfolgreichen Start in die PR gäbe. Die be-
schriebenen Aufgabenfelder haben dargelegt, 
dass eine Karriere in der Öffentlichkeitsarbeit 
durch eine hohe fachliche wie ethische Kom-
petenz beflügelt wird.

Da PR-Fachkräfte ihre Organisationen oder 
Auftraggeber in gesellschaftlichen Zusam-
menhängen präsentieren, sind Kenntnisse 
aus den Bereichen Gesellschaft, Wirtschaft, 
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Politik und Soziales häufig unabdingbar. Da-
mit scheint ein Studium der Gesellschafts- 
oder Wirtschaftswissenschaften ein durch-
aus nützlicher Einstieg in den Beruf zu sein. 
Zumindest ist die Zahl der Berufseinsteiger 
ohne Hochschulabschluss in Deutschland seit 
langem rückläufig. 

Dennoch gilt nach wie vor, was auch Dr. Mat-
thias Fritton, früher Leiter Kommunikation bei 
der KfW und der Dresdner Bank, heute Part-
ner einer renommierten Personalberatung, 
in einem Interview mit dem Newsletter PR-
Navigator 05/2007 betonte: „Doch letztlich 
lernt man den Job ohnedies nur in der Praxis 
– nämlich ,by doing’.“

Diesen Praxisbezug kann zunächst auch ein 
Volontariat vermitteln – entweder klassisch 
bei einem Medium oder auch in einer kom-
binierten Variante, die inzwischen ebenfalls 
anzutreffen ist, wo PR-Stellen in Unterneh-
men dual und gemeinsam mit der Medien-
wirtschaft ausbilden. Dieser Weg hat unzwei-
felhaft den Vorteil, mit den Grundlagen der 
Kernaufgabe Pressearbeit vertraut zu werden. 
Gerade die eingangs zitierte Diskussion um 
die journalistischen Qualitäten von PR-Schaf-
fenden macht es immer wichtiger, hier eine 
gute Fundierung zu schaffen. Der oder die 
künftigen PR-Verantwortlichen müssen wis-
sen, wie Medien und Journalisten – gerade in 
den unterschiedlichen Gattungen – arbeiten, 
wie dort Themen entstehen und in welchen 
Formen man diese Themen aufbereitet.

Damit sind auch bereits wesentliche Kompe-
tenz-Fertigkeiten und Arbeitstechniken, die 
beherrscht werden sollten, angesprochen. 
Recherchetechniken gehören dazu, ebenso 

die Kenntnis und Beherrschung redaktionel-
ler Darstellungsformen, auch eine gewisse 
„Blattmacher“-Orientierung, wenn es darum 
geht, Printmedien zu konzipieren und für ih-
re Leser interessant zu machen.
Die Bereitschaft, sich beständig auch mit neu-
en Entwicklungen im Journalismus ausein-
anderzusetzen, macht der Boom des Online-
Journalismus deutlich. Es darf heute vom PR-
Profi erwartet werden, dass er auch für die-
sen Medienkanal die richtige Ansprache und 
Darstellungsform kennt und anwendet.
Darüber hinaus gewinnen Spezialfelder der 
Kommunikation immer mehr an Bedeutung. 
Financial- und Investor Relations, die sich an 
den Kapitalmarkt und dessen Zielgruppen 
richten, sind ein solches Beispiel. Außerdem 
wird der Bereich Krisenmanagement, das kri-
tische Kommunikationssituationen regelt, im-
mer wichtiger.
In einem gesellschaftlichen Umfeld, das von 
beständiger Veränderung geprägt ist, sind 
überdies Kenntnisse im Bereich Change Com-
munications, also das kommunikative Ma-
nagement von Veränderungsprozessen in ei-
ner Organisation oder innerhalb eines Unter-
nehmens, wesentlich und stellen an den mo-
dernen PR-Profi große Herausforderungen.
In einem Berufsfeld mit ungeregeltem Zu-
gang ist es besonders wichtig, dass Qualitäts-
standards bestehen, die sowohl Bildungsinte-
ressenten bei der Auswahl eines Bildungsan-
gebots als auch Arbeitgebern bei der Beurtei-
lung von Bewerberinnen und Bewerbern Si-
cherheit geben. Hier wurden inzwischen ak-
tuell Angebote geschaffen, die dem Anspruch 
des Arbeitsmarktes nach Transparenz und 

dem Ziel der Professionalisierung und Quali-
tätssicherung in der Aus- und Weiterbildung 
Rechnung tragen.

Die Möglichkeiten, eine fachliche PR-Qualifi-
kation zu erwerben, sind vielfältig: Wer das 
Erreichte überprüfen möchte, kann heute ei-
ne Prüfung absolvieren, die bundeseinheit-
lich nach DPRG-Qualitätsstandards die Eig-
nung von Bewerbern für die PR-Beratungsar-
beit bescheinigt und zum „zertifizierten PR-
Berater“ führt. Die Absolventen dokumentie-
ren mit dieser Prüfung profunde Kenntnisse 
in den Bereichen Analyse, Konzeption und PR-
Fachwissen, die in schriftlichen und mündli-
chen Prüfungen nachgewiesen werden müs-
sen. Absolventen sichern sich so einen Vorteil 
im Wettbewerb mit anderen Bewerbern, die 
das Zertifikat nicht erworben haben. Für die 
Arbeitgeber in Agenturen, Unternehmen und 
Verbänden kann die Zertifizierung die Aus-
wahl qualifizierter Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen sinnvoll absichern.

Das Angebot am PR-Bildungsmarkt ist groß 
und vielfältig. Dies macht es einem Bildungs-
interessenten nicht gerade leicht, ein passen-
des Angebot auf einem möglichst hohen Ni-
veau auszuwählen. Auch hier bieten die Be-
rufsverbände Hilfestellung, indem sie auf An-
trag und nach Überprüfung ein Gütesiegel an 
die Ausbildungseinrichtung vergeben. Erfolg-
reich zertifizierte Kursangebote haben nach-
gewiesen, dass dort anspruchsvolle und zeit-
gemäße Ausbildungsinhalte von kompeten-
ten Dozenten bearbeitet werden, eine pro-
fessionelle Organisation der Ausbildung ge-
währleistet ist und so von Seiten der Ausbil-
dungsinstitution die besten Voraussetzungen 

für einen Ausbildungserfolg bestehen. Ausbil-
der, die sich zur Zertifizierung entschließen, 
bekennen sich zur Transparenz ihrer Arbeit 
und zur kontinuierlichen Verbesserung ihrer 
Dienstleistung.

Auch der DJV hat sich die enge Kooperation 
und Koordination der Ausbildungsinitiativen 
zum Ziel gesetzt, damit Wissen und Erfahrun-
gen zur Journalistenausbildung zusammen-
getragen und in optimale Problemlösungen 
umgesetzt werden können. Ansätze zu die-
ser Kooperation gibt es in einer Expertenrun-
de von Leitern solcher Bildungseinrichtun-
gen, die sich in einer Selbstverpflichtung be-
stimmten Qualitäts- und Transparenzregeln 
unterwerfen.

Für den Karriereerfolg in der Öffentlichkeits-
arbeit ist eine ausgeprägte fachliche Qualifi-
kation heute in den meisten Fällen zentrale 
Voraussetzung für die berufliche Weiterent-
wicklung. Diese Qualifikation wird dabei zu-
meist in einer erfolgreichen Tätigkeit im ope-
rativen Bereich eines Unternehmens oder ei-
ner PR-Agentur erworben. Auf Grund seiner 
Entwicklung bietet das Berufsfeld Öffent-
lichkeitsarbeit noch immer die Möglichkeit, 
bei entsprechender Qualifikationsbereitschaft 
und ausreichender Flexibilität vergleichswei-
se schnell aufzusteigen. Die Einstiegsgehälter 
sind dabei – insbesondere im PR-Beratungs-
geschäft – recht niedrig, lassen sich bei Be-
währung in der PR-Praxis aber auch schnell 
steigern. Qualifizierter Führungsnachwuchs 
ist inzwischen wieder deutlich nachgefragt.

Die Einstiegsgehälter in der PR-Branche vari-
ieren nach wie vor erheblich. So wird in Agen-
turen deutlich weniger bezahlt als in der In-
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dustrie. Zudem ergeben sich erhebliche Un-
terschiede nach Branche und Aufgabenstel-
lung. So sind die Dotierungen in der Phar-
ma- oder Automobilindustrie unverändert 
hoch, eher am Ende rangiert hier die Kosme-
tik- oder Tourismusbranche. Auch liegt etwa 
die Finanzkommunikation deutlich vor On-
line-Arbeitsbereichen oder der internen Kom-
munikation. 

Volontärs- oder Junior-Einstiegsgehälter lie-
gen in einer Agentur im Durchschnitt zwi-
schen 15.000 € und 20.000 € p.a., dage-
gen in einem Wirtschaftsunternehmen auch 
schon einmal bei dem Doppelten dieses 
Werts. Bei den mittleren Führungsebenen 
sind die durchschnittlichen Jahresverdienst-
möglichkeiten in einem Bereich zwischen 
60.000 und 80.000 Euro angesiedelt. Be-
reits hier zeigt sich jedoch eine enorme Vari-
ationsbreite, je nach Branche und Tätigkeits-
feld. So liegen die Gehälter in Agenturen oder 
der Produkt-PR häufig am unteren Ende der 
Bandbreite, andererseits etwa diejenigen im 
Bereich Finanzkommunikation auch schon 
einmal deutlich über dem oberen Ende. Da-
gegen sind die Top-Positionen, gleich ob in 
Unternehmen oder Agentur, in der Regel im 
sechsstelligen Bereich anzusiedeln, Zusatzleis-
tungen wie zum Beispiel Firmenwagen sind 
dann obligatorisch.

Für die Zukunft sehen die auf PR speziali-
sierten Personalberater wie GK in Frankfurt, 
Comtract in Heidelberg oder Schuhmann in 
Köln eine weitere Verschärfung der Einstiegs-
voraussetzungen. So werden Quereinstei-
gern immer weniger Chancen attestiert. Zu-
künftig nachgefragt werde eine Kombinati-

on aus Management-Qualifikation und klas-
sischer journalistischer oder PR-Erfahrung. 
Aus Sicht vieler Pressesprecher eine durch-
aus richtige und konsequente Sichtweise, 
die gewährleistet, dass die PR-Profession so-
wohl den Ansprüchen von Seiten des Jour-
nalismus als auch den Erwartungen an die 
Führungsqualifikationen künftiger PR-Profis 
gerecht wird.

… im öffentlichen Dienst 
und bei Verbänden
von Manfred Letzelter, Kreis Bad 
Dürkheim, und Andreas Listing, 
Region Hannover

Corporate Communications 
in der Verwaltung
Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der öf-
fentlichen Hand hat sich in den letzten 30 
Jahren stark gewandelt. Noch zu Beginn 
der achtziger Jahre war für manchen Behör-
denchef die Tatsache, nur selten in der Zei-
tung zu stehen, ein Zeichen von Erfolg. Das 
hat sich spätestens mit der Direktwahl der 
kommunalen Bürgermeister und Landräte 
durchgreifend geändert. Wer sich alle fünf 
oder acht Jahre dem Votum der Wählerin-
nen und Wähler stellen muss, ist darauf an-
gewiesen, dass seine Arbeit in den Medien 
gewürdigt wird. Entsprechend ist die Erwar-
tung an die Beschäftigten in den Pressestel-
len gewachsen. Während früher ein Mitarbei-
ter neben seinem eigentlichen Verwaltungs-
job Anfragen von Journalisten beantworte-
te, verfügen heute große Städte und Krei-
se über Pressestellen mit bis zu 20 Mitarbei-
tern, kleinere Kommunen kennen indes häu-
fig noch den Einzelkämpfer. Ähnlich wie in 
der Wirtschaft wird nichts mehr dem Zufall 
überlassen. Ausgefeilte strategische Konzep-
te geben den Rahmen vor, was wie kommu-
niziert wird. Dabei nimmt die Fertigungstie-

fe ständig zu. Pressemappen enthalten heu-
te CDs mit Fotos der Hauptakteure, gleich-
zeitig wird das präsentierte Thema auch auf 
der Website als podcast und sogar vorprodu-
ziertes Audiomaterial im mp3-Format ange-
boten. In dem Maße, wie die Hauptakteure 
der Kommunalpolitik und der Verbände ak-
tiv die Öffentlichkeit suchen, um sich zu po-
sitionieren, nimmt die Empfindlichkeit für 
kritische Berichterstattung zu. Anweisungen 
an Pressesprecher mit missliebigen, weil kri-
tischen Journalisten nicht mehr zu sprechen, 
sind keine Ausnahme mehr. Der Verstoß ge-
gen das Pressegesetz wird mancherorts billi-
gend in Kauf genommen. Mit der Professio-
nalisierung der Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit nahm auch die Politisierung zu. Ähnlich 
wie bisher schon in den Länder- und Bundes-
ministerien ist das Schicksal des Spitzenper-
sonals in den kommunalen Presseämtern an 
das des Behördenleiters gekoppelt. Nicht sel-
ten findet eine Verzahnung mit der Arbeit der 
Mehrheitsfraktionen statt.

Aufgaben
Informiert sein ist für die Menschen in einem 
demokratischen Staat eine Grundvorausset-
zung, um an den Entscheidungen von Be-
hörden und Gremien teilzuhaben. Eine infor-
mierte Bürgerschaft kann effizient und sach-
kundig mitdenken und so ihre Bürgerrechte 
wahrnehmen. Die Pressestellen der Behör-
den in Deutschland sorgen dafür, dass die Be-
wohnerinnen und Bewohner von Kommune/
Land/Bund durch die Medien umfassend in-
formiert werden können.
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Die zunehmende Bedeutung von Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit in der Verwaltung und 
in den Verbänden führte zwangsläufig zu ei-
ner Professionalisierung. Kaum eine Presse-
stelle beschränkt sich heute auf reine Pres-
searbeit. Vielmehr umfassen das Leistungs-
spektrum und die Erwartung der Behördenlei-
tung die gesamte Bandbreite von Corporate 
Communications. Die Kommunikationspolitik 
einer Behörde zu definieren ist eine der wich-
tigsten strategischen Entscheidungen. 

Die Corporate Communications (CC) sind ne-
ben der Corporate Behaviour und dem Cor-
porate Design ein wichtiger Baustein zur Cor-
porate Identity und damit zur Außendarstel-
lung und zum Image einer Behörde. Der An-
satz von Corporate Communications geht 
über die reine Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit hinaus. Nicht nur die interne und exter-
ne Kommunikation steht im Fokus der tägli-
chen Tätigkeit, sondern auch zunehmend Auf-
gaben des Issue Managements, also des früh-
zeitigen Erkennens von möglichen Krisen für 
die eigene Organisation und rechtzeitigen 
Gegensteuerns. 

Diese Aufgabenvielfalt ist nur umsetzbar, 
wenn der Verantwortliche für Corporate Com-
munications in der inneren Hierarchie als 
Stabsfunktion direkt dem Leiter der Behörde 
unterstellt ist. Darüber hinaus muss die für 
Corporate Communications verantwortliche 
Organisationseinheit die einzige Schnittstelle 
für die Kommunikation mit den Medien sein. 

Die Pressegesetze aller Länder schreiben für 
Behörden eine Auskunftspflicht gegenüber 
Journalistinnen und Journalisten vor. Dane-
ben gelten aber auch nach wie vor die Leitsät-

ze des Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 
2. März 1977. Danach ist Öffentlichkeitsarbeit 
von Behörden notwendig, um den Grundkon-
sens der Bürger mit der im Grundgesetz ge-
schaffenen Staatsordnung lebendig zu erhal-
ten. Eine verantwortliche Partizipation des 
Bürgers am politischen Willensbildungspro-
zess setzt eine Öffentlichkeit voraus, die über 
die anstehenden Fragen und Probleme so-
wie die vorgeschlagenen Lösungsalternativen 
rechtzeitig und umfassend informiert wurde. 

Der folgende Katalog von Aufgaben versteht 
sich als idealtypische Auflistung aller mög-
lichen Tätigkeitsfelder. Das tatsächliche Auf-
gabenspektrum variiert je nach Größe und 
Aufgabe der Behörde sowie der personel-
len Ausstattung der Organisationseinheit. 
Grundsätzlich basiert die CC auf folgenden 
Elementen:

Interne Kommunikation

Die interne Kommunikation wird als Leistung 
der Organisationseinheit für Kommunikation 
häufig unterschätzt. Reichten in preußischen 
Amtsstuben noch Befehl und Gehorsam für 
die Führung einer Behörde, erwarten die heu-
tigen Mitarbeiter, dass sie bei der Definition 
von strategischen Zielen eingebunden wer-
den. Läuft in der Verwaltung oder dem Ver-
band ein interner Reformprozess, entschei-
det die richtige Binnenkommunikation über 
Erfolg oder Misserfolg.

Die interne Kommunikation als Verantwor-
tungsbereich innerhalb der Kommunikations-
einheit sorgt für eine regelmäßige Informati-
on der Mitarbeiter über die getroffenen Ent-

scheidungen der Organisationsleitung. Mög-
liche Kommunikationsmittel sind eine profes-
sionell erstellte Mitarbeiterzeitung, ein News-
letter, das Intranet oder Aushänge. Durch die-
se Aufgabe wird nicht nur das Verständnis für 
getroffene Entscheidungen vermittelt und da-
mit die Partizipation der Mitarbeiter an den 
Zielen der Organisation, sondern auch gleich-
zeitig in der Außendarstellung wichtige Mul-
tiplikatoren erreicht. Uninformierte und unzu-
friedene Mitarbeiter werden gegenüber Drit-
ten ein negatives Bild über die Stimmungs-
lage in der Organisation abgeben. Deshalb 
muss sich die Binnenkommunikation in das 
Gesamtkommunikationskonzept einfügen.

Consulting/Network

Während man bei den Mitarbeitern der Kom-
munikationsabteilung davon ausgehen kann, 
dass sie das strategische Kommunikations-
konzept und die daraus abgeleiteten opera-
tiven Ziele kennen und danach arbeiten, liegt 
der Schwerpunkt bei den oberen Führungs-
kräften eher in der Entscheidung von Sachfra-
gen. Kommunikationsexperten wissen, dass 
die Art und Weise der Umsetzung einer Sach-
entscheidung über die öffentliche Akzeptanz 
entscheidet. Eine gute Behördenleitung lässt 
sich daher von den hausinternen Kommuni-
kationsfachleuten entsprechend beraten. Dies 
setzt voraus, dass die Kommunikationsabtei-
lung in alle wichtigen Entscheidungsprozes-
se eingebunden ist und Zugang zu allen re-
levanten Sitzungen erhält.

Um die Beratungsfunktion effektiv wahrneh-
men zu können, führt die Pressestelle ein 

regelmäßiges Kommunikationscontrolling 
durch. Dies geschieht durch die fallbezogene 
sowie die tägliche Auswertung der Medien in 
einem Pressespiegel und die Analyse für die 
Behördenleitung. Mindestens einmal im Jahr 
sollte idealerweise eine Medienresonanzana-
lyse durchgeführt werden, um die Möglich-
keit zu erhalten, bei der Steuerung der ex-
ternen Kommunikation korrigierend eingrei-
fen zu können.

Durch die Einrichtung und kontinuierliche 
Pflege eines Medienarchivs kann die Ent-
wicklung der Meinungsbildung in den Medi-
en auch Jahre später nachvollzogen werden. 
Sie ist für eine effektive Arbeit in Kommuni-
kationsabteilungen unverzichtbar.

Die Steuerung und aktive Mitarbeit bei der 
Entwicklung der Vorgaben für die anderen 
imagebeeinflussenden Elemente Corporate 
Design und Corporate Behaviour stellen si-
cher, dass die Behörde bzw. der Verband mit 
einer einheitlichen Formensprache und Hand-
lungsweise in der Öffentlichkeit in Erschei-
nung tritt.

Viele große Kommunen und Kreise besitzen 
eine Reihe von Beteiligungsgesellschaften 
wie Stadtwerke, Bäder- und Nahverkehrsge-
sellschaften. Auch ihre Handlungsweise wird 
mit der „Zentrale“ im Rathaus oder Kreishaus 
identifiziert. Deshalb wird das kommunale 
Beteiligungsportfolio von den Verwaltungs-
chefs heute als Konzern ganzheitlich betrach-
tet. Entsprechend sollte die Kommunikation 
aufeinander abgestimmt werden.
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Externe Kommunikation

Die externe Kommunikation gliedert sich in 
die Presse- und die Öffentlichkeitsarbeit. Die 
klassische aktive Pressearbeit besteht in der 
Organisation von Pressekonferenzen und -ge-
sprächen sowie dem Verfassen von Pressein-
formationen. 

Pressekonferenzen und -gespräche dienen da-
zu, Statements der oberen Führung zu Sach-
fragen zu kommunizieren. Aber auch bei 
komplexen Fachfragen empfiehlt sich die 
Durchführung einer Pressekonferenz, da sie 
den Journalisten die Möglichkeit zu individu-
ellen Nachfragen einräumt und so das Entste-
hen von Missverständnissen vermeidet. Die 
regelmäßige Herausgabe von Presseinforma-
tionen sichert den Kommunikationsfluss mit 
den Medien. Es versteht sich von selbst, dass 
dabei die journalistischen Grundregeln zu be-
achten sind.

Die Mitarbeiter von Kommunikationsabtei-
lungen sind sozusagen in zwei Welten zu 
Hause, müssen sie verstehen und in sich ver-
einen: die Welt des Journalismus und die der 
Verwaltung. Sie üben zwischen beiden eine 
Brücken- und Gelenkfunktion aus. Ziel der 
Stelleninhaber muss es sein, von den Redakti-
onen in den Medien als Journalist, in der Ver-
waltung als Kollege angesehen zu werden – 
der nicht Interna verrät, sondern eine demo-
kratische Aufgabe versieht.

Ein wesentlicher Teil der Arbeit in den Kom-
munikationsabteilungen fällt auf die Beant-
wortung von Medienanfragen. Nach den je-
weiligen Pressegesetzen der Bundesländer 
sind die Behörden zur Auskunft verpflichtet.

Informationsrecht der Presse
(1)  Die Behörden sind verpflichtet, den Ver-

tretern der Presse die der Erfüllung ih-
rer öffentlichen Aufgabe dienenden Aus-
künfte zu erteilen.

(2)  Auskünfte können verweigert werden, 
soweit

 1.  durch sie die sachgemäße Durchfüh-
rung eines schwebenden Verfahrens 
vereitelt, erschwert, verzögert oder ge-
fährdet werden könnte oder

 2.  ihnen Vorschriften über die Geheim-
haltung entgegenstehen oder

 3.  sie ein überwiegendes öffentliches 
oder ein schutzwürdiges privates In-
teresse verletzen würden oder

 4.  ihr Umfang das zumutbare Maß über-
schreitet.

(3)  Allgemeine Anordnungen, die einer Be-
hörde Auskünfte an die Presse verbieten, 
sind unzulässig.

(4)  Der Verleger einer Zeitung oder Zeit-
schrift kann von den Behörden verlan-
gen, dass ihm deren amtliche Bekannt-
machungen nicht später als seinen Mit-
bewerbern zur Verwendung zugeleitet 
werden.

Quelle: §4 Nds. PresseG

Zusammen mit der Behördenleitung sind die 
dafür ernannten Pressesprecher die einzigen 
Mitarbeiter, die ein Aussagerecht gegenüber 
Journalisten haben. Damit soll erreicht wer-
den, dass die Behörde nach außen mit einer 
Stimme spricht.

Bei der Durchführung von Interviews beglei-
tet der Kommunikationsverantwortliche den 
Interviewpartner. Die ständige Kontaktpfle-
ge zu Journalisten beinhaltet auch die Orga-
nisation von Redaktionsbesuchen und Hinter-
grundgesprächen für die Leitung der Behörde 
bzw. des Verbandes. 

Öffentlichkeitsarbeit

Ein weiterer wichtiger Baustein der externen 
Kommunikation von Behörden und Verbän-
den ist die Öffentlichkeitsarbeit. Während 
die Pressearbeit ausschließlich Journalisten 
als Zielgruppe hat, richtet sich die Öffentlich-
keitsarbeit direkt an die Einwohner, Gäste aus 
dem In- und Ausland sowie Unternehmen, die 
sich für den Standort interessieren. 

Wichtige Voraussetzung für eine effektive Öf-
fentlichkeitsarbeit ist das Vorhandensein ei-
ner Marke, eines Corporate Designs (CD). Aus 
diesem Grund ist die Verantwortlichkeit für 
die Entwicklung und Pflege des CD häufig in 
der Kommunikationsabteilung angesiedelt. 
Durch das prägnante CD verbindet der Leser 
das Produkt schon beim Betrachten mit sei-
nem Absender aus der Verwaltung oder dem 
Verband. Die Palette der Produkte reicht von 
Infobroschüren, Jahrbüchern über die Betei-
ligung an Publikationen Dritter (Kreis- oder 
Stadtbroschüren von Anzeigenverlagen etc.) 
bis hin zur Herausgabe eines eigenen Amts-
blattes oder einer Einwohnerzeitung.

Die Produktion von Printprodukten, aber auch 
die Betreuung eines Internetauftritts, der spä-
ter behandelt wird, benötigt eine Vielzahl von 
gutem Bildmaterial. Die meisten der Kommu-

nikationsstellen verfügen daher über ein um-
fangreiches digitales Fotoarchiv, das kontinu-
ierlicher Pflege bedarf.

Ein weiterer Aufgabenbereich ist das Event 
Management. Um die Ergebnisse der eige-
nen Aktivitäten den Einwohnern oder Ver-
bandsmitgliedern deutlich zu machen, wer-
den Veranstaltungen wie Grundsteinlegun-
gen, Einweihungen, Jahrestage, Messeauf-
tritte bis hin zu Großveranstaltungen durch-
geführt. Daneben ist die Führung des Hau-
ses zu beraten, wenn dritte Veranstalter eine 
Beteiligung der Behörde oder des Verbandes 
an ihren Veranstaltungen wünschen oder die 
Schirmherrschaft erbeten wird.

Schließlich sollte die Kommunikationsabtei-
lung eng mit eventuell vorhandenen Stadt-
marketingvereinen oder -gesellschaften zu-
sammenarbeiten, um die Aktivitäten aufei-
nander abzustimmen und miteinander zu 
verzahnen.

Internet

Es gibt keine Stadt oder keinen Verband, der 
nicht über einen mehr oder weniger gut 
strukturierten und gestalteten Internetauf-
tritt verfügt. Im Zeitalter der Online Com-
munity und des Web 2.0 verschiebt sich die 
Öffentlichkeitsarbeit einer Behörde oder ei-
nes Verbandes immer mehr in Richtung auf 
das Internet. Die redaktionelle Verantwor-
tung liegt bei den Kommunikationsexper-
ten. Je größer eine Kommune oder ein Ver-
band ist, desto eher besteht die Wahrschein-
lichkeit, dass der umfangreiche Internetauf-
tritt durch eine eigene Organisationseinheit 
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innerhalb der Kommunikationsabteilung ge-
pflegt wird.

Das Internet ist ein multimediales, interakti-
ves und schnelles Medium. Die Erwartungen 
der User sind entsprechend hoch. Ein Webauf-
tritt, der eher ein digitales Abbild einer Städ-
tebroschüre darstellt, bleibt daher unter den 
Möglichkeiten des Mediums zurück und wird 
nicht genutzt. Die aktuelle Information erfor-
dert regelmäßige Redaktionskonferenzen, bei 
denen über Aufmacher auf der Homepage 
und den Verteilerseiten gesprochen wird. Die 
Implementierung von Anwendungen im Zu-
sammenhang mit e-Government und e-Com-
merce in Kooperation mit Fachabteilungen 
aus dem eigenen Haus oder externen Dienst-
leistern ist heute genauso Standard in den 
Kommunen wie die Erstellung von podcasts. 
Es wird daher erwartet, dass der Leiter einer 
Kommunikationsabteilung alle Möglichkei-
ten der Kommunikation, ihre Reichweiten und 
Zielgruppen kennt und effektiv einsetzt.

Krisenkommunikation 

Wie gut eine Kommunikationsabteilung und 
ihre Verantwortlichen wirklich sind, zeigt sich 
erst beim Krisenmanagement. Bei Massenun-
fällen mit Toten und Verletzten, Umweltkata-
strophen wie Altlasten in Wohngebieten, Un-
wettern, Überflutungen, aber auch bei Krisen, 
in denen die Glaubwürdigkeit der Behörde 
oder des Verbandes in Frage gestellt ist, sind 
Kommunikationsprofis gefragt. Zielgruppen 
der Krisenkommunikation sind zum einen be-
troffene Einwohner und zum anderen die Jour-
nalisten, die über das Geschehen berichten. In 

fast allen Kommunen gibt es für entsprechen-
de Szenarien einen Krisenstab, dem der Kom-
munikationsverantwortliche angehört. Seine 
Aufgabe ist es, die verunsicherte Bevölkerung 
über den Lauf der Krise zu informieren und zu 
beruhigen. Dies geschieht durch die Einrich-
tung eines Bürgertelefons sowie je nach Kri-
sensituation mit Infoflyern und aktuellen Mel-
dungen auf der Homepage. Parallel dazu orga-
nisiert er die Pressearbeit des Krisenmanage-
ments durch regelmäßige Pressekonferenzen 
sowie organisierte Besichtigungen des Scha-
densortes. Eine der Voraussetzungen für er-
folgreiche Krisenkommunikation ist ein detail-
lierter Plan zur Bewältigung der Krise. Er kann 
nicht erst dann aufgestellt werden, wenn das 
Kind bereits in den Brunnen gefallen ist.

Ausbildung und Zugang 
zum Beruf

Durch die gewachsene Bedeutung der Pres-
se- und Öffentlichkeitarbeit ist der Stellen-
wert der Pressestellenjournalisten innerhalb 
der Verwaltung oder des Verbandes gestie-
gen. Die Querschnittsaufgabe bedingt eine 
Einbindung in alle wichtigen Entscheidungs-
prozesse der Organisation. Damit steigt nicht 
nur die Attraktivität der Arbeit, sondern auch 
die zeitliche und intellektuelle Anforderung 
an den Stelleninhaber. Die Aufgabenvielfalt in 
einer Verwaltung einer Großstadt oder eines 
großen Kreises setzt juristische Grundkennt-
nisse und das schnelle Einarbeiten in kom-
plexe Sachverhalte sowie deren allgemein-
verständliche Reduktion auf das Wesentliche 

voraus. Überdurchschnittliches schriftliches 
und mündliches Ausdrucksvermögen sowie 
eine umfassende Allgemeinbildung sind un-
abhängig von der universitären oder berufli-
chen Ausbildung essentiell für einen Einstieg 
in diesen Beruf.

Der Pressestellenjournalist ist das Bindeglied 
zwischen seinem Arbeitgeber und den Jour-
nalisten. Das heißt: Er muss sowohl den Mit-
arbeitern der Verwaltung als auch den Re-
dakteuren zeitnah zur Verfügung stehen. Vie-
le Veranstaltungen oder auch Ausschusssit-
zungen finden abends und an den Wochen-
enden statt. Durch das Herausschieben des 
Redaktionsschlusses bei Tageszeitungen bis 
19 oder 20 Uhr und durch die Sonn- und Fei-
ertagsdienste der Redaktionen sind Arbeits-
tage mit 12 bis 14 Stunden in großen Presse-
stellen keine Seltenheit. Die Einführung eines 
Schichtdienstes mindert die berufliche Belas-
tung des Pressestellenleiters nur bedingt. Wer 
also Wert auf geregelte Arbeitszeiten und ei-
ne 38 Stunden-Woche legt, sollte sich für ei-
nen anderen Beruf entscheiden.

Im Gegensatz zur Beschäftigung in Unter-
nehmen ist die Arbeit im öffentlichen Dienst 
und den Verbänden, die sich dem Tarif des öf-
fentlichen Dienstes angeschlossen haben, ei-
nem engeren rechtlichen Rahmen unterwor-
fen. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist heu-
te nicht mehr nur die Reaktion auf Pressean-
fragen, sondern verlangt nach einem strate-
gischen Konzept, das von der Leitung der Be-
hörde oder des Verbandes nicht nur akzep-
tiert, sondern aktiv vorgelebt wird. Selbst 
wenn ein derartiges Konzept in der Organi-
sation vorliegt, muss es jährlich fortgeschrie-

ben werden und verlangt daher zumindest 
von dem Leiter der Kommunikationsabteilung 
ein entsprechendes Wissen. Da in den betref-
fenden Chefetagen das Wissen um die Bedeu-
tung und die breit aufgestellte Aufgabenpa-
lette der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
nicht unbedingt vorhanden ist, sondern häu-
fig nur ereignis- oder imagebezogene Vorstel-
lungen existieren, sind entsprechende Quali-
fikationen bei der Personalauswahl nicht im-
mer das entscheidende Kriterium.

In der Praxis wird bei der Rekrutierung von 
Pressestellenjournalisten häufig auf Mitar-
beiter aus dem Haus oder aus den Redaktio-
nen der großen örtlichen Tageszeitungen zu-
rückgegriffen. Die Presse- und Öffentlichkeits-
arbeiter aus dem Hause sind häufig junge 
Nachwuchskräfte, die sich schon einige Jahre 
bewährt haben und den intern als „exotisch, 
aber interessant“ bekannten Job machen wol-
len. Sie bringen zwar das Fachwissen, wie die 
eigene Behörde funktioniert, und ein entspre-
chendes Netzwerk an notwendigen internen 
Kontakten mit, müssen aber das eigentliche 
Fachwissen zur Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit durch Fortbildungskurse erwerben. Da-
zu werden gerne mehrwöchige Hospitatio-
nen bei den Redaktionen der Tageszeitungen 
durchgeführt, um sich auf die Bedürfnisse der 
Journalisten einzustellen und das praktische 
Handwerkszeug zu erlernen. Da die Mitar-
beiter für ihre weitere Karriere innerhalb der 
Verwaltung nicht zu lange auf derartig ver-
waltungsfremden Arbeitsplätzen verweilen 
können, beschert eine derartige Besetzung 
den berichtenden Journalisten eine höhere 
Fluktuation bei den Ansprechpartnern in der 
Pressestelle.
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Zunehmend werden Pressesprecher aus den 
Reihen der festen oder freien Mitarbeiter 
der örtlichen Tageszeitungen rekrutiert, die 
meistens ein Volontariat erfolgreich absol-
viert haben.

Eingangsvoraussetzung für das Amt des Lei-
ters einer Pressestelle sowie als Pressereferent 
ist ein Studium. Hier finden sich Lehramtsab-
solventen genauso wie Juristen, Wirtschaftswis-
senschaftler oder Germanisten. Durch die wach-
senden Möglichkeiten, das Fachwissen durch 
ein Studium der Kommunikationswissenschaft 
mit Schwerpunkt Öffentlichkeitsarbeit mitzu-
bringen, werden sich die Arbeitsmarktchancen 
für die Absolventen deutlich verbessern.

Mit der universitären Ausbildung und dem Vo-
lontariat besitzen sie das notwendige Hand-
werkszeug, um eine erfolgreiche Pressearbeit 
zu gestalten, und können ihre Kontakte in die 
Redaktionen zur Themensetzung benutzen. Al-
lerdings fehlt ihnen das organisationsinterne 
Netzwerk, das bei der Informationsbeschaf-
fung im Hause notwendig ist. Durch eine Tan-
demlösung aus einem externen Chef und ei-
nem internen Stellvertreter, um die notwendi-
ge Verankerung in der Organisation sicherzu-
stellen, wird dieses Problem häufig gelöst.

Nach einigen Jahren Berufserfahrung ist der 
Wechsel von Behörde zu Behörde oder von 
Behörde zu Verband möglich. In diesem Zu-
sammenhang sei nochmals erwähnt, dass 
die Stellenbesetzung bei Behörden und Ver-
bänden de facto immer auch durch kommu-
nal- oder verbandspolitische Faktoren beein-
flusst ist – was offiziell natürlich unter Hin-
weis auf Artikel 3 des Grundgesetzes ener-
gisch dementiert wird. 

Studienabgängern, die sich für den Beruf inte-
ressieren, kann nur empfohlen werden, bereits 
während des Studiums durch mehrere Prakti-
ka in Pressestellen und Redaktionen erste Er-
fahrungen zu sammeln und Kontakte zu knüp-
fen. Um anschließend ein ausführliches Prak-
tikumszeugnis als Empfehlung zu erhalten, 
empfiehlt es sich, eine Mindestdauer von acht 
Wochen nicht zu unterschreiten. Die Auswahl 
der Praktika sollte mit Bedacht im Hinblick auf 
die angestrebten zukünftigen Arbeitgeber er-
folgen. Viele Praktika eines Bewerbers in Un-
ternehmenspressestellen sind nicht der Ga-
rant für eine erfolgreiche Jobsuche im öffent-
lichen Dienst und bei Verbänden. 

Rechtlicher Rahmen und 
Verdienstmöglichkeiten
Die rechtlichen Rahmenbedingungen für ei-
ne Beschäftigung im öffentlichen Dienst und 
den Verbänden werden vom Tarifvertrag öf-
fentlicher Dienst (TVöD) gesetzt. Dieser Tarif-
vertrag ist seit 1. Oktober 2005 für die Kom-
munen und für die Bundesbehörden in Kraft. 
Die Tarifgemeinschaft der Länder wehrte sich 
gegen eine Übernahme und schloss ein Jahr 
später einen eigenen Tarifvertrag TVL ab. Bei-
de Tarifverträge lösen den Bundesangestell-
tentarifvertrag (BAT) von 1961 ab. Der BAT gilt 
allerdings in Berlin und Hessen weiter. Bei-
de Bundesländer hatten sich aus der Tarifge-
meinschaft der Bundesländer verabschiedet.

Wesentliche Neuerung des TVöD ist die Ver-
einheitlichung des Tarifwerks für Arbeiter, 
Angestellte und Pflegebeschäftigte sowie 

die Abkehr von der alten Bezahlung, die sich 
nach Dienstalter und Familienstand ausrich-
tete, hin zu einer erfahrungs- und leistungs-
orientierten Vergütung.

Die Vergütung nach TVöD ist in 15 Entgelt-
gruppen (1-15), zwei Grundstufen (1-2) und vier 
Entwicklungsstufen (3-6) unterteilt. Der Auf-
stieg in die nächsthöhere Stufe erfolgt dabei 
in der Regel nach der Dauer der Berufserfah-
rung beim gleichen Arbeitgeber. So ist der Auf-
stieg von Grundstufe 1 auf 2 nach einem Jahr, 
von Stufe 2 auf 3 nach weiteren zwei Jahren, 
von Stufe 3 auf 4 nach weiteren drei Jahren 
etc. vorgesehen. Die Dauer der Zeiten des Auf-
stiegs ab Stufe 3 kann leistungsbezogen ver-
längert oder verkürzt werden. Ein nach dem 1. 
Oktober 2005 neu eingestellter Mitarbeiter be-
nötigt 15 Jahre, um von Grundentgeltstufe 1 in 
Erfahrungsstufe 6 zu kommen.

Grundsätzlich festzuhalten ist, dass durch die 
Neuordnung Berufsanfänger begünstigt und 
ältere Arbeitnehmer benachteiligt werden. 
Dies war auch von den Tarifparteien inten-
diert, um den öffentlichen Dienst für Nach-
wuchskräfte wieder attraktiv zu machen. 
Gleichzeitig wird auch deutlich, dass die Ver-
gütung im öffentlichen Dienst gegenüber der 
Wirtschaft oder sogar den Redaktionen deut-
lich geringer ausfällt. Die Gehaltsunterschie-
de können schnell 2.000 Euro und mehr mo-
natlich ausmachen. Hinzu kommt, dass die 
Sicherheit des Arbeitsplatzes im öffentlichen 
Dienst ebenfalls nicht mehr gilt. Pressespre-
cher gehören in einer Verwaltung zu den 
„Exoten“ und können aufgrund ihrer spezi-
fischen Kenntnisse und Fähigkeiten kaum in 
anderen Fachbereichen beschäftigt werden. 

Wurde daher im Anstellungsvertrag nur ei-
ne Anstellung als Pressesprecher vorgesehen 
und ein anderer Einsatz in der Organisati-
on ausgeschlossen, folgt bei Differenzen mit 
der Organisationsleitung und meistens beim 
Wechsel der Behördenleitung ebenfalls die 
Kündigung. Der Leiter der Pressestelle einer 
Landesregierung kann als politischer Beam-
ter jederzeit durch Kabinettsbeschluss in den 
einstweiligen Ruhestand geschickt werden.

Die Entgeltgruppen 1 bis 4 des TVöD richten 
sich an ungelernte Arbeitskräfte und die Stu-
fen 5 bis 8 setzen eine mindestens dreijähri-
ge Berufsausbildung voraus. Um in die Stu-
fen 9 bis 12 (gehobener Dienst) eingruppiert 
zu werden, muss ein Fachhochschulstudium 
oder Bachelor-Abschluss vorliegen. Die Stufen 
13 bis 15 (höherer Dienst) sind für Hochschul-
absolventen vorgesehen. Über die Stufe 15 hi-
naus sind übertarifliche Verträge möglich, al-
lerdings selten und meistens nur bei größe-
ren Behörden möglich. 

Das Vorliegen eines entsprechenden Studie-
nabschlusses löst allerdings nicht auch den 
Anspruch auf eine entsprechende Eingrup-
pierung aus. Vielmehr definieren der jeweilige 
Arbeitsplatz, seine Schwierigkeit und das Maß 
an Verantwortung für Sachmittel und Perso-
nal die jeweilige Eingruppierung. Die Maßstä-
be, nach denen dies geschieht, richteten sich 
bis Ende 2007 noch nach den überlieferten 
Vorgaben des BAT mit mehr als zehntausend 
Einzelregelungen. Eine Entgeltordnung, die 
diese Vorgaben novelliert und aus der Sicht 
der Gewerkschaften mehr Gerechtigkeit und 
Transparenz schafft, ist noch nicht abschlie-
ßend verhandelt.
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Tatsächlich gibt es weder im TVöD noch im 
BAT dezidierte Regelungen, wie die Tätigkeit 
in einer Pressestelle zu bewerten ist und wel-
chen Vergütungsanspruch sie auslöst. Wohl 
gab es aber im BAT Regelungen zu Redakteu-
ren im Bundesdienst. Diese für andere Berei-
che zu übernehmen, wurde in einem Urteil 
des Bundesarbeitsgerichts vom Mai 1980 ab-
gelehnt. Faktisch bedeutet dies, dass die Ein-
gruppierung der Pressestellenjournalisten in 
das Belieben der Arbeitgeber gestellt ist, die 
davon auch ausgiebig Gebrauch machen. Ge-
rade bei kleineren Kommunen kann dies da-
zu führen, dass der Pressesprecher nach Ta-
rifgruppe 6 eingruppiert wird, gleichzeitig 
als persönlicher Referent des Bürgermeisters 
fungiert und eine effektive Wochenarbeitszeit 
von rund 50 Stunden hat, wobei Überstunden 
nicht ausbezahlt, sondern nur über Zeitaus-
gleich abgebaut werden können.

Um diese Willkür bei der Eingruppierung zu 
beseitigen, hat der DJV bereits 2003 Tarifleit-
linien für einen Spartentarifvertrag beschlos-
sen, in denen klar definiert wird, welche Tätig-
keit in einer Pressestelle welchen Vergütungs-
anspruch auslöst.

Stellenbeschreibung Leiter Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit/
Kommunikation
Leitungsaufgaben (35 % Zeitanteil)

–  Leitung des Dienstbetriebs
–  Personaleinsatz (z.B. Erstellung von Stel-

lenbesetzungsplänen und Arbeitsplatzbe-
schreibungen)

–  Anfertigung von Regel- und Sonderbeurtei-
lungen der Mitarbeiter

–  Zielvorgaben für Mitarbeiter und Kontrolle 
der fristgerechten Einhaltung

–  Entscheidung über den Einsatz von externen 
freien Mitarbeitern sowie von Agenturen 

–  Ausbildung von Volontären
–  Entscheidung über den Einsatz von Prakti-

kanten
–  Erstellung des Haushaltsplans und Kontrol-

le der Einhaltung der Ansätze.
–  Bestimmung der Leistungen und Produkte 

der Kommunikationsabteilung
–  Sicherstellung einer hochwertigen Fortbil-

dung
–  Sicherung der journalistischen Qualität 

(Qualitätsmanagement)
–  Entscheidung über Mitteleinsatz im Rah-

men der verfügbaren Haushaltsmittel
–  Beratung der Behördenleitung in allen Fra-

gen der Kommunikation
–  Beratung der Behördenleitung in Fragen 

des Medienrechts
–  eigenverantwortliche Steuerung der stra-

tegischen und operativen Ausrichtung der 
Kommunikationsabteilung in allen Fragen 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

–  generelles Anhörungs- und Weisungsrecht 
gegenüber allen Fachbereichen in Fragen 
der Außenkommunikation

Pressearbeit (30 % Zeitanteil)
–  eigenverantwortliche, überwiegend münd-

liche Beantwortung von Medienanfragen 
zu allen Handlungsfeldern der Behörde/des 
Verbandes nach Hausrecherchen und Auf-
bereitung der gewonnen Erkenntnisse. Dar-

unter fallen auch schwierige Themenfelder, 
die besondere Fachkenntnisse erfordern.

–  Analyse und Bewertung der Medienberich-
te über die Behörde/den Verband

–  Schaffung und Pflege regelmäßiger Kontak-
te zu den Medien

–  Planung und Leitung von Pressekonferenzen
–  Planung und Leitung von Informationsver-

anstaltungen für Medien
–  verantwortliche Redaktion und Vertrieb von 

Pressemitteilungen 
–  Dokumentation und Berichterstattung von 

Sitzungen des Stadtrates/Kreistages und 
seinen Ausschüssen oder der Verbandsgre-
mien nach vorheriger eingehender Einar-
beitung in die zur Beratung anstehenden 
Drucksachen

–  Initiierung, Steuerung und Vermittlung von 
Interviews mit dem Behördenleiter und den 
oberen Führungskräften

Öffentlichkeitsarbeit (20 % Zeitanteil)
–  Konzeption und Durchführungskontrolle 

der Öffentlichkeitsarbeit
–  Steuerung von Konzeption und Durchfüh-

rungskontrolle von Werbemaßnahmen 
Dritter 

–  Steuerung von Konzeption und Realisierung 
der Auftragsveröffentlichungen

–  Steuerung, Konzeption und Durchführung 
von Messeauftritten 

–  Steuerung der Herausgabe von Informati-
onsmedien 

–  eigenverantwortliche Steuerung der Vorbe-
reitung und Durchführung von Veranstal-
tungen

–  Leitung des Protokolls 

–  eigenverantwortliche Steuerung von Besu-
chen in- und ausländischer Gruppen (zum 
Teil direkte Betreuung in Englisch oder 
Französisch)

–  Konzeption und Realisierung des Interne-
tauftritts ggf. in Kooperation mit anderen 
Internetdienstleistern

–  Chefredaktion für Internet
–  Leitung und Durchführung von regelmäßi-

gen Redaktionskonferenzen für Internet
–  Verantwortung für Konzeption und Umset-

zung des Corporate Designs
–  Steuerung der öffentlichen Bekanntma-

chungen
–  verantwortliche Steuerung von Einkauf und 

Distribution der Werbeartikel
Interne Kommunikation (10 % Zeitanteil)
–  Entwicklung und Pflege eines Konzepts für 

die interne Kommunikation
–  Chefredaktion der Mitarbeiterzeitung
–  Leitung und regelmäßige Durchführung der 

Redaktionskonferenz 
–  Pflege des Informationsflusses mit anderen 

Organisationseinheiten

Krisenkommunikation (5 % Zeitanteil)
–  Konzeption, Pflege und Umsetzung von Plänen 

und Strukturen zur Krisenkommunikation
–  Konzeption und Umsetzung der Einrichtung 

eines Bürgertelefons
–  Werbung und Ausbildung von Personal für 

den Betrieb des Bürgertelefons
–  Aufbau und Pflege eines Netzwerks zu Polizei, 

Feuerwehr und anderen Katastrophenschutz- 
sowie Rettungsdienstorganisationen

–  Mitglied des Krisenstabs
–  Teilnahme an z.T. mehrtägigen Übungen 

des Krisenstabs
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… in der Politik oder 
Wasch mir den Pelz, aber 
mach mich nicht nass! 
von Hendrik Zörner, DJV

Über Tote soll man nichts Schlechtes sagen – 
über politisch Tote auch nicht. Deshalb mö-
gen die Leserinnen und Leser Verständnis 
dafür haben, dass die folgende Episode oh-
ne Klarnamen auskommen muss. Dem Wahr-
heitsgehalt tut das keinen Abbruch: Die Ge-
schichte hat sich so ereignet.

Der Sprecher der Landesregierung war klein 
von Wuchs, aber groß an Bedeutung. „Sei-
nen“ Ministerpräsidenten kannte er schon 
lange, sprach bereits für ihn, als der MP noch 
Fachminister war. Den Aufstieg in die Staats-
kanzlei empfanden beide als längst überfäl-
lige Belohnung für ihr unermüdliches und 
aufopferungsvolles Wirken im Sinne des Ge-
meinwohls. Als der Vorgänger den Sessel des 
Landesvaters endlich räumte, war sein Nach-
folger im ganzen Bundesland längst bekannt 
wie ein bunter Hund. Der neue Regierungs-
sprecher musste nicht erst eine Imagekampa-
gne für den neuen Ministerpräsidenten star-
ten. Wunderbar. Business as usual also. Die 
Journalisten kannte der Sprecher aus seiner 
früheren Tätigkeit auch schon alle. Der einzi-
ge Unterschied: In der Landespressekonferenz 
nahm er jetzt auf einem anderen Stuhl Platz 
und durfte als erster reden – vor den Spre-
chern der Ressorts.

Eigentlich lief alles glatt, bis die Journalisten 
Wind von Gerüchten bekamen. Die eine oder 
andere private Annehmlichkeit des Minister-
präsidenten sollte von Wirtschaftsunterneh-
men bezahlt worden sein, lautete der immer 
häufiger geäußerte Vorwurf. Die Atmosphä-
re in der Landespressekonferenz wurde un-
behaglich, die Fragen der Journalisten wur-
den immer hartnäckiger. Der Regierungsspre-
cher, der früher immer direkten Zugang zu 
seinem Chef hatte, kam plötzlich nicht mehr 
am Leiter der Staatskanzlei vorbei. Der inners-
te Zirkel, zu dem der Sprecher nicht mehr ge-
hörte, versicherte ihm, an den Vorwürfen sei 
nichts dran. Das müsse als Erklärung reichen. 
Der Regierungssprecher akzeptierte und zog 
mit dieser Botschaft in die Landespressekon-
ferenz, die an diesem Tag nicht die üblichen 
zwei Dutzend, sondern rund 100 Journalisten 
zählte. Spiegel, stern, die örtliche ARD-Anstalt, 
das ZDF und die Nachrichtenagenturen hat-
ten ihre Top-Leute geschickt, die auf harte Re-
cherchen getrimmt waren und nichts so sehr 
hassten wie gedrechselte Politikerstatements. 
Das machten sie dem Sprecher in den 60 Mi-
nuten Landespressekonferenz schnell klar, 
traktierten ihn, trieben ihn in die Enge, bis er 
den entscheidenden Satz sagte: „Der Minis-
terpräsident hat keine Zuwendungen von Un-
ternehmen entgegen genommen.“

Das war sein Schicksalssatz, nicht sein Befrei-
ungsschlag. Denn noch am selben Tag erklär-
te sein Chef den Rücktritt, nachdem ein Nach-
richtenmagazin die Veröffentlichung von Do-
kumenten angekündigt hatte, die die erhobe-
nen Verdächtigungen bestätigen sollten. Kurz 
danach endete auch die Karriere des Regie-
rungssprechers. Der neue Herr in der Staats-

kanzlei wollte nicht den Sprecher seines ge-
scheiterten Vorgängers übernehmen, bei den 
Journalisten war er eh unten durch. Und die 
Ministerialbürokratie zeigte unverhohlen mit 
dem Finger auf ihn.

Warum diese Geschichte aus einer deut-
schen Landesregierung? Weil sie sich so ähn-
lich schon mehrmals in der Politik abgespielt 
hat und weil sie mustergültig zeigt, welche 
Fehler die Sprecher von Politikern keinesfalls 
begehen dürfen, wenn ihnen ihr Job lieb und 
teuer ist. Man mag einwenden, dass der Re-
gierungssprecher in dem geschilderten Bei-
spiel doch nur die Weisungen von ganz oben 
ausgeführt hat. Ja, das hat er und das war 
die Katastrophe für die Politik-PR dieses Bun-
deslandes und seine ganz persönliche oben-
drein. Er degradierte sich selbst zum Sprach-
rohr seines Herrn und Meisters, er sagte nicht: 
„Meines Wissens hat der MP keine Zuwen-
dungen angenommen“, oder „Nach den mir 
vorliegenden Informationen hat er nicht…“ 
Nein, seine Ansage war apodiktisch, ließ kei-
nen Spielraum für Interpretationen und kei-
ne Hintertür offen – nicht mal für ihn selbst. 
Mit der Rücktrittserklärung seines Chefs hat-
te der Sprecher sein Vertrauen bei den Jour-
nalisten verspielt. Nie wieder hätte er einen 
Fuß auf den Boden bekommen.

Sein zweiter Fehler bestand darin, dass er sich 
durch den Chef der Staatskanzlei vom inners-
ten Zirkel fern halten ließ. In einer kritischen 
Situation, in der es um das politische Über-
leben des Ministerpräsidenten ging, hatte er 
weder Kontakt zu seinem Chef noch Zugang 
zu Dokumenten und Informationen. Es gab 
für ihn keine Möglichkeit, eine Kommunika-

tionsstrategie zu entwickeln, mit dem Minis-
terpräsidenten ein worst-case-Szenario durch-
zuspielen oder eine Pressekonferenz in der 
Staatskanzlei abzuhalten.

Berater oder His Master’s Voice?

–  Wer heute als Pressesprecher in der Politik 
arbeiten will, braucht von allem viel:

–  ein abgeschlossenes Hochschulstudium, da-
mit die Bewerbungsmappe in der Personal-
stelle nicht gleich aussortiert wird,

–  gute journalistische Kenntnisse, die nach 
Möglichkeit in einer Politikredaktion erwor-
ben wurden,

–  Erfahrungen in der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit, denn der Job des Rathaus- oder 
Regierungssprechers ist nichts für Anfänger,

–  politisches Know-how, weil man die Abläu-
fe und Zusammenhänge kennen und ver-
stehen muss,

–  Sozialkompetenz, denn ohne die schnelle 
und zuverlässige Unterstützung der Fach-
beamten ist jeder Sprecher verloren,

–  ausgeprägtes Dienstleistungsverständnis, 
denn die Journalisten sind keine Bittsteller, 
sondern kritische Partner,

–  innere Distanz, denn die kritischen Fragen 
sollte man selbst auf der Pfanne haben, be-
vor die Journalisten sie stellen,

–  einen persönlichen Draht zu „seinem“ Poli-
tiker, damit man vor allem in Stresssituati-
onen weiß, wie der Chef „tickt“,

–  Leidensfähigkeit, denn der Job ist stressig 
und schlecht bezahlt.

Wer hinter jeden dieser Punkte einen Haken 
machen kann, geht mit den besten Voraus-
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setzungen in den neuen Job. Und dieser Job 
ist alles andere als 08/15. Er kann spannend 
sein und die Hölle auf Erden, er kann die ul-
timative Herausforderung für Pressesprecher 
darstellen – vor allem dann, wenn sie Spaß an 
Veränderungen haben.

Diese Erkenntnis hat sich aber noch längst 
nicht bei allen Politikern herumgesprochen. 
Viele handeln immer noch nach dem Motto: 
Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht 
nass. Das heißt oft im Klartext: „Sorge da-
für, dass die Journalisten gut über mich sch-
reiben, aber halte mir die Bande vom Hals.“ 
Wer einen solchen Chef hat, sollte entweder 
mit seinem Politiker Tacheles reden oder kün-
digen. Denn so funktioniert Politik-PR besten-
falls in den berühmten ersten 100 Tagen, da-
nach keinesfalls mehr.

Als „His Master’s Voice“ sollte sich kein Regie-
rungssprecher verstehen. Die Medien haben 
andere Ansprüche – und längst auch ande-
re Informationskanäle. Der Pressesprecher ist 
nicht mehr in allen Fällen der Torwächter mit 
der alleinigen Schlüsselgewalt über den Infor-
mationsschatz. Spätestens wenn Parteifreunde 
des Chefs aus einer nicht öffentlichen Sitzung 
eines Ausschusses oder Stadtparlaments mun-
ter drauf los twittern, ist es um die Schlüssel-
gewalt des Sprechers geschehen.

Der Sprecher sollte vor allem kritischer Berater 
seines Chefs sein. Er muss ihn auf Fragen von 
Journalisten vorbereiten und ihm insbesondere 
die Themen nennen können, von denen er bes-
ser die Finger lässt. Und wenn das nicht klappt, 
muss der Politiker von seinem Sprecher erfah-
ren, mit welchen Reaktionen er rechnen muss. 
Das heißt in der Praxis: Der Politiker muss wis-

sen, was es heißt, die Familie dank Homestory 
in die Medien zu bringen. Sein Sprecher muss 
ihm Chancen und Risiken nahe bringen, ehe 
Bild, Bunte und andere eine Zusage bekom-
men haben. Hessens Ministerpräsident Roland 
Koch musste wissen, welchen medialen Don-
nerschlag sein Veto gegen die Vertragsverlän-
gerung von ZDF-Chefredakteur Nikolaus Bren-
der auslösen würde (er wusste es). Und ein 
Politiker muss wissen, wie man Interviewfra-
gen beantwortet, wie man sich vor der Kame-
ra aufstellt und vieles mehr. Ein Sprecher soll-
te den Satz „Das weiß ich doch schon“ seines 
Chefs, der neu ins Amt gekommen ist, grund-
sätzlich nicht akzeptieren. Ein Medientraining 
hat schon so manches Wunder gewirkt.

Der Sprecher muss sich auch als Partner der 
Journalisten verstehen. Das ist keine leere Wor-
thülse, zumal die Journalisten sie schnell ent-
larven würden. Wer als Sprecher Interviews sei-
nes Politikers nach Einschaltquote oder Auflage 
des Mediums vergibt, wer die Abschriften von 
Interviews vor der Freigabe bis zur Unkennt-
lichkeit redigiert, wer auf kleine Fehler von 
Journalisten gleich mit Gegendarstellung re-
agiert, hat sich in kurzer Zeit Feinde fürs Leben 
erschaffen – und unter dem Strich auch für den 
Politiker einen schlechten Job gemacht.

Stattdessen sollte der Politiksprecher offen 
sein für die Anliegen der Journalisten, die 
Redaktionsschlüsse verinnerlichen und kri-
tische Fragen als Selbstverständlichkeit und 
nicht als versuchte Majestätsbeleidigung auf-
nehmen. Wer das beherzigt, hat ein paar ab-
wechslungsreiche und interessante Jahre vor 
sich – spätestens bis zur nächsten Wahl, denn 
der Arbeitsvertrag ist befristet.

von Dietmar Schmidt, München

Für den Journalistenberuf gibt es keine for-
malen Zugangsvoraussetzungen. Viele Jour-
nalisten, die in der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit tätig sind, haben ihren Beruf in ei-
ner anderen Sparte des Journalismus begon-
nen. Der „klassische“ Einstieg in den Journa-
listenberuf ist das meist zweijährige Volonta-
riat, an dessen Ende man ein Zeugnis des aus-
bildenden Arbeitgebers bekommt. Aber etwa 
die Hälfte der Journalistinnen und Journalis-
ten sind Quereinsteiger, die nach einer ande-
ren Berufsausbildung ihren Weg in den Jour-
nalismus gefunden haben. Dabei gibt es na-
türlich Unterschiede in den verschiedenen 
Sparten dieses Berufs. Bei einer Umfrage des 
DJV-Fachausschusses Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit vom Sommer 2006 gaben 26,3 
Prozent der in diesem Bereich tätigen Jour-
nalisten an, dass sie ein Volontariat absol-
viert haben. 7,5 Prozent haben eine Journa-
listenschule besucht, 8,8 Prozent Journalis-
tik und 16,4 Prozent Publizistik/Kommunika-
tionswissenschaft studiert. 

Eine gute Deutschnote im Abitur qualifiziert 
in den Augen mancher Behörden- oder Fir-
menchefs Mitarbeiter für die Tätigkeit in der 
Pressestelle. Auch wenn sich in der Umfrage 
knapp 13 Prozent als Autodidakten bezeich-
neten, so ist learnig by doing der schlechtes-
te und schwierigste Weg zur professionellen 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Auch wer 
Experte im Marketing ist, hat damit noch 
nicht automatisch die Qualifikation zum 
Pressesprecher. Gerade diese beiden Bereiche 

müssen, schon allein um der Glaubwürdigkeit 
der in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Tätigen willen, streng voneinander getrennt 
werden. Auch die Tochter oder die Geliebte 
des Firmenchefs oder des Verbandsvorsitzen-
den ist nicht automatisch für die Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit qualifiziert. Ebenso kann 
ein Insider-Spezialistentum nicht das Know-
how ersetzen, das in einer Pressestelle nun 
einmal notwendig ist. Und nicht zuletzt: Auch 
ein hoch qualifizierter Zeitungsjournalist ist 
nicht automatisch ein guter Pressesprecher. 
Gut formulieren und recherchieren zu kön-
nen ist eine wichtige, aber nicht die einzige 
Qualifikation für erfolgreiche Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Auch wenn es inzwischen eine Fülle von Aus- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten für Öffent-
lichkeitsarbeiter und PR-Leute gibt, empfiehlt 
sich doch für alle, die den Berufswunsch Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit haben, nach wie 
vor der Weg über ein Volontariat, sei es bei ei-
ner Tageszeitung, einer Wochenzeitung oder 
Zeitschrift, bei Rundfunk oder Fernsehen oder 
in einer Pressestelle. Es ist allerdings nicht 
leicht, ein Volontariat zu bekommen. Ein Stu-
dium ist für den Beruf des Journalisten nicht 
vorgeschrieben, aber heute üblich. Ob man 
das Volontariat vor oder nach dem Studium 
absolviert, ist eigentlich nicht von Bedeutung, 
viele der ausbildenden Arbeitgeber setzen al-
lerdings ein Studium voraus.

Volontäre sind Auszubildende und nicht billi-
ger Ersatz für voll ausgebildete Arbeitskräfte. 
Leider halten sich manche Arbeitgeber nicht 
daran und viele Volontäre fordern ihre Rechte 
nicht ein. Der Deutsche Journalisten-Verband 



38 Qualifikation, Aus- und Weiterbildung 39Qualifikation, Aus- und Weiterbildung

hat eine „Checkliste Volontariat“ zusammen-
gestellt mit allem, worauf man vor dem Ab-
schluss eines Volontärsvertrags achten soll-
te. Es gibt auch Musterverträge und für eini-
ge journalistische Sparten, auch für Volontä-
re in Pressestellen, Ausbildungspläne. Nähe-
res dazu findet man unter http://www.djv.de/
Journalist_in_werden2538.D.html. 

Es gibt Arbeitgeber, die ihre Volontäre mit 
monatlich 400 oder 500 Euro abspeisen. In 
vielen Tarifverträgen im Medienbereich ist 
das Volontärsgehalt geregelt. Die aktuellen 
Daten findet man unter http://www.djv.de. 
Verallgemeinert man die dort genannten Be-
träge, so ergibt sich als absolute Untergrenze 
für ein Volontärsgehalt 1.300 Euro monatlich. 
Auch für die Volontäre in Pressestellen gibt 
es eine Tarifempfehlung. Sie gilt zwar nur für 
den öffentlichen Dienst, kann aber für Volon-
tariate in Pressestellen in der Wirtschaft zum 
Vergleich herangezogen werden. In der Tarif-
empfehlung des DJV für Journalisten im öf-
fentlichen Dienst wird für Volontäre die Stufe 
6 im TVöD vorgesehen. Das Anfangsgehalt in 
dieser Stufe beträgt rund 1.800 Euro. Wo noch 
nach dem alten Bundesangestelltentarif ge-
rechnet wird, ist es BAT VIb.

Praktika und Hospitanzen gehören heute in 
den Lebenslauf der angehenden Journalis-
ten. Manche bringen es vor und während des 
Studiums leicht auf zehn oder mehr, oft sind 
auch Praktika im Ausland darunter. Wenn 
man genauer hinschaut, dann fallen große 
Unterschiede in der Dauer des Praktikums 
auf. Manchmal sind es nur wenige Tage, also 
ein reines Schnupperpraktikum, manchmal 
auch mehrere Monate. Feste Regeln zur Dau-

er eines journalistischen Praktikums oder ei-
ner Hospitanz lassen sich nicht aufstellen. In 
manchen Studiengängen sind Praktika und 
deren Dauer vorgeschrieben. Oft hängt die 
Dauer auch vom Interesse ab, das der jeweili-
ge Arbeitgeber an den Praktikanten hat. Prak-
tikanten müssen betreut und angeleitet wer-
den, das macht Arbeit. Kaffeekochen, Kopie-
ren und Post holen sind nicht die Aufgaben 
von Praktikanten. Das Image des Hauses för-
dert eine derartige Praktikantenbetreuung 
nicht, abgesehen davon, dass es für die jun-
gen Leute vergeudete Zeit ist.

Immer öfter werden Praktikanten auch als bil-
lige oder kostenlose Arbeitskräfte ausgenutzt. 
Manchmal ist das Aneinanderreihen mehre-
rer Praktika nach dem Studium auch nur die 
Flucht vor der Arbeitslosigkeit. Zwei Dinge 
sollten bei jeder Vereinbarung für ein Prakti-
kum unverzichtbar sein: eine schriftliche Ver-
einbarung, in der auch die Arbeitszeit und die 
Bezahlung geregelt sind, und ein Ausbil-
dungsplan. Der Deutsche Journalisten-Ver-
band hat eine „Checkliste Praktikum“ heraus-
gebracht (http://www.djv.de/DJV/Journalisten 
21/Checklisten/42014_ChecklistePraktikum.
pdf).

Für Praktikanten gibt es keine festen Vergü-
tungsregeln und auch gesetzliche Regelun-
gen fehlen weitgehend. Im Berufsbildungs-
gesetz heißt es im § 26: „Soweit nicht ein Ar-
beitsverhältnis vereinbart ist, gelten für Per-
sonen, die eingestellt werden, um berufliche 
Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkeiten oder be-
rufliche Erfahrungen zu erwerben, ohne dass 
es sich um eine Berufsausbildung im Sinne 
dieses Gesetzes handelt, die §§ 10 bis 23 und 

25….“ Und im § 17 ist zu lesen, dass „ eine an-
gemessene Vergütung zu gewähren“ ist. 

Viele – manche sagen zu viele – Universitäten 
und Fachhochschulen bieten Studiengänge 
an, die Journalistik, Publizistik, Kommunikati-
on oder ähnlich heißen. Die Inhalte sind sehr 
unterschiedlich. Spezielle Studiengänge für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit oder für Pu-
blic Relations sind dagegen selten. Den ersten 
und bisher einzigen Lehrstuhl für Öffentlich-
keitsarbeit an einer Universität in Deutsch-
land erhielt 1993 Professor Dr. Günter Bente-
le in Leipzig. Bis heute ist es der einzige ge-
blieben. An den meisten Universitäten und 
Fachhochschulen wird Öffentlichkeitsarbeit 
in unterschiedlichem Umfang im Rahmen ei-
nes Studiengangs Journalistik, Publizistik oder 
Kommunikation gelehrt, soweit diese Fach-
richtung dort vertreten ist, manchmal auch 
im Rahmen eines Wirtschafts- oder Marke-
tingstudiengangs bis hin zu Vorlesungen im 
Studium Generale. Es ist schwierig, einen Ge-
samtüberblick zu bekommen. Hilfreich ist hier 
z.B. die Aufstellung bei www.pr-guide.de oder 
für alle Studienangebote im Bereich Journa-
listik/Publizistik die „Checkliste Hochschule“ 
des Deutschen Journalisten-Verbandes (www.
djv.de/Checkliste_Hochschule). 

Das deutsche Hochschulstudium wird auf das 
System Bachelor und Master umgestellt. Ein-
zelne Bachelorstudiengänge Öffentlichkeits-
arbeit gibt es schon, so z.B. an den Univer-
sitäten Dortmund und Leipzig sowie an den 
Fachhochschulen Hannover und Osnabrück/
Lingen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann man das Masterstudium in einer ande-
ren Fachrichtung machen als das vorherge-

hende Bachelorstudium. Die Fachhochschu-
le Gelsenkirchen hat als erste einen Master-
studiengang Öffentlichkeitsarbeit eingerich-
tet. Die Umstrukturierung des Hochschul-
studiums ist noch nicht völlig abgeschlos-
sen, weitere Studienangebote für ein Bache-
lor- oder Masterstudium in Öffentlichkeits-
arbeit sind zu erwarten. In den letzten Jah-
ren sind mehrere private Fachhochschulen 
gegründet worden, die hohe Studiengebüh-
ren nehmen. Einige von ihnen bieten unter 
verschiedenen Bezeichnungen Bachelor-Stu-
diengänge im Medienbereich an. Erfahrun-
gen, wie gut oder schlecht diese Studiengän-
ge sind, liegen noch kaum vor. Es empfiehlt 
sich auf jeden Fall vor einer Anmeldung eine 
sorgfältige Recherche. 

Auch in Österreich gibt es interessante Studi-
enangebote für den Bereich Öffentlichkeitsar-
beit. In Salzburg und an der Universität Wien 
gibt es z.B. einen Studienschwerpunkt Public 
Relations im Rahmen des Studiengangs Pub-
lizistik und Kommunikationswisssenschaft, an 
der WIFI, einer Fachhochschule in Wien, einen 
Studiengang Kommunikationswirtschaft. Ös-
terreich ist mit der postgradualen Weiterbil-
dung weiter als die deutschen Universitäten. 
So bietet die Donau-Universität Krems ein 
ziemlich teures postgraduales Master-Pro-
gramm und ein nicht ganz so teures Fernstu-
dienprogramm für Öffentlichkeitsarbeit an.

Außerhalb der Hochschulen gibt es ein viel-
fältiges Angebot an Fort- und Weiterbildung 
im Bereich Journalismus und auch speziell für 
Öffentlichkeitsarbeit. Darunter sind sehr re-
nommierte Institute, daneben viele sehr am-
bitionierte, aber auch einzelne andere, über 
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die man erst genaue Erkundigungen einho-
len sollte, bevor man sich zur Anmeldung für 
einen Kurs entschließt. Eine kleine Hilfe bie-
tet die Deutsche Public Relations Gesellschaft 
(DPRG), die schon einige Ausbildungseinrich-
tungen zertifiziert hat (www.dprg.de). Dar-
unter ist auch das DPRG-eigene Deutsche In-
stitut für Public Relations. Ein ähnliches Se-
minar- bzw. Kursangebot findet man u.a. 
bei der Deutschen Akademie für Public Rela-
tions in Frankfurt/Main oder der AFK Akade-
mie Führung und Kommunikation mit Sitz in 
Oberursel. Der Schweizerischen Public Rela-
tions Gesellschaft (SPRG) nahe steht das SP-
RI, das Schweizerische Public Relations Insti-
tut in Zürich.

Auch der Deutsche Journalisten-Verband und 
einige seiner Landesverbände bieten manch-
mal in Zusammenarbeit mit anderen Trägern 
Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten auch im 
Bereich Öffentlichkeitsarbeit an. Programme 
und Details findet man auf den Internetsei-
ten des DJV und der Landesverbände. Es gibt 
daneben eine Reihe von Instituten zur Aus- 
und Fortbildung von Journalisten in sehr un-
terschiedlicher Trägerschaft, zum Teil auch 
unterhalten von Stiftungen. Viele von ihnen 
bieten Seminare oder Kurse auch zur Arbeit 
in Pressestellen oder Öffentlichkeitsarbeit an. 
Die Kosten für diese Kurse sind meist nicht 
sehr hoch. Informationen über diese Einrich-
tungen und über ihre Programme findet man 
unter http://www.djv.de/Weiterbildung-Stif-
tungen-Aus.2571.0.html.

Die Bundesagentur für Arbeit finanziert Um-
schulungen für Arbeitssuchende. Die berufli-
che Herkunft der Umschüler, die auf diesem 

Wege eine Zukunft im Journalismus anstre-
ben, ist unterschiedlich. Gemeinsam ist ih-
nen, dass sie in der Regel ein abgeschlosse-
nes oder abgebrochenes Studium hinter sich 
haben. Es gibt wenige große Ausbildungsein-
richtungen, die überregional vertreten sind, 
und viele kleine am Ort, die sich fast aus-
schließlich oder zumindest überwiegend auf 
diese Klientel spezialisiert haben. Die Agen-
tur für Arbeit hat anfangs nur die Erfüllung 
einiger formaler Kriterien verlangt, um die-
se Institute für förderungswürdig zu erklä-
ren. Eines davon war, dass ein bestimmter 
Prozentsatz der Absolventen in Stellen ver-
mittelt werden konnten. Die miserable Be-
zahlung der Dozenten in einigen Instituten 
und das desinteressierte Absitzen der Zeit 
durch manche Umschüler haben diesen Ins-
tituten einen schlechten Ruf eingebracht. In-
zwischen legt die Agentur für Arbeit stren-
gere Maßstäbe an und kontrolliert auch den 
Inhalt der Umschulung. Institute, die auf ih-
ren Ruf bedacht sind, weisen ungeeignete Be-
werber ab. Auch sind einige Institute inzwi-
schen vom Markt verschwunden, andere ha-
ben die Journalistenausbildung aufgegeben. 
Dass sich nach einer Umschulung beruflicher 
Erfolg einstellen kann, beweisen die Karrieren 
einer Reihe von Pressesprechern auch größe-
rer Unternehmen. 

Mit dem vorliegenden Muster-Ausbildungs-
plan für Volontärinnen und Volontäre in Pres-
sestellen kommt der Deutsche Journalisten-
Verband (DJV) einem Wunsch aus der Praxis
nach, Anregungen und Themenvorschläge für
die inhaltliche Ausgestaltung des Volontaria-
tes in einem Modellplan zusammenzufassen.
Die Ausbildung in einer Pressestelle, Verwal-
tung oder Firma ist weder gesetzlich noch ta-
rifvertraglich geregelt.
Auch die arbeitsrechtlichen Konditionen des
Volontariates in Pressestellen sind nicht tarif-
vertraglich geregelt. Der DJV empfiehlt eine
Orientierung an den Arbeitskonditionen im
Printbereich.
Der DJV und seine beteiligten Fachgremien
haben mit diesem Musterausbildungsplan ein
praxisorientiertes Arbeitspapier entwickelt,
das Ausbildungsredakteuren/-redakteurinnen
als Anregung für die Ausgestaltung des Vo-
lontariates und den Volontären/Volontärinnen
selbst Anhaltspunkte für eine Beurteilung des
eigenen Volontariates vermitteln soll.
Der DJV-Gesamtvorstand hat in seiner Sit-
zung vom 7. Oktober 1999 diesen Musteraus-
bildungsplan als DJV-Positionspapier be-
schlossen.

I. Voraussetzungen

1. Eine Ausbildung kann nur in solchen Pres-
sestellen oder ähnlichen Abteilungen statt-
finden, die überwiegend Pressearbeit erle-
digen und in denen mindestens ein Jour-
nalist/eine Journalistin tätig ist. Weitere
Voraussetzung ist die regelmäßige Heraus-
gabe mindestens eines Periodikums.

2. Der Ausbildungsredakteur/die Ausbildungs-
redakteurin muss ausgebildete/r Journalis-
tin/Journalist sein. Als Qualifikation ist ein
Volontariat, eine längere Tätigkeit in den
Medien oder eine entsprechende grundle-
gende journalistische Weiterbildung Vo-
raussetzung.

3. Auch während der Abwesenheit des Ausbil-
dungsredakteurs/der Ausbildungsredakteu-
rin muss die Ausbildung gewährleistet sein.

4. Dauer der Ausbildung
Das Volontariat dauert 24 Monate. Es kann
auf 15 Monate verkürzt werden, wenn auf
Grund journalistischer Vorkenntnisse ge-
währleistet ist, dass der Umfang der Aus-
bildung in kürzerer Zeit vermittelt werden
kann. Die Verkürzung bedarf der schrift-
lichen Vereinbarung.

5. Der Arbeitgeber stellt die erforderlichen
Lern- und Arbeitsmittel kostenlos zur Verfü-
gung. Er trägt auch die Kosten aller betrieb-
lichen, über- oder außerbetrieblichen Bil-
dungs- und Schulungsveranstaltungen. Zu
den zu übernehmenden Kosten gehören
auch Teilnahmegebühren, Fahrt- und Auf-
enthaltskosten.

Für die Zeit der Teilnahme an Volontariats-
abschnitten oder anderen Ausbildungs-
maßnahmen außerhalb des Ausbildungs-
betriebes wird dem Volontär/der Volontärin
die Vergütung weitergezahlt.

6. Der Volontärin/dem Volontär wird keine
presserechtliche Verantwortung übertra-

Ausbildungsplan
für Volontäre und Volontärinnen

in Pressestellen
Empfehlung des Deutschen Journalisten-Verbandes

– Gewerkschaft der Journalistinnen und Journalisten –
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gen. Eine Vertretung von Journalisten/Jour-
nalistinnen durch Volontäre/Volontärinnen
wird nicht angeordnet. Möglich ist die
vorübergehende kurzfristige Vertretung
nach ausreichender Einarbeitung, sofern
die fachliche Anleitung und Beratung des
Volontärs/der Volontärin gesichert ist.

7. Ausbildungsredakteur/
Ausbildungsredakteurin ist 

Herr/Frau

Er/sie fördert und überwacht die Ausbildung
zentral. Er/sie beruft mindestens einmal im
Monat alle Volontäre/Volontärinnen des Arbeit-
gebers zu einer eintägigen Schulungsveran-
staltung während der regulären Arbeitszeit
ein. Diese Zusammenkunft dient der systema-
tischen Vermittlung fachspezifischer Kenntnis-
se und der Vertiefung der in der praktischen
Ausbildung erworbenen Fähigkeiten.
Die Manuskripte und sonstigen Arbeiten der
Volontärin/des Volontärs werden vor der Veröf-
fentlichung mit der Ausbildungsredakteurin/
dem Ausbildungsredakteur besprochen.

II. Probezeit/Kündigung

Die Probezeit beträgt drei Monate. Während
der Probezeit kann der Vertrag jederzeit von
beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat
zum Monatsende gekündigt werden.
Nach Ablauf der Probezeit ist eine Kündigung
des Ausbildungsvertrages nur zulässig,

– beiderseits aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist oder

– durch den Volontär/die Volontärin mit einer
Kündigungsfrist von einem Monat zum Mo-
natsende.

Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.

III. Ausbildungsplan

Der Ausbildungsplan legt die sachliche und
zeitliche Gliederung des Volontariates fest.

Der Ausbildungplan ist Bestandteil des Anstel-
lungsvertrages, der vor Beginn der Ausbildung
abzuschließen ist. Der Ausbildungsplan hält
die wesentlichen Ausbildungsabschnitte fest
und regelt insbesondere:

– Dauer, Form und Inhalt der Einführung

– die Bereiche, in denen die Ausbildung er-
folgt, sowie die Dauer der Ausbildung in
den einzelnen Bereichen

– Form und Inhalt der betrieblichen sys-
tematischen Vermittlung von Kenntnissen

– Umfang und Art der außerbetrieblichen
Ausbildung

IV. Lernziele

1. Die Volontärin/der Volontär erhält eine sys-
tematische Einführung, die insbesondere
Einblick in die technischen und organisato-
rischen Abläufe aller Abteilungen der Firma
gibt bzw. Einblicke in die technischen und
organisatorischen Abläufe im öffentlichen
Dienst und die Abläufe in Presse-/Öffent-
lichkeitsarbeit einer öffentlichen Verwaltung
gewährt. Während dieser Einweisung er-
folgt eine allgemeine Einführung in Mittel

Pressestellen
und Methoden der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit und die Vermittlung von Informa-
tionen über grundsätzliche Fragen des Be-
rufes. Diese systematische Einführung
ersetzt nicht die außerbetriebliche Ausbil-
dung.

2. Die systematische Einführung umfasst ins-
besondere folgende Inhalte:

a) – Kennenlernen der Firma bzw. Verwaltung

– Aufbau und Abgrenzung der Pressestelle
gegenüber anderen Abteilungen bzw.
Ämtern

b) – Rahmenbedingungen der Verwaltungsar-
beit sowie von Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit in öffentlichen Verwaltungen
bzw. Firmen (gesetzliche Verpflichtun-
gen, Adressatenkreis, Konzepte der
Pressestellenarbeit und deren Zielrich-
tungen)

– Einführung in die rechtlichen Bedingun-
gen von Pressearbeit (Arbeits- und Tarif-
recht, Presserecht/Pressekodex, Kom-
munalverfassung, Urheber- und Wettbe-
werbsrecht)

– Einführung in die journalistische Arbeit:
Recherche (Informationsquellen und In-
formanten, offizielle/inoffizielle Kontakte
und Ansprechpartner, Gegenchecken
von Informationen, Arbeiten mit Agentu-
ren, Datenbanken, Umgang mit Statisti-
ken, Arbeit mit Literatur/Internet-Recher-
che);

– Journalistische Darstellungsformen: Mel-
dung, Nachricht, Bericht, Reportage,
Feature, Interview

– Interne Kommunikation: Erfassen von In-
formationen, Auswerten von Massenme-
dieninformationen, Erstellen eines Pres-
sespiegels, Information der Firmen- bzw.
Verwaltungsspitze und deren Mitarbeiter;
Sortieren und Archivieren von Informatio-
nen, Reden/Ghostwriting (Aufbau, Dra-
ma, Regie, Rhetorik)

– Erstellen einer Mitarbeiterzeitschrift

– Externe Kommunikation: Erstellen von
Pressemitteilungen, Bekanntmachun-
gen, Publikationen, Terminkalendern, Be-
antwortung von Anfragen, Reaktion auf
Berichterstattung über Verwaltung bzw.
Firma 

– Vorbereitung und Veranstaltung von Pres-
segesprächen und Pressekonferenzen

– Stadt- bzw. Firmenmarketing

– Corporate Identity (Corporate Design
und Corporate Communication)

– Kampagneninstrumente

– Analyseverfahren für PR

– Betriebswirtschaftliche Grundlagen

– Konzeptionstechnik (Internet-Darstellung
der Verwaltung bzw. Firma, E-Mail, Pres-
searbeit, Präsentationsmaterialien erstel-
len unter Verwendung von Layout- und
Chart- bzw. Grafikprogrammen)

V. Ausbildung in 
der Pressestelle

1. Die Ausbildung in der Pressestelle der Ver-
waltung bzw. Firma dient der Vertiefung der
bei der systematischen Einführung gewon-
nenen Erkenntnisse bzw. dem praktischen
Umsetzen des theoretisch Erlernten.

2. Die Ausbildung in der Pressestelle ist
Hauptbestandteil der Volontärausbildung.

3. Zehn Prozent der Ausbildungszeit dienen
dem Kennenlernen anderer Abteilungen
der Firma bzw. der Verwaltung. Die zustän-
digen Sachbearbeiter sind als Ausbil-
dungsbeauftragte die Ansprechpartner des
Volontärs/der Volontärin. Zuständig für die
Ausbildung bleibt auch in dieser Phase der
Ausbildungsredakteur/die Ausbildungsre-
dakteurin.
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VI. Externe Ausbildung

1. Das Volontariat umfasst externe Ausbil-
dungsabschnitte. Damit soll das bessere
Verständnis von Teilöffentlichkeiten vermit-
telt werden.

2. Die Volontärin/der Volontär erhält Gelegen-
heit, vier Wochen bei einem Printmedium
bzw. dem Rundfunk zu hospitieren,

und zwar bei 

in der Zeit

von 

bis 

3. Im ersten Volontariatsjahr nimmt der Vo-
lontär/die Volontärin an einem mindestens
vierwöchigen Kompaktkursus bei gemein-
sam von den Berufsverbänden der Presse
anerkannten Instituten der journalistischen
Bildungsarbeit (z.B. Deutsches Institut für
publizistische Bildungsarbeit, Akademie für
Publizistik/Hamburg, Akademie der Bayeri-
schen Presse, Journalistische Berufsaus-
bildung Baden-Württemberg) teil. Dieser
Kursus ist gebucht bei 

für die Zeit

von bis

4. Im folgenden Verlauf des Volontariates
nimmt der Volontär/die Volontärin an weite-
ren Bildungsveranstaltungen teil, welche
der fachlichen Vertiefung oder Spezialisie-
rung dienen. Die Dauer soll insgesamt zwei
Wochen nicht unterschreiten. Die Semina-
re werden auf Vorschlag des Volontärs/der

Volontärin in Absprache mit dem Ausbil-
dungsredakteur/der Ausbildungsredakteu-
rin rechtzeitig vom Arbeitgeber gebucht.

5. Werden nicht alle Aufgaben, die als Lern-
ziele festgelegt wurden, in der Pressestelle
wahrgenommen, so besteht die Verpflich-
tung, ein Praktikum für die Dauer von vier
Wochen bei einer anderen Pressestelle an-
zubieten.

Folgendes Lernziel 

wird durch ein Praktikum 

bei 

in der Zeit 

von bis

erreicht.

VII. Zeugnis

1. Der Volontär/die Volontärin hat Anspruch
auf eine schriftliche Beurteilung durch den
jeweiligen Ausbildungsbeauftragten/die
Ausbildungsbeauftragte. Der Volontär/die
Volontärin hat das Recht, die Beurteilung
einzusehen und dazu Stellung zu nehmen.

2. Nach Abschluss der Ausbildung hat die Vo-
lontärin/der Volontär Anspruch auf ein qua-
lifiziertes Zeugnis, das Angaben über Art,
Dauer, Inhalt und Ziel der Ausbildung so-
wie über die erworbenen Fertigkeiten und
Kenntnisse enthält.

3. Wird der Volontär/die Volontärin nicht in ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom-
men, wird spätestens drei Monate vor dem
Ausbildungsende ein Zwischenzeugnis er-
stellt.

Freie in der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit

von Antje Prochnow, 
Hallesche Verkehrs AG

Der Arbeitsmarkt für Journalisten hat sich in 
den letzten zehn Jahren stark verändert. Re-
daktionen schließen oder dünnen ihren Mit-
arbeiterstamm aus, ganze Bereiche werden 
ausgelagert. In der Folge werden Mitarbeiter 
entlassen oder nur noch als Freie engagiert, 
Volontäre nach ihrer Ausbildung nicht über-
nommen. Das bedeutet für viele Redakteure 
– egal ob Zeitungs-, Hörfunk- oder TV-Redak-
teur –, neue Wege zu suchen, um sich seinen 
Lebensunterhalt zu verdienen. Nicht alle fin-
den einen Verlag oder eine Agentur, die im 
Auftrag von Redaktionen ganze Zeitungssei-
ten gestaltet, Hörfunk- oder Fernsehbeiträge 
produziert, wo sie arbeiten können. Sowohl 
gestandene Redakteure als auch Berufsan-
fänger, die gerade ihr Volontariat abgeschlos-
sen haben, drängen auf den Markt. Ein Tätig-
keitsfeld ist die Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit. Wie sehen Arbeitsbedingungen, Auf-
gaben, Verdienstmöglichkeiten und die Ver-
tragsgestaltung von Freien aus?

Arbeitsbedingungen
Grundsätzlich ändert sich mit dem Wechsel 
von der festen Anstellung zur Arbeit als Frei-
er für den Journalisten zunächst einmal die 
persönliche Situation dahingehend, dass er 
seine Auftraggeber und die damit verbun-
denen Themenbereiche selbst auswählt. Das 
hat Vor- und Nachteile. Von Vorteil ist die 

persönliche Freiheit. Der Journalist kann al-
le Genres des Journalismus seinem Auftrag-
geber anbieten – sofern er sie beherrscht –, 
er kann sich Themenbereiche auswählen, 
die ihm besonders zusagen, und er kann sei-
ne Arbeitszeit frei gestalten. Das klingt sehr 
verlockend. Je nach Auftragslage relativie-
ren sich diese Vorteile jedoch, und das mit-
unter sehr schnell.

Damit anstelle des anfänglichen Enthusias-
mus nicht allzu schnell Ernüchterung und 
Enttäuschung eintreten, sollte am Anfang des 
Einstiegs in die Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit ein eigener Check-up durchgeführt wer-
den. Wichtig ist, fachlich fit zu sein. Jemand, 
der gerade sein Volontariat mit Müh und Not 
absolviert hat, keine Kontakte besitzt und 
selbst kaum Erfahrungen in der Redaktions-
arbeit vorweisen kann, könnte es sehr schwer 
haben, Informationen zu „verkaufen“. Emp-
fehlenswert wäre es daher, sich zu Beginn der 
Freiberuflichkeit ein eigenes Portfolio zu ent-
wickeln. Dazu gehört die Beantwortung eini-
ger Fragen zur fachlichen Qualifikation, aber 
auch zum eigenen Netzwerk, zur wirtschaftli-
chen Situation bis hin zu den räumlichen und 
technischen Voraussetzungen:

–  Welche journalistischen Arbeitsfelder kann 
ich fachlich abdecken?

–  Welche dieser Arbeitsfelder kann ich in der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit einsetzen?

–  Welche Themenbereiche liegen mir beson-
ders, wo verfüge ich über ein sehr gutes 
Fachwissen?

–  Gibt es einen Markt für dieses Fachwissen, 
könnte ich dadurch vielleicht eine Nische 
abdecken?
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–  Benötige ich ggf. eine Weiterbildung als 
Grundlage für meine Tätigkeit als Freier?

–  Welche Kontakte besitze ich bereits, wie 
kann ich sie ausbauen?

–  Wie viel Einnahmen muss ich monatlich er-
wirtschaften, um meinen Lebensunterhalt 
abzusichern?

–  Steht mir ein Raum zum ungestörten Ar-
beiten zur Verfügung oder muss ich einen 
anmieten?

–  Welche Technik besitze ich bereits, um frei 
zu arbeiten, welche muss ich mir ggf. an-
schaffen, um arbeitsfähig zu sein?

–  Benötige ich Hilfe durch einen Steuerbera-
ter, eine Buchhaltung oder einen Rechtsan-
walt?

Diese Liste kann sicher noch durch weitere 
Fragen ergänzt werden. Doch für einen ers-
ten Check-up sollte sie genügen. Bereits die-
se Stichpunkte machen deutlich, dass die Ar-
beit als Freier mehr bedeutet als nur journa-
listische Arbeit. Denn während bei einer fes-
ten Anstellung nicht nur ein Raum und in 
der Regel auch die notwendigen Arbeitsmit-
tel zur Verfügung stehen sowie die monatli-
che Abführung der Einkommensteuer über 
die Gehaltsabrechnung geregelt ist, lasten 
diese Details nun auf den Schultern des Jour-
nalisten selbst.

Von dem jeweils abzudeckenden Arbeits-
gebiet hängt die räumliche und technische 
Ausstattung ab. Wirtschaftliche Zwänge füh-
ren inzwischen leider dazu, dass auch Jour-
nalisten in der Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit zur „eierlegenden Wollmilchsau“ werden. 
Mit Block, Bleistift, Digital- und Videokamera 
sowie Aufnahmegerät bewaffnet, ziehen sie 

los – schreiben, moderieren, produzieren Fil-
me und O-Töne. Ein Laptop, ausgestattet mit 
den wichtigsten Software-Programmen, ein 
leistungsfähiger Drucker, ein schneller Inter-
netzugang, ein Mobiltelefon, ein Faxgerät (ei-
nige Auftraggeber haben sich noch nicht mit 
dem gängigen Email-Versand angefreundet), 
ein Aufnahmegerät gehören zur Grundaus-
stattung des schreibenden Journalisten. Für 
die Herstellung von Filmbeiträgen ist eine an-
dere Ausrüstung erforderlich: Kamera, Tonauf-
nahmegerät, PC mit externen Festplatten, di-
gitale Schnittprogramme usw. Nach und nach 
kann die Ausstattung je nach den finanziellen 
Möglichkeiten und Arbeitsgebieten erweitert 
werden: Kopierer, Scanner, Digitalkamera, Lay-
out-Software, Beamer, Leinwand, transportab-
ler Verstärker, Mikrofon usw. Die Qualität der 
Technik sollte dabei ein hohes Niveau haben. 
Eine Minikamera kann auf Dauer keine guten 
Fotos für die Öffentlichkeitsarbeit liefern.

Sofern die finanziellen Möglichkeiten gege-
ben sind, sollte bei der Ausstattung nicht 
über Gebühr gespart werden. Das kommt zu-
gleich der Pflege des eigenen Images zu Hil-
fe. Es ist immer besser, wenn der Auftragge-
ber eine Datei nicht öffnen kann, weil ihm 
die neueste Software-Version fehlt, als wenn 
es umgekehrt wäre. Allerdings sollte sich nie-
mand mit Dingen ausstatten, die er nicht be-
dienen kann. Eine teure Kamera hilft nichts, 
wenn man nicht fotografieren kann, das bes-
te Layoutprogramm nichts, wenn man keine 
Ahnung von Typografie hat und dann die Er-
gebnisse eher peinlich sind. 

Um in Ruhe arbeiten zu können, ist letztend-
lich auch ein Büro notwendig. Das wird aus 

Kostengründen meist in der eigenen Woh-
nung sein. Doch sollten in dem Haushalt wei-
tere Familienmitglieder wohnen, empfiehlt 
es sich, klar zwischen Wohnung und Büro zu 
trennen. Jeder Familienangehörige sollte auf 
die neue Arbeitssituation eingestimmt sein 
und wissen, dass in diesem Raum gearbeitet 
wird. Ein getrennter Telefonanschluss für Fa-
milie und Büro unterstreicht zudem die Tren-
nung von Beruf und Privat. Letztlich ist diese 
eindeutige Trennung für die steuerliche Ab-
rechnung nicht ganz unbedeutend.

Mit der Arbeit als freier Journalist in der Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit ändert sich in 
der Regel auch die Gestaltung der Arbeitszeit 
und des Urlaubs. Trotz Schichten und vielen 
Überstunden sind Arbeitszeit und Urlaub in 
einer Redaktion vertraglich geregelt. Tarifver-
träge sichern Gehaltshöhe, tägliche Arbeits-
zeit, freie Tage und Urlaub. Davon muss sich 
ein Freier verabschieden. Grundsätzlich lau-
tet die Devise erst einmal: Die Arbeitswoche 
hat sieben Tage und der Tag hat 24 Stunden 
und das Wort Urlaub wird aus dem Sprachge-
brauch gestrichen. Ganz so schlimm muss es 
aber nicht sein. In der Regel hängt es von je-
dem selbst ab, wie er seine Arbeitszeit gestal-
tet und natürlich von den Aufträgen. Soll ein 
Neujahrsempfang an einem Sonntag mode-
riert werden, wird ein Freier seinen Auftrag-
geber sicher nicht vor den Kopf stoßen. Mit 
der nötigen Selbstdisziplin und einem guten 
Zeitmanagement lässt es sich durchaus or-
ganisieren, eine Fünf- bis Sechs-Tage-Woche 
zu erreichen. Beim Urlaub sieht es ähnlich 
aus. Auch im Interesse der Familienangehö-
rigen empfiehlt es sich, langfristig zu über-
legen, wann Urlaub machbar wäre. Dabei ist 

nicht nur die Auftragslage zu beachten, son-
dern auch das finanzielle Polster. Um eine 
Urlaubsphase finanziell zu überbrücken, soll-
te „vorgearbeitet“ werden. Wer es geschafft 
hat, Unternehmen fest an sich zu binden, z.B. 
durch die Redaktion einer Kundenzeitschrift, 
sollte sich unbedingt mit seinem Auftrag-
geber abstimmen, wenn Urlaub geplant ist. 
Das schafft Vertrauen und sichert langfris-
tig Einnahmen.

So wie die Urlaubszeit selbst finanziert wer-
den muss, müssen auch andere Beiträge 
selbst geleistet werden, die bei einer festen 
Anstellung vom Bruttogehalt abgezogenen 
werden. Das sind u.a.:

–  Krankenversicherung,
–  Pflegeversicherung
–  Rentenversicherung,
–  Krankentagegeldversicherung,
–  Krankenhaustagegeldversicherung,
–  Berufshaftpflichtversicherung,
–  Hausratversicherung.

Grundsätzlich ist die Spannweite der Versi-
cherungen weiter ausbaubar. Auf keinen Fall 
dürfen Freie auf Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung verzichten. Mit der Künst-
lersozialkasse haben sie einen Partner an der 
Seite, der die Kosten für Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung wie bei einem angestell-
ten Arbeitnehmer zur Hälfte übernimmt. Aus-
führliche Informationen dazu finden sich un-
ter www.künstlersozialkasse.de. Zudem soll-
ten sich alle Freien über die Leistungen der 
Verwertungsgesellschaft Wort unter www.
vgwort.de informieren.
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Damit wird auch deutlich, dass die Arbeits-
zeit nicht nur mit rein journalistischer Arbeit 
angefüllt ist. Die Buchhaltung will auch er-
ledigt werden. Das klingt sehr bürokratisch, 
lässt sich aber aufgrund gesetzlicher Gege-
benheiten nicht vermeiden. Um böse Über-
raschungen zu vermeiden, sollte jeder Freie 
die Buchhaltung und Steuermeldung von 
Anfang an nicht schleifen lassen. Später las-
sen sich mitunter Ausgaben nicht mehr bele-
gen, weil die Quittung verschwunden ist. Fäl-
lig werden in jedem Fall die Umsatz- und die 
Einkommensteuer. Auch wenn der Steuerbe-
scheid angefochten werden sollte, ist in je-
dem Fall die Zahlung sofort auszuführen, an-
sonsten droht die Zwangsvollstreckung. Das 
gilt übrigens auch, wenn später ein Steuerbe-
scheid zugunsten des Steuerpflichtigen korri-
giert werden sollte.

Die Steuerpflicht der Freien beginnt mit der 
monatlichen Umsatzsteuervoranmeldung. 
Hier werden alle Einnahmen eines laufen-
den Monats erfasst und durch die entspre-
chenden Honorarverträge oder Rechnungen 
belegt. In der Regel sind die Nettosummen 
bei journalistischer Arbeit mit 7 % Umsatz-
steuer belegt. Dem werden die Ausgaben an-
hand von Quittungen und Kassenbelegen ge-
genübergestellt. Sind beispielsweise in einem 
Monat Einnahmen von 2.500 Euro netto ge-
flossen, dann wären das 175 Euro Umsatzsteu-
er, die in der Umsatzsteuervoranmeldung be-
rücksichtigt werden. Da aber auch Ausgaben 
anfallen (z.B. Telefon, Reisekosten, Büroma-
terial, Bewirtung), wird die Summe der dar-
in enthaltenen Mehrwertsteuer von den 175 
Euro abgezogen. Nehmen wir an, es könn-
ten durch Ausgaben 75 Euro steuermindernd 

geltend gemacht werden, dann müssten für 
den laufenden Monat noch 100 Euro Umsatz-
steuer gezahlt werden. Die Meldung an das 
Finanzamt muss immer bis zum 10. des dar-
auffolgenden Monats online vorgenommen 
werden, die jeweilige Zahlung erfolgt dann 
bis zum 10. des nächst folgenden Monats. 
Wem das zu kompliziert ist, dem bleibt nur 
der Gang zum Steuerberater. Das kostet zwar 
Geld, erspart aber unterm Strich die persönli-
che Auseinandersetzung mit dem Finanzamt. 
Zudem ist das Steuerbüro immer über aktuel-
le Gesetzesänderungen informiert.

Einmal jährlich wird dann auch die Einkom-
mensteuer auf die eingenommenen Hono-
rare fällig. Daher ist es empfehlenswert, ein 
Unterkonto bei der Bank anzulegen, auf dem 
ein Teil des Einkommens zurückgehalten wird, 
um dieser Steuerzahlung nachkommen zu 
können. Über die Festlegung der Höhe der 
zurück zu legenden Gelder kann ein Steuer-
berater beratend zur Seite stehen, sie richten 
sich nach der erreichten Einkommenshöhe 
und können daher variabel sein.

Wer als Freier in der Öffentlichkeitsarbeit an 
den Start geht, ist gut beraten, wenn er sich 
ein breites Netzwerk an Kontakten aufbaut 
und pflegt. Hilfreich sind in jedem Fall Kon-
takte aus der vorherigen Tätigkeit. Diese soll-
ten unbedingt genutzt werden, um einen gu-
ten Start hinzulegen. Die besten Erfolge wer-
den nach wie vor über persönliche Kontakte 
erzielt. Diese Kontakte sind die Visitenkarte 
des Freien und öffnen die Türen bei potenziel-
len Auftraggebern, die in der Regel nicht von 
sich aus an die Tür der Freien klopfen. Emp-
fehlenswert ist der Besuch von lockeren Ver-

anstaltungen, Festen und Empfängen. Dort 
herrscht meistens eine gelöste Atmosphäre 
und das Gespräch mit möglichen Auftragge-
bern findet sich einfacher und schneller. Dazu 
zählen zum Beispiel Neujahrsempfänge, Tage 
der offenen Tür, Sportfeste, Wettkämpfe von 
Vereinen und Pressestammtische. Auftrag-
geber selbst kennen oft nicht den Markt und 
wissen auch nicht immer, wo sie die richtigen 
Fachleute finden. Daher liegt es am Journalis-
ten, auf sie zuzugehen.

Schwierig wird es, wenn sich Einzelkämpfer 
an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen 
wollen. Oft fehlt dafür auch die Kenntnis, in 
welchen Medien diese Ausschreibungen ver-
öffentlicht werden. Hinzu kommt, dass bei ei-
ner Angebotsabgabe bestimmte Formalitäten 
eingehalten werden müssen. Neben den Ein-
zelkämpfern gibt es aber Journalistenbüros 
mit mehreren Mitarbeitern, denen es möglich 
ist, ihre Aufgaben aufzuteilen. Diese haben 
eher die Chance, sich mit diesen Ausschrei-
bungen auseinanderzusetzen. 

Besteht ein Netzwerk erst einmal, muss es 
auch gepflegt werden. Sonst hat es sich viel-
leicht schon wieder aufgelöst, bevor die ak-
tuellen Aufträge erledigt sind. Ein Netzwerk 
an Kontakten zu pflegen, bedeutet Aufwand. 
Es empfiehlt sich, eine Adressdatei aufzubau-
en, die neben Firma, Name, Adresse und Tele-
fonnummer auch Notizen enthält. Dort könn-
te z.B. vermerkt werden, wann die Kontakt-
person Geburtstag hat, welche Interessen 
und Vorlieben sie hat. Ein kurzer Blick vor ei-
nem Treffen in die Notizen erspart mitunter 
so manchen Fehltritt ins Fettnäpfchen. Solide 
Grundlage für eine langjährige, vertrauens-

volle Zusammenarbeit bleibt aber das Ablie-
fern einer guten, termingerechten journalis-
tischen Arbeit und Loyalität gegenüber dem 
Auftraggeber. Diese Grundlage kann durch 
die Öffentlichkeitsarbeit für die eigene Per-
son, z.B. durch eine Internetpräsenz, stabili-
siert werden. Eine bei einem Empfang über-
gebene Visitenkarte mit dem Hinweis auf die 
eigene Internetpräsenz kann so bald Früch-
te tragen.

Aufgaben
Im Prinzip kann ein freier Journalist alle Auf-
gabenbereiche der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit übernehmen, die ein angestell-
ter Journalist in diesem Bereich auch ausübt. 
Die Facetten und die Bandbreite der journa-
listischen Möglichkeiten sind hier sehr vielsei-
tig. Zunächst sollte sich jeder auf seine Stär-
ken besinnen und diese als Grundlage seiner 
Freiberuflichkeit ausbauen. Die Auftraggeber 
können unterschiedliche wirtschaftliche oder 
gemeinnützige Gebilde sein, etwa Großun-
ternehmen (z.B. Aktiengesellschaft), mittel-
ständische Betriebe (z.B. GmbH), Vereine (z.B. 
Sportvereine), Verbände (z.B. Kulturverbände) 
usw. Sie können sich in Auftragsumfang und 
Honorarhöhe unterscheiden. Aber die Instru-
mente der Öffentlichkeitsarbeit sind bei al-
len anwendbar. Da die möglichen Aufgaben-
felder sehr vielfältig sind, kann diese Darstel-
lung nicht alles umfassen, sondern nur bei-
spielhaft sein.

Journalisten können von Unternehmen als 
Berater herangezogen werden. So lassen sich 
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manche Unternehmen durch einen externen 
Journalisten ihre Außendarstellung bewer-
ten, da der Blick von außen nach innen oft 
ein anderer ist als umgekehrt. Daraus lassen 
sich dann vielfältige Folgeaufträge ableiten, 
z.B. in der Medienarbeit, Eventkommunikati-
on, in Unternehmenspublikationen oder der 
interaktiven Öffentlichkeitsarbeit. Das bedeu-
tet im Einzelnen, dass folgende Instrumente 
der Öffentlichkeitsarbeit als Tätigkeitsfelder 
möglich sind:
–  Medienarbeit
–  Presseverteiler erstellen
–  Kontakte zu Redaktionen für den 

Auftraggeber herstellen
–  Pressekonferenzen vorbereiten, 

durchführen, nachbereiten
–  Pressegespräche organisieren und 

gestalten
–  Hintergrundgespräche organisieren 

und begleiten
–  Redaktionsbesuche durchführen
–  Pressefahrten vorbereiten und 

durchführen
–  Fachbeiträge schreiben 
–  Erfolgsstories begleiten
–  Unternehmensfilme produzieren
–  Fotodienste
–  Beratung bei Krisenkommunikation
–  Moderation von Seminaren, 

Fachkonferenzen
–  Organisation und Moderation von 

Tagen der offenen Tür
–  Imagebroschüren
–  Produktflyer
–  Unternehmenschroniken
–  Newsletter
–  Firmenzeitungen

–  Mitarbeiterzeitschriften
–  Geschäftsberichte
–  Websites inhaltlich gestalten 

und pflegen
–  E-Mail-Newsletter
–  Interaktive CD-Roms
–  Interaktives TV
–  Unternehmensfernsehen
–  Unternehmensradio

Die Vielfalt der Aufgaben lässt erahnen, dass 
die Erweiterung des bisherigen Tätigkeits-
feldes mitunter nicht zu vermeiden ist. Oft 
ist es so, dass freie Journalisten in der Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit nicht nur Tex-
te für eine Mitarbeiterzeitschrift liefern. Viel-
mehr übernehmen sie auch die Gestaltung, 
den Satz und das Layout und übergeben letzt-
lich eine fertige Druckdatei. Dazu gehört aber 
auch ein umfangreiches Wissen im Umgang 
mit den gängigen Softwareprogrammen. In 
jedem Fall empfiehlt es sich, für die fachge-
rechte Anwendung der Programme eine Wei-
terbildung zu besuchen. Das betrifft auch al-
le anderen Bereiche, die man sich vielleicht 
im Rahmen der beruflichen Entwicklung er-
schließen möchte, um sein Auftragsvolumen 
zu erweitern.

Verdienstmöglichkeiten/
Honorare
Zunächst besteht die Möglichkeit, dass der 
Journalist dem Unternehmen seine Preislis-
te vorlegt. In der Regel ist das dann der Fall, 
wenn man sich bereits einen Markt erobert 
hat und natürlich die Leistung stimmt. Aber 

es gibt auch den umgekehrten Fall, dass Un-
ternehmen genau vorgeben, was sie für die 
Leistung bezahlen werden und was nicht. Je-
der sollte für sich eine Schmerzgrenze festle-
gen. So sollte ein Stundensatz für Pressear-
beit nicht unter 30 Euro liegen. Das ist regi-
onal natürlich sehr unterschiedlich. So kann 
ein freier Journalist in München sicher ein 
höheres Honorar ansetzen als sein Kollege in 
Schwerin. Hat ein Journalist z.B. einen Vertrag 
mit einem Unternehmen, kann der Stunden-
satz wesentlich höher sein als bei einem Auf-
trag für einen kleinen Sportverein. Bei dieser 
Mischkalkulation kommt es darauf an, dass 
die anfangs angesprochene monatlich zu er-
wirtschaftende Summe im Auge behalten 
wird. Es kann gute und schlechte Monate ge-
ben, auch in der Öffentlichkeitsarbeit gibt es 
ein Sommerloch und eine Weihnachtspause.

Neueinsteiger können sich an der DJV-Hono-
rarempfehlung orientieren, die mit den tat-
sächlichen Gegebenheiten abgewogen wer-
den muss. Bietet ein potenzieller Auftragge-
ber beispielsweise einen Vertrag mit einer 
Summe an, die unter der Empfehlung liegt, 
der Vertrag aber einen längeren Zeitraum 
umfassen soll, dann sollte die Entscheidung 
zugunsten des auf Dauer zu erwartenden 
Einkommens ausfallen. Für die Honorarver-
handlungen ist auf jeden Fall Verhandlungs-
geschick gefordert.

Vertragsgestaltung
Hartleibiger sollten sich freie Journalisten 
hingegen bei der Vertragsgestaltung geben. 

Vor Vertragsunterzeichung müssen sie ge-
nau abwägen, ob die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen fair sind oder ob sie in eine Fal-
le laufen. Knebelverträge sollte kein Freier 
unterschreiben. Er schadet damit sich selbst 
und alle anderen Kollegen. Haben sich Auf-
tragnehmer und Auftraggeber geeinigt, er-
folgt in der Regel eine schriftliche Auftrags-
erteilung an den Journalisten. Damit hat der 
Freie eine Legitimation für seine Arbeit in der 
Hand, die er später in Rechnung stellt. Leider 
gibt es hin und wieder Auftraggeber, die ver-
gessen, ihre Rechnungen zu bezahlen. Bevor 
jedoch eine Mahnung geschrieben wird, soll-
te zunächst ein kurzer Anruf erfolgen und 
freundlich an die Zahlung erinnert werden. 
Bleiben Zahlungen gänzlich aus, muss über 
das Beschreiten des Rechtswegs nachgedacht 
werden. Auskunft und Information dazu er-
teilt der DJV.
Formal ist es wichtig, dass auf dem Briefbo-
gen bei Angebot und Rechnung die Steuer-
nummer ausgewiesen wird. Rechnungen soll-
ten jedes Jahr durchnummeriert werden. Ei-
ne Kopie behält der Journalist bei seinen Un-
terlagen.
Die nachfolgend abgedruckten Verträge, An-
gebote und Rechnungen dienen nur zur Ori-
entierung und sind nicht als allgemein ver-
bindlich anzusehen:
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Zwischen Herrn Mustermann (Freier)
und der Musterfirma, Musterstraße, 01234 Musterstadt 
wird folgendes vereinbart:

1. Die Musterfirma verpflichtet Herrn Mustermann für folgende Leistung: Moderation
Name der Veranstaltung: Musterevent
am: 1.1.2007
in: Musterstadt
genauer Veranstaltungsort: Musterbühne
Dauer der Veranstaltung: 16 bis 18 Uhr
Auftrittszeit: dto.
Probe: 24.12.2006

2. Herr Mustermann garantiert den reibungslosen Ablauf seiner Leistung und pünktliches Er-
scheinen. Bei Ausfall durch Krankheit oder höhere Gewalt entfällt die Auftrittspflicht bei Vor-
lage eines Krankenscheins. In diesem Fall ist Herr Mustermann bemüht, kurzfristig entspre-
chenden Ersatz zu organisieren.

3. Die Musterfirma gewährleistet eine Garderobe und die Bereitstellung einer Beschallungsan-
lage.

4. Der Vertrag ist jederzeit aus wichtigem Grund fristlos kündbar. Im Falle der Kündigung des 
Vertrags aufgrund von Tatsachen, die nicht durch Herrn Mustermann verursacht wurden, er-
hält er eine einmalige Aufwandsentschädigung in Höhe des vereinbarten Honorars.

5. Nach Unterzeichnung des Vertrags ist ein Betrag von 50% des Honorars auf das angeführte 
Konto zu überweisen. Restzahlung des Honorars gegen Rechnung kurz nach dem Veranstal-
tungstag.

6. Die Vertragspartner erklären, zu rechtsverbindlichen Vertragsabschlüssen berechtigt zu sein. 
Es wird hiermit vereinbart, Stillschweigen über die getroffenen Honorare sowie sonstigen 
Vereinbarungen zu bewahren.

7. Die Musterfirma zahlt an Herrn Mustermann ein Honorar von: 
  Netto 500,00 Euro
  zzgl. 7% Mwst.   35,00 Euro
  Gesamtbetrag  535,00 Euro

Ort, Datum

Unterschrift Herr Mustermann Unterschrift Musterfirma

Vertragsbeispiel Moderation 
(Wirtschaftsgebiet Neue Bundesländer)

Ort, Datum
Angebot

Sehr geehrter Herr XY,
vielen Dank für das freundliche Gespräch am 13.12.2009. Gern unterbreite ich Ihnen folgendes 
Angebot für die Pressearbeit in Ihrem Unternehmen:
1.  Monatliche Pauschale einschließlich des Erstellens eines Presseverteilers für die Region XY, 

Pflege des Presseverteilers, laufende Absprachen bis monatlich zwei Stunden, Fahrtkosten, 
elektronisches Versenden von Pressemitteilungen und Einladungen, einmal jährlich Erstel-
len eines Vorhabenplans  
  150,00 Euro

2.  Erstellen von Pressemitteilungen
 2.1  Kurze Pressemitteilungen nach telefonischer Absprache und mit Vorlage zur Abstimmung 

auf elektronischem Wege wie Terminankündigungen u.ä. (einschließlich der Aufbereitung 
für Internetpräsentation)  
 60,00 Euro

 2.2  Pressemitteilungen zu Projekten, Vorhaben, Bilanzen (einschließlich Aufbereitung der In-
ternetpräsentation) je nach Aufwand und Umfang je Seite   
 ab 50,00 Euro bis 200,00 Euro

 2.3  Erstellen von aktuellen Pressetexten (einschließlich Aufbereitung für Internetpräsentation) 
je nach Aufwand und Umfang je Seite  
 ab 50,00 Euro bis 200,00 Euro

3.  Pressegespräche/Hintergrundgespräche
 3.1 Absprache und elektronischer Versand der Einladung  
   50,00 Euro
 3.2  Erstellen der jeweiligen Pressemappe je nach Aufwand und Umfang je Seite (einschließ-

lich Aufbereitung für Internetpräsentation)  
 ab 50,00 Euro bis 200,00 Euro

4.  Fotos
 4.1  Digitale Fotos als Ergänzung zu Pressemitteilungen je nach Aufwand (einschließlich Auf-

bereitung für Internetpräsentation)  
 50,00 Euro bis 120,00 Euro

Beispiel für eine Angebotserstellung 
mittelständisches Unternehmen
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 4.2  Digitales Einzelfoto für andere Verwendungszwecke je nach Aufwand (einschließlich Auf-
bereitung für Internetpräsention) 50,00 Euro bis 120,00 Euro

5.  Sonstiges
5.1  Erstellen von Kundenzeitschriften je Seite A4 250,00 Euro
 5.2  Einpflegen von Internet-Pressetexten in ein bestehendes Redaktionssystem  

 10,00 Euro
 5.3  Beratung zu Projekten wie Journalistenbetreuung, Aktionen u.ä. je Stunde 

 60,00 Euro
 5.4  Pressebegleitung bei Veranstaltungen, Aktionen u.ä. Tagespauschale bis max. 10 Stunden 

 500,00 Euro
 5.5  Erstellen von Texten für Imagebroschüren und andere Publikationen nach Stundensatz

je Stunde 
 60,00 Euro

 5.6  Anfertigung von Fotos als Papiervorlage entsprechend den Selbstkosten des Labors 
sowie eine Pauschale für die digitale Bearbeitung je Stunde 
 60,00 Euro

 5.7 bei Reisekosten je Kilometer pauschal  
   0,30 Euro

Alle Preise verstehen sich zuzüglich 7 % Umsatzsteuer.

Referenzen:
Firma AB
Firma CD
...

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Journalist

Beispiel für eine Angebotserstellung 
mittelständisches Unternehmen

Informationsrecht, 
Sorgfaltspflicht, Persön-
lichkeitsrecht, Impres-
sumspflicht: Rechte und 
Pflichten von Medien 
und ihren Journalisten 
in der Übersicht 
Von Benno H. Pöppelmann

1. Einleitung
Die Pressesprecherin eines Unternehmens er-
klärt hinsichtlich der Produkte eines Mitbe-
werbers auf der Jahres-Pressekonferenz: „Im-
mer wieder wird berichtet, dass der Farbüber-
zug der Geräte der Fa. X bleihaltig sei. Das 
schadet nicht nur der Fa X, sondern der gan-
zen Branche, also auch uns.“ Das Unterneh-
men wird daraufhin von der Fa. X auf Unter-
lassung der Äußerung in Anspruch genom-
men. Dem Unternehmen sei bekannt, dass 
X die Vorwürfe bestreite. Dieses wendet ein, 
es handele sich doch nur um die Wiederga-
be von Presseberichten. Das sei zulässig. Das 
Bundesverfassungsgericht1 sieht das anders.

Ein anderes Beispiel: Eine Zeitschrift veröf-
fentlicht einmal im Jahr eine sog. „Kommu-
nalabfrage“ zu Steuer- und Gebührenent-
wicklungen. Die Redaktion fragt darin Kom-

1 BVerfG, NJW-RR 2000, 1209 ff

munen, wie sich Abgaben der Höhe nach in 
den Gemeinden entwickelt haben. Diese Ab-
frage wird auch an die Stadt M. gerichtet. Der 
Pressesprecher der Stadt beantwortet die Fra-
gen schriftlich. Durch Bescheid vom gleichen 
Tag setzt die Stadt unter Berufung auf die 
kommunale Verwaltungsgebührensatzung ei-
ne Verwaltungsgebühr gegenüber dem Her-
ausgeber der Zeitschrift fest. Gegen den Be-
scheid legt der Herausgeber Widerspruch mit 
der Begründung ein, auf das Pressegesetz des 
Landes gestützte Anfragen seien kostenfrei 
zu beantworten. Der Widerspruch bleibt er-
folglos. Die Stadt argumentiert, den presse-
rechtlichen Vorschriften des Landes sei nicht 
zu entnehmen, dass die gegenüber der Pres-
se zu gebenden Auskünfte kostenlos zur Ver-
fügung gestellt werden müssten. Aus Art. 5 
Abs. 1 S. 2 des Grundgesetzes folge weder ein 
unmittelbarer Anspruch auf Informationser-
teilung noch ein Anspruch auf Förderung der 
Pressearbeit. Das Verwaltungsgericht Arns-
berg hat schließlich im Dezember 2006 ent-
schieden, dass keine Gebührenpflicht besteht 
(Az. 11 K 2584/06).

Die Fälle verdeutlichen, dass die Tätigkeit von 
Pressesprechern vielleicht nicht gefahrge-
neigt ist, aber doch mit Fallstricken versehen 
sein kann. Auch wenn es nicht um konflikt-
trächtige Themen geht, sondern um einfache 
Fragen aus der jeweiligen Tätigkeitssphäre, 
ist es wichtig zu wissen, auf welchen presse-
rechtlichen Grundlagen Frau oder Mann sich 
bewegt. Welche Anforderungen müssen z.B. 
erfüllt sein, um die eigene journalistische Ar-
beit als sorgfältig und rechtlich einwandfrei 
einzuordnen? Welche Grenzen sind zu be-
achten? Dürfen Journalistinnen und Journa-
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listen ohne jede Beschränkung an Sitzun-
gen von Ausschüssen und Stadträten teilneh-
men? Wie ist die Frage in privaten Unterneh-
men zu beantworten? Haben sie Zugang zu 
Akten und sonstigen Unterlagen? Inwieweit 
sind Persönlichkeitsrechte zu beachten? Ant-
worten auf diese und weitere Fragen sollen 
hier aufgezeigt werden. 

Nicht nur die Presse, sondern alle Massen-
medien erfüllen eine öffentliche Aufgabe. 
Sie beschaffen Nachrichten, die die Öffent-
lichkeit interessieren. Sie nehmen Stellung, 
üben Kritik oder wirken auf andere Weise an 
der Meinungsbildung mit. Diese Umschrei-
bung der demokratischen Funktion der Me-
dien, wie sie sich in Paragraf 3 vieler Landes-
presse- bzw. -mediengesetze findet, steckt zu-
gleich durch Landesrecht den Rahmen für die 
den Medien gegebenen Rechte und Pflichten 
ab. So wird konkretisiert, was die Verfassung 
garantiert. Wesentliche Rechtsgrundlagen für 
die Medien sind somit das Grundgesetz und 
die Regelungen in den Landespresse- bzw. 
Landesmediengesetze. Daneben sind andere 
Gesetze, wie das Kunsturhebergesetz (KUG), 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) oder des Strafgesetzbuches (StGB), mit 
in den Blick zu nehmen, um die Rechte und 
Pflichten von Journalisten und Herausgebern 
zu erläutern.

2. Verfassungsrecht
Die Meinungsfreiheit, die Freiheit der Infor-
mationsbeschaffung und die Freiheit der Me-
dien ist durch Art. 5 Abs. 1 Grundgesetz (GG) 
gewährleistet. Die Norm lautet:

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbrei-
ten und sich aus allgemein zugänglichen Quel-
len ungehindert zu unterrichten. Die Presse-
freiheit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden gewährleis-
tet. Eine Zensur findet nicht statt.“

Wie fast alle Grundrechte können diese Frei-
heiten eingeschränkt werden. Sie gelten nicht 
umfassend und absolut. Deswegen regelt Art. 
5 Abs. 2 GG:

„Diese Rechte finden ihre Schranken in den 
Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze 
der Jugend und in dem Recht der persönli-
chen Ehre.“

Auf diese wenigen Sätze des Art. 5 GG grün-
det sich das gesamte Medienrecht. Sowohl 
der Umfang der Freiheitsgarantien als auch 
die Zulässigkeit und Reichweite möglicher Be-
schränkungen derselben lassen sich aus die-
sen verfassungsrechtlichen Normen ableiten. 
Z.B. die Antwort auf die Frage, ob die Verfas-
sung in Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG einen Anspruch 
auf Informationserteilung enthält.

2.1 Verfassungsgarantien

Die Gewährleistung der Pressefreiheit und die 
Freiheit der Berichterstattung durch Rund-
funk und Film lässt sich bereits unmittelbar 
dem Wortlaut des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG ent-
nehmen.

„Presse“ im verfassungsrechtlichen Sinn sind 
nicht nur Tageszeitungen und Zeitschriften 
oder sonst periodisch veröffentlichte Druck-

werke, sondern alle Druckwerke und Informa-
tionsträger, die technisch in einem Verfahren 
hergestellt werden, das die massenweise Ver-
vielfältigung vorsieht. Dazu können Bücher, 
Flugblätter, CD-ROM, DVD, Pressemitteilun-
gen usw. gehören.
Unter „Rundfunk“ versteht das Verfassungs-
recht die Veranstaltung und Verbreitung von 
Darbietungen aller Art für die Allgemeinheit 
über elektrische Schwingungen, die drahtlos 
oder drahtgebunden transportiert werden. 
Sowohl der Hörfunk als auch das Fernsehen 
sind mit umfasst. 
Zwei wesentliche Mediengattungen, in de-
nen Journalisten ihren Aufgaben nachgehen, 
sind damit genannt. Wie aber sind journalis-
tisch oder redaktionell gestaltete Texte, Bilder 
oder sonst öffentlich dargebotene Beiträge 
über das Internet einzuordnen? Sind solche 
Mediendienste Rundfunk oder Presse? Wenn 
sie es nicht sind, können diese Dienste gleich-
wohl die Grundrechte der Presse- oder Rund-
funkfreiheit für sich in Anspruch nehmen? 
Sind z.B. eine Journalistin oder ein Journalist 
einer kommunalen Internetzeitung2 berech-
tigt, an von Behörden organisierten Presse-
konferenzen teilzunehmen? Können sie den 
presserechtlichen Auskunftsanspruch gel-
tend machen? 
Im Ergebnis lassen sich diese Fragen bejahen. 
Die Medienfreiheiten des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG 
sind grundsätzlich offen für neue technische 
Wege der Massenkommunikation3. Die Frage, 
ob eine elektronische Presse dem Pressebe-

2  z.B.: http://www.report-k.de, Kölner Internetzeitung
3  Degenhardt, Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 

Art. 5, Rz. 20

griff oder dem Rundfunkbegriff zuzuordnen 
ist, ist zwar nicht endgültig geklärt. Überein-
stimmung besteht jedoch darin, dass Formen 
der elektronischen Presse verfassungsrecht-
lich unter funktionellen Gesichtspunkten der 
Pressefreiheit zuzuordnen sind. Das schließt 
nicht aus, dass für diese digitalen Dienste 
Sonderregelungen gelten können4. 

Auch Journalisten von Internet-Zeitungen 
oder vergleichbaren elektronischen Medi-
en haben also verfassungsrechtlich verbürg-
te Ansprüche auf der Grundlage von Art. 5 
Abs. 1 S. 2 GG.

Das Grundrecht der Presse- und Rundfunk-
freiheit garantiert Mitarbeitern der Medien 
ein Abwehrrecht gegen unzulässige staatliche 
Eingriffe. Die Staatsgewalt soll niemanden 
hindern, seine Meinung mit Hilfe der Presse 
öffentlich zu äußern und zu verbreiten oder 
die Medienfreiheiten auf andere Weise in An-
spruch zu nehmen. Das gilt unabhängig da-
von, ob ein Handeln der Legislative, der Exe-
kutive oder Judikative in Rede steht.

Das Grundgesetz garantiert die Medienfrei-
heiten jedoch nicht nur als reines Abwehr-
recht. Vielmehr ist das Grundrecht darüber 
hinaus als institutionelle Garantie der Presse- 
und Rundfunkfreiheit ausgestaltet. Diese Ga-
rantie gewährleistet die freie, eigenständige 
Arbeit der Institutionen „Presse“ und „Rund-
funk“ wie die der anderen Medien.

Geschützt ist z.B. die Beschaffung von Infor-
mationen. Sei es über allgemein zugängliche 
Quellen, wie Bibliotheken, Archive oder an-
dere Medien, oder auch die Beschaffung von 

4 z.B. § 55 Rundfunkstaatsvertrag
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Informationen aus behördeninternen Vor-
gängen5. Die Teilnahme an Pressekonferen-
zen oder an öffentlichen Verhandlungen ist 
verfassungsrechtlich ebenso geschützt wie 
die Informationsbeschaffung aus Quellen, 
die strafrechtlich relevantes Informationsver-
halten als Hintergrund haben. Ein Informant 
kann sich z.B. des Verrats eines Dienstgeheim-
nisses strafbar gemacht haben, die Medien 
wären aber verfassungsrechtlich nicht ge-
hindert, die so erlangte Information zu ver-
öffentlichen.

Deswegen gehört der Schutz der Informan-
ten und des Redaktionsgeheimnisses verfas-
sungsrechtlich zu den wesentlichen Inhalten 
der Freiheiten des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG.

Ob ein Informationsanspruch der Medien aus 
Art. 5 Abs. 1 GG unmittelbar abgeleitet wer-
den kann, ist streitig. Das Bundesverwaltungs-
gericht lehnt einen solchen Anspruch ab. Das 
Gericht meint, die Medien seien auch ohne ei-
nen solchen Anspruch im Stande, die ihnen ob-
liegende öffentliche Aufgabe zu erfüllen. Es sei 
Sache des Gesetzgebers, einen Informations-
anspruch gesetzlich zu regeln. Dies jedenfalls 
ist durch die Landespressegesetze und ver-
gleichbare Regelungen in Rundfunk- und Me-
diengesetzen und nun auch durch Informati-
onsfreiheitsgesetze geschehen.

2.2 Verfassungsrechtliche Schranken

Für die Medienfreiheiten gelten Schranken: 
Jugendschutz, das Recht der persönlichen 

5  z.B. über Informationsfreiheitsgesetze der Länder 
oder des Bundes

Ehre und allgemeine Gesetze sind zu be-
achten. 
Allgemeine Gesetze sind solche, die nicht 
(nur) das Ziel verfolgen, die Pressefreiheit, 
die Rundfunkfreiheit oder die Freiheit der 
Meinungsäußerung einzuschränken, son-
dern deren Zweck es ist, andere Rechtsgüter 
zu schützen. Wichtige allgemeine Gesetze 
in diesem Sinn sind z.B: die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über unerlaubte 
Handlungen (§§ 823 ff BGB), die Regelungen 
zur Verletzung des persönlichen Lebens- und 
Geheimbereichs des Strafgesetzbuchs (§§ 
201 ff StGB), Paragrafen des Urheberrechts-
gesetzes (z.B. §§ 48 bis 51 UrhG) über öffent-
liche Reden, die Berichterstattung über Ta-
gesereignisse und Zitate und des Kunstur-
hebergesetzes (KUG) über das Recht am ei-
genen Bild. 
In diesen sowie in weiteren Gesetzen die 
hier schon aus Platzgründen nicht alle auf-
geführt werden können, finden sich Rege-
lungen, die die Freiheit der Medien im Ein-
zelfall einschränken können. Jedoch ist dabei 
zu beachten, dass der Anwendungsbereich 
eines allgemeinen Gesetzes nicht automa-
tisch zum Vorrang des durch ihn geschütz-
ten Rechtsguts vor der Medienfreiheit führt. 
Vielmehr sind die Regelungen der allgemei-
nen Gesetze im Licht der Presse- und Rund-
funkfreiheit auszulegen6. Nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts 
haben weder wichtige Gemeinschaftsgüter 
noch die Presse- und Rundfunkfreiheit von 
vornherein absoluten Vorrang. In jedem Fall 
ist zwischen den Freiheiten und den durch 

6  BVerfGE 7, 198

allgemeine Gesetze geschützten Rechtsgü-
tern dergestalt abzuwägen, dass die Frei-
heit der Medien nicht über die Maßen ein-
geschränkt wird 7. 

3.  Die für Medien geltenden 
Gesetze

Die Rechtsverhältnisse der Presse, des Rund-
funks und anderer Medien regeln insbeson-
dere die Landespressegesetze, die Landesme-
diengesetze, die Gesetze oder Staatsverträge 
über die jeweilige Rundfunkanstalt sowie der 
Rundfunkstaatsvertrag.

3.1  Landespresse- und -mediengesetze

Die Länder sind für die Rechtsverhältnisse der 
Presse allein zuständig und berechtigt, ge-
setzliche Regelungen zu treffen. Seit dem In-
krafttreten der Föderalismusreform8 gibt es 
lediglich noch eine Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes in solchen Presseangelegen-
heiten, die originär und auf Grund anderer 
Kompetenzzuweisung in seine Zuständigkeit 
fallen9. Die ehedem in Art. 75 GG enthaltene 
Kompetenz für ein Presserechtsrahmengesetz 
des Bundes ist ersatzlos weggefallen.

7 BVerfGE 107, 299 ff
8  Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes v. 

28.08.2006, BGBl. I 2006, 2034 ff
9  z.B. kann der Bund im Rahmen der Gesetzgebungs-

kompetenz zum Prozessrecht die Reichweite des Zeug-
nisverweigerungsrechts von Journalistinnen und Jour-
nalisten regeln

In 14 Bundesländern gelten für die Presse Lan-
despressegesetze. In Rheinland-Pfalz und im 
Saarland wurden diese durch Regelungen in 
Landesmediengesetzen ersetzt. Diese gelten  
auch für andere Medien, z.B. den Saarländi-
schen Rundfunk. 

3.2 Rundfunkgesetzgebung

Für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten gelten sonst eigene Gesetze, soweit 
es sich um Landesrundfunkanstalten han-
delt. Das trifft auf den Westdeutschen, den 
Hessischen, den Bayerischen Rundfunk sowie 
Radio Bremen zu. Soweit Rundfunkanstalten 
über Landesgrenzen hinaus gebildet sind, gel-
ten Staatsverträge zwischen den teilnehmen-
den Ländern10. Die Deutsche Welle, die Rund-
funk aus der Bundesrepublik Deutschland he-
raus für ausländische Teilnehmer veranstal-
tet, ist die einzige Rundfunkanstalt, die dem 
Bundesrecht unterliegt11. In diesen Gesetzen 
und Staatsverträgen sind wesentliche Rech-
te und Pflichten der Rundfunkanstalten als 
Institutionen geregelt, z.B. ihr Programmauf-
trag, die Programmgrundsätze, die Zusam-
menarbeit mit anderen Rundfunkveranstal-
tern usw. Alle diese Gesetze und Staatsverträ-
ge enthalten auch Regelungen zu den Rech-
ten von Personen, die von Berichterstattung 
betroffen sind, z.B. solche zur Art und Weise 
einer Gegendarstellung.

10  Staatsverträge wurden abgeschlossen über den Süd-
westrundfunk, den Mitteldeutschen Rundfunk, den 
Rundfunk Berlin Brandenburg, den Norddeutschen 
Rundfunk, das DeutschlandRadio und das Zweite Deut-
sche Fernsehen

11 Deutsche Welle Gesetz, BGBl. I 2005, 90 ff

§
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3.3 Landesmediengesetze

Für die privaten Rundfunkunternehmen gel-
ten im Übrigen Landesmediengesetze12, die 
den für die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten im hier interessierenden Zusam-
menhang geltenden vergleichbar sind. Sie 
enthalten z.B. auch Regelungen zur Aus-
kunftspflicht der Behörden, zum Jugend-
schutz, zur Kurzberichterstattung usw. 

3.4 Rundfunkstaatsvertrag

Neben den Rundfunk- und Mediengesetzen 
der Länder gilt ein gemeinsamer Staatsver-
trag der Länder für die Veranstaltung und 
Verbreitung von Rundfunk in Deutschland. 
Dieser Staatsvertrag legt allgemeine Grund-
sätze fest, die für alle Rundfunkanstalten und 
Rundfunkunternehmen gelten. Daneben ent-
hält der Rundfunkstaatsvertrag gesonder-
te Vorschriften für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, z.B. zur Finanzierung, bzw. für den 
privaten Rundfunk, z.B. zur Zulassung eines 
Unternehmens zur Veranstaltung von Rund-
funk oder zu Fragen der Sicherung der Mei-
nungsvielfalt. Mit dem Neunten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag, der am 1. März 2007 
in Kraft trat, wurde der Geltungsbereich be-
stimmter Regelungen des Rundfunkstaats-
vertrages auch auf so genannte Telemedi-
en ausgedehnt. Insbesondere für Telemedi-
en mit journalistisch-redaktionell gestalte-
ten Angeboten enthält der Rundfunkstaats-
vertrag nunmehr Regelungen zur Sorgfalts-

12  vgl. Ring, Medienrecht, Teil D, Loseblattsammlung, 
Stand 2009

pflicht, zur Benennung von Verantwortlichen 
für den journalistisch-redaktionellen Inhalt, 
zur Auskunftspflicht von Behörden und zum 
Datenschutz bei journalistisch-redaktionel-
len Zwecken.

4.  Journalistische Rechte und 
Pflichten

4.1  Das Auskunftsrecht gegenüber 
Behörden

Vertreter der Presse, des Rundfunks und der 
Telemedien haben einen Anspruch gegen 
die Behörden, die der Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgabe dienenden Auskünfte zu er-
halten. Die Auskünfte können nur auf Grund 
bestimmter, abschließend geregelter Ausnah-
men verweigert werden13.
Zur Auskunft sind Behörden verpflichtet. Da-
runter werden nach dem Medienrecht alle 
Stellen verstanden, die Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahrnehmen. Dazu gehören 
Behörden des Bundes, der Länder und der Ge-
meinden. Dazu zählen auch Stellen der Legis-
lative und der Judikative14. Will z.B. der Jour-
nalist einer Tageszeitung wissen, wann und 
wo mit welcher Tagesordnung der Stadtrat 
oder ein Ausschuss des Rates tagt, ist ihm 
diese Auskunft zu geben. 

13  vgl. § 4 der Landespressegesetze, sonst: Brandenburg: 
§ 5, Hessen: § 3, Rheinland-Pfalz: § 6 Landesmedienge-
setz, Saarland: § 5 Saarländisches Mediengesetz, § 9a 
Rundfunkstaatsvertrag (RF-StV) für Rundfunkveranstal-
ter, § 55 Abs. 2 RF-StV für Telemedien

14  vgl. Löffler/Burkhardt, Presserecht, § 4 LPG, Rz. 56, 
5. Aufl., 2006

Nicht selten haben Kommunen, Kreise oder 
Verbandsgemeinden Anstalten oder sonstige 
Körperschaften errichtet. Auch diese Stellen 
der sog. mittelbaren Staatsverwaltung sind 
zur Auskunft verpflichtet15. Ebenso häufig be-
dienen sich Kommunen privatrechtlicher Ge-
sellschaften, um ihre Aufgaben zu erfüllen. 
Seien es Abfallbetriebe, Theaterveranstalter, 
Schwimmbäder o. ä. Auch in solchen Fällen 
müssen Anfragen von Journalisten an diese 
Gesellschaften in der Regel beantwortet wer-
den. Jedenfalls dann, wenn es sich um Eigen-
betriebe oder aber um juristische Personen 
des Privatrechts16 handelt, die im Wesentli-
chen im Eigentum der Kommune stehen bzw. 
bei der die Kommune einen beherrschenden 
Einfluss ausübt und deren Betrieb der kom-
munalen Daseinsvorsorge dient17. Überall 
dort, wo zur Wahrnehmung staatlicher Auf-
gaben öffentliche Mittel eingesetzt werden, 
von deren konkreter Verwendung Kenntnis zu 
erlangen ein berechtigtes öffentliches Interes-
se besteht, wird nach Auffassung der Recht-
sprechung ein Informationsbedürfnis der Me-
dien und der Bevölkerung begründet. Auf die-
ses Bedürfnis hat es keinen Einfluss, ob sich 
eine Kommune zur Wahrnehmung öffentli-
cher Aufgaben im Einzelfall einer privatrecht-
lichen Organisationsform bedient18.

Eine Auskunft verlangen können Vertreter al-
ler Medien, unabhängig davon, ob eine Be-
hörde das jeweilige Medium einer bestimm-
ten Gattung zurechnet. Z.B. eine Tageszeitung 

15 vgl. OVG Saarlouis, AfP 1998, 426
16 z.B. eine Aktiengesellschaft oder eine GmbH 
17 vgl. BGH NJW 2005, 1720 f.
18 BGH NJW 2005, 1720 (1721)

der Boulevardpresse oder eine Zeitschrift der 
Yellowpress. Auch unterhaltende Medien er-
füllen eine öffentliche Aufgabe19. Unterhal-
tung erfüllt eine wichtige gesellschaftliche 
Funktion. Schließlich dürfen Behörden auch 
nicht nach der (politischen) Richtung beur-
teilen, ob sie auskunftsverpflichtet sind oder 
nicht. Einige Landespressegesetze verbieten 
dies ausdrücklich.20 
Auch die Nationalität des Medienvertreters 
spielt keine Rolle bei der Frage, ob Auskunft 
gegeben werden muss oder nicht. Würde z.B. 
der Vertreter der türkischen Zeitung Hürriy-
et bei der Stadt B. über den Inhalt und den 
Umfang einer Baugenehmigung für eine im 
Stadtteil P. geplante Moschee um Auskunft 
bitten, müsste diese selbstverständlich er-
teilt werden. Hier kommt zum Tragen, dass 
das Grundrecht der Pressefreiheit als Men-
schenrecht anerkannt ist21.
Der Auskunftsanspruch steht Verlegern, He-
rausgebern, Redakteuren zu. Auch freie Jour-
nalisten können ihn geltend machen22. Aller-
dings kann die Behörde verlangen, dass sich 
der jeweilige Vertreter der Medien als solcher 
ausweist. Dies ist zum einen durch den Pres-
seausweis möglich, der vom Deutschen Jour-
nalisten-Verband und anderen Verbänden 
ausgestellt wird23. Zum anderen kann sich der 
Medienvertreter aber auch durch ein Schrei-

19 vgl. BVerfGE 101, 361 (390); 120, 180 (204)
20  z.B. § 5 Abs. 3 LPG Brandenburg, § 3 Abs. 2 LPG Hessen, 

§ 4 Abs. 4 LPG Mecklenburg-Vorpommern, § 4 Abs. 3 
LPG Nordrhein-Westfalen und Thüringen sowie § 5 Abs. 
3 Saarländisches Mediengesetz

21 vgl. Löffler/Burkhardt, aaO, Rz. 40
22 BayVGH NJW 2004, 3358
23 siehe www.presseausweis.org 
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ben des Mediums legitimieren, z.B. wenn er 
lediglich gelegentlich journalistisch tätig ist. 

Die Auskunft muss der jeweilige Behördenlei-
ter geben, der z.B. seine Pressestelle mit der 
Auskunft beauftragen kann. Einzelne Beamte 
sind nicht auskunftsverpflichtet, auch nicht 
die Leiter von Abteilungen oder andere Un-
tergliederungen einer Behörde. Sie sind dazu 
häufig nicht einmal berechtigt. 

Die Medienvertreter müssen ihr Auskunfts-
verlangen nicht begründen. Auch kann ei-
ne Auskunft nicht mit der Begründung ver-
weigert werden, das Thema sei längst abge-
schlossen und habe keinen Bezug zur aktuel-
len tatsächlichen kommunalen Arbeit24.

Das Auskunftsverlangen kann sich nur auf 
Tatsachen beziehen. Nur insoweit besteht ein 
Anspruch auf Information. Meinungen z.B. in 
Form einer juristischen Stellungnahme müs-
sen Behörden dagegen nicht gegenüber Ver-
tretern der Medien äußern25.

Es muss Auskunft gegeben werden. Dage-
gen besteht kein Anspruch nach den Medien-
gesetzen auf Einsichtnahme in Akten, Her-
ausgabe von Unterlagen, Kopien etc. Ledig-
lich im Einzelfall kann ein Anspruch auf Ein-
sichtnahme in Akten bestehen, wenn anders 
die Auskunft nicht vollständig erteilt wer-
den kann26.

Der Anspruch auf Information ist nur auf die 
Erteilung von Einzelauskünften gerichtet27. Et-

24 vgl. VG Cottbus AfP 2002, 360 (361)
25 vgl. OVG Münster NJW 1995, 2741
26  VG Cottbus, AfP 2002, 360 (361); VG Hannover AfP 

1984, 60 (61 f)
27 vgl. OVG Münster NJW 2000, 1968

was anderes gilt bereits nach dem Gesetzes-
text, wenn es sich um amtliche Bekanntma-
chungen handelt. Diese Verlautbarungen sind 
allen Medien nach dem Gebot strikter Neut-
ralität zuzuleiten28.

Informiert z.B. eine Kreisverwaltung von sich 
aus in schriftlicher Form oder sonst regelmä-
ßig, wiederkehrend oder laufend, um Einzel-
anfragen zu vermeiden, können Vertreter der 
Medien, die ein Interesse daran haben, for-
dern, dass sie beliefert werden29.

Der Auskunftsanspruch unterliegt Schran-
ken. In Ausnahmefällen müssen Auskünfte 
nicht gegeben werden – zum Beispiel dann, 
wenn durch die Auskunft die sachgemäße 
Durchführung eines schwebenden Verfah-
rens gefährdet werden könnte oder Geheim-
haltungsvorschriften entgegenstehen. Eben-
so kann eine Auskunft verweigert werden, 
wenn ein überwiegendes öffentliches oder 
schutzwürdiges privates Interesse durch die 
Auskunft verletzt würde oder der Auskunfts-
umfang das zumutbare Maß überschreiten 
würde.

Diese Regelungen sind abschließend. Sie sind 
unter Beachtung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit anzuwenden. Weitere Ver-
weigerungsgründe sind nicht vorgesehen 
Deswegen kam das VG Arnsberg in dem Bei-
spiel am Anfang zur Verneinung des Gebüh-
renanspruchs der Stadt M. 

Den Behörden wird mit den Schrankenrege-
lungen ein Ermessensspielraum eingeräumt30. 

28 VG Bremen NJW 1997, 2696 (2698)
29 vgl. VG Stuttgart AfP 1986, 89 (91)
30 OVG Bremen NJW 1989, 926

Bei der Ausübung des Ermessens sind alle 
wesentlichen Gesichtspunkte zu beachten. 
Die Presse- und Rundfunkfreiheit hat konsti-
tutive Bedeutung für die Demokratie. Die Ver-
weigerung der Auskunft ohne Berücksichti-
gung dieser Bedeutung wäre nicht gerecht-
fertigt. Die sachgemäße Durchführung eines 
schwebenden Verfahrens kann allenfalls ge-
fährdet sein, wenn Tatsachen dafür sprechen, 
dass der Erfolg eines bestimmten Verwal-
tungsverfahrens gefährdet wird oder Scha-
den nimmt, wenn die gewünschte Auskunft 
erteilt wird. Geheimhaltungsvorschriften sind 
solche, die öffentliche Geheimnisse schüt-
zen sollen und auskunftsverpflichtete Be-
hörden zumindest auch zum Adressaten ha-
ben31. Die Tatsache alleine, dass eine Angele-
genheit z.B. in nicht öffentlicher Sitzung eines 
Gemeinderats beraten wird, ist allenfalls Indiz 
dafür, dass diese auch der Geheimhaltungs-
pflicht unterliegt32. Schutzwürdige öffentli-
che Interessen können insbesondere dann 
überwiegen, wenn sich Auskunftsverlangen 
auf Informationen beziehen, die noch im Be-
ratungs- und Entscheidungsprozess sind. Pri-
vate Interessen überwiegen insbesondere im 
Hinblick auf die notwendige Einhaltung von 
Persönlichkeitsrechten. Dabei können bei der 
Abwägung die zum Schutz der Persönlich-
keit entwickelten Grundsätze herangezogen 
werden33. Den Umfang des zumutbaren Ma-
ßes würde eine Auskunft überschreiten, wenn 
die Behörde durch die Beantwortung gehin-
dert würde, ihren sonstigen Arbeiten nachzu-

31 vgl. OLG Schleswig, AfP 1985, 46 (48)
32 BayVGH NJW 2004, 3358
33 OVG Berlin, ZUM 1996, 250 (254)

kommen. Zum Beispiel dann, wenn die Erar-
beitung der Auskunft die Sichtung von Tau-
senden von Akten erfordern würde34.

4.2 Informationsfreiheitsgesetze

Nicht nur der Bund hat seit dem 1. Januar 
2006 ein Informationsfreiheitsgesetz35, son-
dern mit Berlin, Brandenburg, Bremen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
Schleswig-Holstein eine ganze Reihe von 
Bundesländern. Auf die Ansprüche aus die-
sen Informationsfreiheitsgesetzen können 
sich Journalistinnen und Journalisten beru-
fen, wenn sie mit dem Auskunftsanspruch 
nach dem Landespressegesetz36 nicht weiter 
kommen. Informationsfreiheitsgesetze gel-
ten für alle Bürger, so auch für Journalisten37. 
Sie geben Ansprüche auf Zugang zu amtli-
chen Informationen38. Amtliche Informatio-
nen sind solche, die Aufzeichnungen zu amt-
lichen Zwecken enthalten, unabhängig von 
ihrer technischen Ausführung. Die Behörden 
haben auf der Grundlage der Informationsge-
setze nach Wahl des Antragstellers Auskunft 
zu erteilen, Akteneinsicht zu gewähren oder 
die Informationen in sonstiger Weise zur Ver-
fügung zu stellen. Selbstverständlich gibt es 
auch Einschränkungen dieses Anspruchs, z.B. 

34 vgl. Löffler/Burkhardt, aaO, Rz. 120
35 BGBl. I 2005, 2722 ff
36 oder nach einer anderen, o.a. Rechtsgrundlage
37  OVG Münster, 21.08.2008, Az: 8 B 913/08, juris, 

Rz. 26 und LS 1
38  z.B. Akten, Online-Seiten der Behörden, CD-ROM, 

DVD usw.



64 Medienrecht 65Medienrecht

aus Sicherheitsgründen, zum Schutz perso-
nenbezogener Daten oder Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnissen oder auch zum Schutz 
des behördlichen Entscheidungsprozesses.

Die Informationsfreiheitsgesetze sehen vor, 
dass für Amtshandlungen nach diesen Geset-
zen Gebühren und Auslagen erhoben werden 
können. Das unterscheidet sie ebenfalls von 
den Auskunftsansprüchen nach den Landes-
pressegesetzen. Die Einzelheiten zu den An-
spruchsvoraussetzungen und zum Umfang 
des Anspruchs können hier nicht dargestellt 
werden39.

4.3  Zugang zu (politischen) 
öffentlichen Veranstaltungen 
und Registern

Journalisten haben nicht nur Auskunftsan-
sprüche nach den Landespressegesetzen 
bzw. Einsichtsrechte nach den Informations-
freiheitsgesetzen, sondern auch Zutrittsrech-
te zu öffentlichen Veranstaltungen, z.B. Ver-
sammlungen, Sitzungen, Gerichtsverhandlun-
gen und zu öffentlichen Registern.

Sitzungen der Gemeinderäte und -ausschüs-
se sind i.d.R. öffentlich. Allerdings sind die 
Regelungen zur Öffentlichkeit von Aus-
schüssen sehr unterschiedlich, in einigen 

39  Insoweit wird verwiesen auf die einschlägige Lite-
ratur, z.B. Mecklenburg/Pöppelmann, IFG-Kommen-
tar und Fallbeispiele, Berlin 2006; Rossi, IFG-Hand-
kommentar, Baden-Baden 2006 m.w.N. Hilfreich sind 
auch die Informationen der Beauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit des Bun-
des und der Länder auf der jeweiligen Homepage 
(z.B. www.bundesdatenschutzbeauftragter.de)

Bundesländern sind nur Sitzungen beschlie-
ßender Ausschüsse öffentlich40.. Zu sol-
chen öffentlichen Sitzungen haben selbst-
verständlich auch Journalisten Zugang. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, 
wenn es das öffentliche Wohl oder die Inte-
ressen Einzelner erfordert. Viel schwieriger 
als die Frage des Zugangs ist die Frage zu 
beantworten, ob Journalisten Tonbandauf-
zeichnungen oder gar Fernsehaufnahmen 
in der öffentlichen Gemeinderatssitzung 
machen dürfen. Soweit ersichtlich, ist die-
se Frage lediglich in der Gemeindeordnung 
des Landes Brandenburg in Paragraph 49 
Abs. 2 geregelt. Die Aufzeichnung von Sit-
zungen durch Tonband zur Erstellung von 
Protokollen ist durchaus üblich41. Diese Üb-
lichkeit kann dafür sprechen, auch Tonband-
mitschnitte durch Journalisten zuzulassen. 
Allerdings vertritt das Bundesverwaltungs-
gericht die Auffassung, dass das Grund-
recht der Pressefreiheit nicht dadurch ver-
letzt wird, dass Ratsvorsitzende in Ausfüh-
rung eines entsprechenden Ratsbeschlusses 
Journalisten die Aufzeichnung einer öffent-
lichen Sitzung des Rates auf Tonband unter-
sagen42. Dabei ist nicht das Persönlichkeits-
recht von Ratsmitgliedern entscheidend, 

40  z. B. in Bayern. In anderen Bundesländern sind grund-
sätzlich die Sitzungen aller Ausschüsse öffentlich 
(Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein) In anderen bestimmt 
es die Geschäftsordnung (Niedersachsen) bzw. sind 
Sitzungen von Ausschüssen nicht öffentlich (Sachsen-
Anhalt). 

41  Schutz des Persönlichkeitsrechts im öffentlichen Be-
reich, 12. Tätigkeitsbericht des Sächs. Datenschutzbe-
auftragten, 2005, S. 87 f

42 BVerwG NJW 1991, 118 (119)

sondern die Gewährleistung der Selbst-
verwaltung. Diese beinhaltet, dass die Wil-
lensbildung des Rates als demokratisch le-
gitimierte Gemeindevertretung ungezwun-
gen, freimütig und in aller Offenheit ver-
läuft43. Gegen diese Auffassung spricht je-
doch nicht nur die Üblichkeit von Tonband-
aufzeichnungen zu Zwecken des Protokolls. 
Dagegen spricht auch, dass Öffentlichkeit 
von Sitzungen heute auch Medienöffent-
lichkeit bedeutet. Die Vielzahl von Ereignis-
sen, Themen und Sichtweisen persönlich 
aufzunehmen, sind die Bürger nicht mehr in 
der Lage. Sie bedürfen der Medien, auch um 
Einblicke in die Kommunalpolitik zu neh-
men und sich eine eigene Meinung zu bil-
den. Dies spricht nicht nur für die Zulässig-
keit von Tonbandaufzeichnungen, sondern 
auch von Fernsehaufnahmen. Grundsätzlich 
sind die Medien frei nicht nur in der Wahl 
ihrer Themen, sondern auch der Darstel-
lungsformen. Tonbandaufzeichnungen wie 
auch Fernsehaufnahmen bieten insoweit 
Authentizität. Es ist daher rechtfertigungs-
bedürftig, wenn solche Darstellungsfor-
men durch staatliche Verbote eingeschränkt 
werden sollen44. Werden Ratssitzungen von 
Journalisten zu Erinnerungszwecken mit-
geschnitten, kann der Mitschnitt im Einzel-
fall auch dann zulässig sein, wenn ein Rats-
beschluss dagegen steht45. Die Rechtspre-
chung meint, dass solche Aufzeichnungen 
jedoch nicht ohne Wissen der Betroffenen 

43 vgl. BVerwG aaO.
44  vgl. BVerfG NJW 2001, 1633 (1638), Minderheitsvotum 

von Richtern des BVerfG zur Zulässigkeit von Fernseh-
aufnahmen in Gerichtsverhandlungen

45 OLG Celle, AfP 1986, 57 f.

erfolgen dürfen46. Das ist angesichts der Öf-
fentlichkeit des gesprochenen Wortes we-
nig überzeugend. Auch die Tatsache, dass 
Reden, die bei öffentlichen Verhandlungen 
vor staatlichen, kommunalen oder kirchli-
chen Organen gehalten worden sind, öffent-
lich wiedergegeben werden dürfen, wie dies 
§ 48 des Urheberrechts regelt, spricht dage-
gen. Diese Wiedergabe meint die wörtliche 
Wiedergabe, die die Kenntnis des genauen 
Wortlauts voraussetzt. Die einmalige Verlet-
zung des Hausrechts47, kann ein – auch nur 
zeitlich begrenztes – Hausverbot allenfalls 
rechtfertigen, wenn eine konkrete Wieder-
holungsgefahr gegeben ist48.

Zu behördlichen Pressekonferenzen oder 
sonstigen behördlichen Veranstaltungen sind 
Journalisten grundsätzlich zuzulassen, wenn 
sie sich als Medienvertreter ausweisen. Inso-
weit gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz. 
Allerdings sind trotz dieses Grundsatzes Dif-
ferenzierungen zulässig, z.B. auf Grund des 
Platzangebotes oder besonderer Sicherheits-
vorkehrungen. Das gilt z.B., wenn ein auslän-
discher Gast die Bundeskanzlerin zu einem 
Grillfest in ihren Wahlkreis begleitet. Auch 
spezielle Sachkenntnisse können der Grund 
für eine Auswahl sein, wenn die behördliche 
Veranstaltung Sachfragen eines bestimmten 
Fachgebiets behandeln soll und nur Journalis-
ten zugelassen werden, die sich insoweit auf 
diesem Sachgebiet bereits ausgewiesen ha-

46  OLG Celle, AfP 1986, 57 (58); OLG Köln, NJW 1979, 661; 
12. Bericht Sächs. DS B 2005, S. 88

47 z.B. durch genehmigungslose Fernsehaufnahmen
48 vgl. VG Berlin AfP 2001, 437 (440)
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ben49. Können oder sollen nicht alle interes-
sierten Journalisten zu einer Presseveranstal-
tung der Behörde zugelassen werden, muss 
die Auswahl so erfolgen, dass sie nicht auf ei-
ne Reglementierung oder Steuerung der Me-
dien hinaus läuft50.

In die Unterlagen öffentlicher Register kön-
nen Journalisten Einsicht nehmen, wenn 
sie unbeschränkt zugänglich sind51. In ande-
re Register52, ist die Einsichtnahme gestat-
tet, wenn ein berechtigtes Interesse darge-
legt wird. Das berechtigte Interesse muss 
sachlich, nicht zwingend rechtlich begrün-
det sein. Das Informationsinteresse der Me-
dien kann ein solches berechtigtes Interesse 
sein. Es ist verfassungsrechtlich begründet 
und mit der öffentlichen Aufgabe der Medi-
en verknüpft53. Ein Medienvertreter, der Ein-
sicht in das Register begehrt, hat lediglich 
das Thema der beabsichtigten Berichterstat-
tung und den damit verbundenen Zweck in 
der Einsichtnahme zu umreißen. So könnte 
z.B. ein Journalist ausführen, er arbeite an ei-
ner Veröffentlichung über die Notwendigkeit 
von Schadensersatzleistungen einer Stadt an 
einen privaten Investor, dem von der Stadt 
Grundstücke zur Bebauung übereignet wur-
den, die nicht alle im Eigentum der Stadt ge-
standen haben sollen. Dazu benötige er Ein-
sicht in das Grundbuch. Auch würde es für ei-

49  vgl. VG Bremen, NJW 1997, 2696 (2598); VGH Mannheim 
AfP 1989, 587 (590); BVerwG, NJW 1975, 891 (892)

50 BVerwG aaO.
51  z.B. Vereinsregister (§ 97 BGB); Partnerschaftsregister 

(§ 5 Abs. 2 PartGesG); Handelsregister (§ 9 HGB)
52  etwa das des Grundbuchs (§ 12 GBO) oder das Melde-

register (§ 21 Abs. 2 MRRG)
53 BVerfG NJW 2001, 503 (505)

ne Melderegisterauskunft ausreichen, wenn 
ein Journalist frühere Anschriften eines in ei-
nen Finanzskandal verwickelten Tatverdächti-
gen begehrt, die Indiz für seine Verwicklung 
sein können.

4.4  Zugang zu Informationen 
privater Unternehmen

Private sind nicht verpflichtet, Auskunft über 
irgendetwas zu geben. Der Auskunftsan-
spruch nach den Landespressegesetzen gilt 
nur gegenüber Behörden. Er ist auf Private 
auch nicht entsprechend anwendbar. Dassel-
be gilt grundsätzlich auch für private Veran-
staltungen. Aber: zu öffentlichen Versamm-
lungen, auch wenn sie von privater Seite ver-
anstaltet werden, haben Journalisten in je-
dem Fall Zutritt (§ 6 Abs. 2 VersammlG), wenn 
sie sich durch den Presseausweis legitimieren. 
Dazu gehören auch Parteiveranstaltungen. 
Nicht genehme Berichterstattung ist kein 
Grund, einzelne Journalisten von Veranstal-
tungen auszuschließen, wenn diese im Übri-
gen den Medien zum Eintritt offen stehen54.

Bei sonstigen privaten Veranstaltungen ist das 
Hausrecht entscheidend. Aus ihm folgt, dass 
der Veranstalter festlegt, wer zu welchen Kon-
ditionen zur Veranstaltung zugelassen wird. 
Aber: ist die Veranstaltung für die Öffentlich-
keit generell zugänglich, kann ein Journalist 
nicht wegen seiner Tätigkeit ausgeschlossen 
werden. Er kann auch nicht ausgeschlossen 
werden, wenn anderen Journalisten oder Jour-
nalistinnen generell der Zutritt gestattet wird. 

54 vgl. OLG Köln, NJW 2001, 1051 (1052)

Allerdings kann ein privater Veranstalter sach-
gerechte Kriterien zur Auswahl von Journalis-
ten anwenden. Dazu gehören z.B. Platzange-
bot, Themen oder Sachkenntnis. Auch Kosten-
gesichtspunkte können eine Rolle spielen55. Bei 
der Zulassung von Fernsehberichterstattern 
ist das Recht auf Kurzberichterstattung zu be-
achten56. Im Übrigen können Aufnahme- und 
Übertragungsgeräte, insbesondere wegen der 
erforderlichen technischen Vorkehrungen und 
dem dadurch bedingten Raum- und Zeitbedarf, 
zur Einschränkung der Rundfunkberichterstat-
tung ein sachgerechtes Kriterium sein57. Auch 
die Hauptversammlungen von privaten Akti-
engesellschaften sind nicht ohne weiteres zu-
gänglich, auch wenn ein erhebliches Berichter-
stattungsinteresse bestehen kann. Für juristi-
sche Personen des privaten Rechts im überwie-
genden Eigentum der öffentlichen Hand oder 
unter deren bestimmenden Einfluss sollte aber 
auf der Grundlage der Informationsfreiheitsge-
setze zukünftig etwas anderes gelten. 

5.  Journalistische 
Sorgfaltspflicht

Nach den § 6 der Landespressegesetze58 ha-
ben die Medien Nachrichten vor ihrer Ver-

55 LG Frankfurt a.M. AfP 1989, 572
56 § 5 Rundfunkstaatsvertrag
57  BVerfG, 1 BvR 2623/95 vom 11.1.1996, Absatz-

Nr. 24, http://www.bverfg.de/entscheidungen/
rk19960111_1bvr262395.html

58  Art.3 LPG Bayern; § 3 LPG Berlin; § 5 LPG Mecklenburg-
Vorpommern; § 5 LPG Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen bzw. nach den Rechtsgrundlagen in den 
entsprechenden Rundfunk- oder Mediengesetzen

breitung mit der nach den Umständen ge-
botenen Sorgfalt auf Inhalte, Herkunft und 
Wahrheit zu prüfen. Sie müssen nach den 
anerkannten journalistischen Grundsätzen 
arbeiten. Dies gilt auch beim Einsatz virtuel-
ler Elemente59. Wird die Sorgfaltspflicht ver-
letzt, kann die Verletzung Unterlassungsan-
sprüche, Schadensersatz, Geldentschädigung 
oder die Notwendigkeit des Widerrufs zur 
Folge haben.

An die Sorgfaltspflicht wird einerseits ein 
strenger Maßstab angelegt. Wahrheitswid-
rige Tatsachenbehauptungen sind nicht zu-
lässig. Allerdings müssen auch mehrdeuti-
ge Meinungsäußerungen zukünftig unter-
lassen werden, wenn sie das Persönlichkeits-
recht verletzen60.

Tatsachenbehauptungen sind solche Aussa-
gen, die dem Beweis zugänglich sind, Mei-
nungsäußerungen dagegen solche, die wer-
tenden Charakter haben.

Medien sind nicht verpflichtet, die Wahrheit 
gerichtsmäßig zu erforschen, bevor eine Ver-
öffentlichung erfolgt. Die Besonderheiten der 
Arbeit der Medien müssen im Hinblick auf ih-
re Sorgfaltspflicht berücksichtigt werden. Dazu 
gehört z.B. die Aktualität. Jedoch ist diese keine 
Entschuldigung für Fehlverhalten. Wer sich z.B. 
auf unwidersprochene Pressemitteilungen oder 
-berichte beruft, kann sich auf sie nur stützen, 
wenn diese Presseberichte zum Beleg der eige-
nen aufgestellten Behauptung geeignet sind. 
Ist dem Äußernden dagegen bekannt, dass die 
Richtigkeit der verbreiteten Behauptung in Fra-

59 vgl. z.B. § 6 SaarlMedienG
60 BVerfG, NJW 2006,207
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ge gestellt ist, so kann er sich auf diese Bericht-
erstattung nicht stützen Die Wahrheitspflicht 
geht somit über die Verpflichtung hinaus, die 
dem Äußernden offen stehenden Nachfor-
schungsmöglichkeiten auszuschöpfen. Der Äu-
ßernde muss kenntlich machen, wenn von ihm 
verbreitete Behauptungen durch das Ergebnis 
seiner Nachforschungen nicht gedeckt sind. 
Eine nach seinem Kenntnisstand umstritte-
ne oder zweifelhafte Tatsache darf er nicht als 
feststehend hinstellen61.

Die Sorgfaltspflicht gilt für alle journalistischen 
Tätigkeiten, in Massenmedien, für Presseagen-
turen62, aber auch für Pressesprecher. Das Maß 
der Sorgfalt ist dasjenige, das jeweils nach den 
Umständen des Einzelfalles „geboten“ ist. In 
jedem Fall muss Berichterstattung vollständig 
sein. Sachverhalte dürfen verkürzt, aber nicht 
verzerrend wiedergegeben werden. Betroffe-
ne sind anzuhören, es muss also nachgefragt 
werden. Informationen müssen auf Plausibili-
tät überprüft werden. Auf die Richtigkeit amt-
licher Mitteilungen kann und darf der Journa-
list vertrauen, fremde Pressetexte oder sonsti-
ge Informationen Dritter müssen geprüft wer-
den. Gerüchte, Vermutungen oder ein Verdacht 
sind als solche zu kennzeichnen. Gerüchte und 
Vermutungen dürfen nur bei ganz überwie-
gendem öffentlichen Interesse an der Veröf-
fentlichung verbreitet werden, ein Verdacht 
dann, wenn es sich um schwerwiegende Vor-
gänge handelt63, die noch nicht länger zurück-

61  BVerfG, 1 BvR 1696/98 vom 25.10.2005, Absatz-
Nr.48, http://www.bverfg.de/entscheidungen/
rs20051025_1bvr169698.html

62 BVerfG NJW 2004, 589
63 BGH NJW 1977, 1288 (1289)

liegen64. Wie z.B. die Bestechung von Mandats-
trägern. Es gilt insoweit eine erhöhte Pflicht, 
Informationen auf Wahrheit, Inhalt und Her-
kunft zu prüfen. Immer sind z.B. die Motiva-
tion oder das Eigeninteresse von Informan-
ten, ggf. auch eigene Beteiligungen am Vor-
gang mit zu prüfen. Allerdings dürfen die Me-
dien auch in solchen Fällen auf behördlicher-
seits gegebenen Informationen vertrauen65. 
Je höher die Intensität eines Eingriffs in das 
Persönlichkeitsrecht, umso höher ist das Maß 
der Sorgfalt. Allerdings sind auch Behauptun-
gen harmloser Art zu überprüfen66. Scharfe, 
auch übersteigerte, zugespitzte Kritik ist zu-
lässig, satirische Darstellungen oder Karikatu-
ren sind erlaubt, Schmähkritik allerdings nicht. 
Geht es lediglich darum, Personen zu diffamie-
ren und sich nicht mehr in der Sache ausein-
anderzusetzen, ist von Schmähkritik auszuge-
hen67. Haben die Medien eine Tatsache falsch 
dargestellt, sind sie von sich aus zur Korrektur 
verpflichtet68.

Jeder Mensch hat das Recht, selbst zu be-
stimmen, ob der Kommunikationsinhalt ein-
zig dem Gesprächspartner, einem bestimm-
ten Personenkreis oder der Öffentlichkeit zu-
gänglich sein soll69. Dies ist von Journalisten 
im Hinblick auf Zitate, Informationsgespräche 
und Interviews zu beachten. 

64 OLG Köln, NJW-RR 1993, 31
65  AG Frankfurt(Oder), AfP 2004,161(162): In dem Fall hat-

te ein Polizeisprecher behauptet, ein Waffenbesitzer sei 
NPD-Mitglied, was tatsächlich aber nicht stimmte.

66  z.B. die Behauptung einer Haarfärbung, BVerfG NJW 
2004, 589 ff

67 BVerfG NJW 1993, 1463
68 Ziff. 3 Pressekodex
69 BVerfG NJW 2002, 3619 (3621)

Zitate müssen richtig wiedergeben werden, 
auch muss mitgeteilt werden, ob sich jemand 
überhaupt geäußert hat70. Das gilt auch für 
die Wiedergabe in indirekter Rede und für 
die Wiedergabe der Vollständigkeit der Ant-
wort. Die Tendenz darf nicht verändert wer-
den. Auch muss dem Verlangen, ein wörtli-
ches Zitat autorisieren zu wollen, nachge-
kommen werden.

Hintergrundgespräche sind als solche zu be-
handeln. Dies ist z.B. in den Satzungen von 
Landespressekonferenzen für ihre Mitglieder 
geregelt. Vertraulichkeitsabsprachen sind ein-
zuhalten. Sollte dennoch aus vertraulichen 
Äußerungen zitiert werden, muss das Zitat 
vorher ausdrücklich freigegeben werden. 

Interviews sind Sache der Vereinbarung. Der 
Gesprächsverlauf und Inhalt muss wahrheits-
gemäß und ohne sinnentstellende Kürzungen 
wiedergegeben werden. Eine Rechtspflicht, 
Interviews autorisieren zu lassen, gibt es je-
doch nicht. Soll ein Interview nur veröffent-
licht werden dürfen, wenn der Text zuvor au-
torisiert wurde, ist dies zu beachten. Ebenso 
der Vorbehalt, ggf. den Antworttext zu än-
dern. Ggf. müssen Journalisten auf das In-
terview verzichten. Allerdings können Fragen 
des Journalisten nicht geändert werden, es 
sei denn auch dies sei zur Bedingung der Au-
torisierung gemacht worden. Erfundene In-
terviews sind selbstverständlich unzulässig71. 
Das nicht öffentlich gesprochene Wort auf 
Tonträger aufzunehmen oder es abzuhören 
und Dritten zugänglich zu machen oder öf-
fentlich mitzuteilen, ist nach § 201 StGB straf-

70 BGH NJW 1998, 3191
71 BGH NJW 1995, 861; BVerfGE 1980, 2070 – Eppler 

bar. Dies gilt auch für Zitate aus einem nicht 
autorisierten Interview. Allerdings dürfen die 
in einem Interview enthaltenen Informatio-
nen veröffentlicht werden, ohne allerdings 
den Informanten erkennbar zu machen. Es 
gilt der Informantenschutz. 

Ist die Einwilligung erteilt worden, dass Äu-
ßerungen veröffentlicht werden dürfen, steht 
der freien Verbreitung solcher Äußerungen 
auch im Wege der Übernahme durch andere 
Medien nichts entgegen. Wer sich z.B. gegen-
über der Bild-Zeitung über eine behördlich 
angeordnete Durchsuchung seiner Geschäfts-
räume äußert, gibt zu erkennen, dass er ge-
gen eine öffentliche Thematisierung nichts 
einzuwenden hat72.

Exklusivverträge zur Sicherung eines Informa-
tionsvorsprungs sind grundsätzlich nicht zu 
beanstanden. Unzulässig sind allerdings Ver-
träge, wenn dadurch gewichtige Informatio-
nen der Öffentlichkeit vorenthalten werden73.

6. Impressumspflicht
Nach den einschlägigen gesetzlichen Rege-
lungen74 unterliegen Medien der Pflicht, je-
des Druckwerk mit einem sog. Impressum zu 

72 vgl. LG Berlin AfP 2004, 68
73 BGH GRUR 1968, 209
74  z.B. § 8 Landespressegesetzte Baden-Württemberg, 

Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Saarland; Art. 7 LPG Bayern, 
§ 7 LPG Berlin; § 6 LPG Hessen, § 7 LPG Mecklenburg-
Vorpommern, § 9 MedienG Rheinland-Pfalz, § 6 LPG 
Sachsen, § 7 LPG Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern



70 Medienrecht 71Medienrecht

versehen. Diese Pflicht dient dazu, die für den 
Inhalt Verantwortlichen im strafrechtlichen 
Sinn und zur Geltendmachung von Haftungs-
ansprüchen identifizieren zu können. 

Bei allen Druckwerken müssen Namen oder 
Firma und Anschrift des Druckers und des 
Verlegers, beim Selbstverlag des Verfassers 
oder des Herausgebers genannt werden. Das 
gilt allerdings nicht für sog. harmlose Druck-
werke. Harmlose Druckwerke sind amtliche 
Druckwerke, soweit sie ausschließliche amtli-
che Mitteilungen enthalten, oder aber Druck-
werke, die nur Zwecken des Gewerbes und 
Verkehrs oder anderen harmlosen Zwecken 
dienen.75 Alle anderen Druckwerke, seien es 
Schriften jeder Art z.B. Flugblätter, Pressemit-
teilungen oder besprochene Tonträger, müs-
sen das angegebene Impressum enthalten.

Bei periodischen Druckwerken gilt eine erwei-
terte Impressumspflicht. Periodische Druck-
werke sind solche, die ständig, wenn auch 
möglicherweise unregelmäßig im Abstand 
von mehreren Monaten erscheinen, insbeson-
dere Zeitungen und Zeitschriften. 

Für periodische Druckwerke gilt zusätzlich 
die Verpflichtung, den Namen und die An-
schrift der redaktionell verantwortlichen Per-
son anzugeben. Sind mehrere für die Redak-
tion verantwortlich, so muss das Impressum 
Name und Anschrift aller redaktionell verant-
wortlichen Personen angeben. Dabei ist auch 
deutlich zu machen, wer für welchen Teil 
oder sachlichen Bereich des Druckwerks ver-

75  z.B. Formulare, Preislisten, Werbedrucksachen, Famili-
enanzeigen, Geschäfts-, Jahres- und Verwaltungsbe-
richten sowie Stimmzettel

antwortlich ist. Ebenso ist die für den Anzei-
genteil verantwortliche Person zu benennen. 
Übernehmen Zeitungen von anderen Medi-
en Teile vollständig, so müssen auch die für 
den übernommenen Teil redaktionell verant-
wortlichen Personen und deren Verleger be-
nannt werden.

Bei Online-Medien76 sind die Diensteanbie-
ter mit Namen und Anschrift, bei juristischen 
Personen auch die Namen und Anschriften 
der Vertretungsberechtigten leicht erkenn-
bar, unmittelbar erreichbar und ständig ver-
fügbar zu halten. Das sieht § 55 Abs. 1 des 
Rundfunkstaatsvertrages vor, der für so ge-
nannte Telemedien gilt. Die journalistisch-
redaktionell gestalteten Telemedien wie et-
wa die Netzeitung oder Spiegel online müs-
sen den oder die für diesen Teil Verantwort-
lichen mit Namen und Anschrift benennen77. 
Die verantwortlichen Personen für den re-
daktionellen Teil müssen nach den einschlä-
gigen Gesetzen78 bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen, um als verantwortliche Redak-
teure benannt werden zu dürfen. Sie müs-
sen die Stellung als verantwortlicher Redak-
teur tatsächlich bekleiden. Eine bloß formale 
Benennung im Impressum reicht nicht aus79. 
Sie müssen mit dieser Funktion vom Eigen-
tümer oder Unternehmer betraut worden 
sein. Sie müssen Kraft dieser Bestellung be-
fugt sein, die verantworteten Teile auf straf-
bare Inhalte zu überprüfen und diese ggf. zu 
entfernen, und dafür haften, dass Gegendar-

76 Telemedien
77 § 55 Abs. 2 RF-StV
78 § 9 Landespressegesetze
79 OLG Celle AfP 1996, 274; BGH NJW 1990, 2830

stellungen rechtzeitig abgedruckt werden80. 
Verantwortliche Redakteure müssen deswe-
gen ihren ständigen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland haben, dürfen nicht 
die Fähigkeit, ein öffentliches Amt zu beklei-
den oder wählen zu dürfen, verloren haben, 
müssen unbeschränkt geschäftsfähig sein 
und das 21. Lebensjahr vollendet haben. Sie 
müssen unbeschränkt strafrechtlich verfolgt 
werden können. 

7.  Persönlichkeitsrechte

7.1 Allgemeines Persönlichkeitsrecht
Die Medien haben bei ihrer Berichterstat-
tung die Persönlichkeitsrechte zu beachten. 
Das gilt für das von der Rechtsprechung ent-
wickelte allgemeine Persönlichkeitsrecht81, 
für das Recht am eigenen Bild82, das Namens-
recht83, einzelne Aspekte der Persönlichkeit84 
und den Schutz der Ehre85. Die Notwendig-
keit, das Persönlichkeitsrecht zu schützen, 
wird insbesondere vor dem Hintergrund der 
technischen Entwicklung belegt. Kommuni-
kation im Internet, ständig aktualisierte, glo-
bale Nachrichtenübermittlung, leistungsfähi-
ge Kameras und andere Techniken sind in der 
Lage, tief greifend in die persönliche Lebens-
sphäre einer einzelnen Person einzudringen 

80 vgl. Löffler/Löhner, § 9 LPG, Rz. 25 ff, 5. Aufl., 2006
81 BGH NJW 1954, 1404 ff
82 §§ 22, 23 KUG
83 § 12 BGB
84 § 823 Abs. 1 BGB
85 § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 185 ff StGB

und erhebliche Schädigungen der Persönlich-
keit auszulösen. 

Allerdings bedarf das Persönlichkeitsrecht im-
mer auch der Abwägung mit der Freiheit der 
Medien, Informationen zu beschaffen und zu 
verbreiten. 

Als besondere Ausprägung des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts sind das Recht am eige-
nen Bild und am gesprochenen Wort, die Ge-
heim-, Intim- und Privatsphäre einschließlich 
des Rechts der persönlichen Ehre86 sowie das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, 
z.B. das Verfügungsrecht über die Darstellung 
der eigenen Person oder das Recht, unterge-
schobene Äußerungen nicht hinnehmen zu 
müssen87, anerkannt. Das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht gibt dem Einzelnen jedoch nicht 
den Anspruch, von anderen nur so dargestellt 
zu werden, wie er sich selber sieht oder gese-
hen werden möchte. Ein derart weitgehender 
Schutz würde das Schutzziel übersteigen, Ge-
fährdungen der Persönlichkeitsentfaltung zu 
vermeiden. Es würde zudem weit in die Frei-
heitssphäre Dritter hinein reichen88.

Jeder Mensch hat ein Recht auf ein unbehel-
ligtes, unerörtertes und unbebildertes Eigen-
leben. Der insoweit gewährleistete Freiheits-
raum umfasst die Wahrung von Geheimnis-
sen wie z.B. Steuergeheimnis, Krankenakten, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie in 
unterschiedlichem Maße Sphären des jewei-
ligen Lebensbereichs, nämlich die Intimsphä-

86 BVerfG NJW 1987, 2661; NJW 1993, 1463
87 BVerfG NJW 1980, 2070
88 BVerfG NJW 1991, 91; BVerfG NJW 1999, 1322
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re, die Privatsphäre, die Sozialsphäre und die 
Öffentlichkeitssphäre. 

Vorgänge aus dem Bereich der Intimsphä-
re sind einer ohne Einwilligung erfolgenden 
Medienberichterstattung nicht zugänglich. 
Sie sind tabu89. Das gilt nicht, wenn sich die 
betroffene Person selbst an die Öffentlichkeit 
wendet. Der Intimsphäre sind Vorgänge aus 
dem Sexualbereich, Gebrechen, Krankheiten 
und vergleichbare, den engsten Persönlich-
keitsbereich bildende Ereignisse und Vorgän-
ge zuzurechnen.

Die Privatsphäre umfasst den Bereich, zu dem 
andere nur Zugang haben, soweit er ihnen 
von Personen gestattet wird. Dies betrifft ins-
besondere die Familie und die häusliche Um-
gebung. Die Privatsphäre ist zu wahren, ohne 
dass eine Kontrolle oder Zensur durch die Öf-
fentlichkeit stattfindet. Den Schutz genießen 
prinzipiell alle Personen, auch solche, die als 
zeitgeschichtlich relevante Personen einge-
ordnet werden können. Der Schutz der Privat-
sphäre betrifft alle Vorgänge und Lebensäu-
ßerungen innerhalb des skizzierten privaten 
Bereichs, z.B. Auseinandersetzungen im Fami-
lienkreis90, Einkommens- oder Vermögensver-
hältnisse, das Verhalten an abgeschiedenen 
Orten91. Erkrankungen, soweit sie nicht be-
reits zur Intimsphäre gehören, religiöse Über-
zeugungen, wenn sie nicht nur als Vorwand 
für wirtschaftliche Betätigung dienen92. Nach 
Auffassung des Europäischen Gerichtshofs für 

89 BGH NJW 1981, 1366 ff
90 BGH GRUR 1974, 794
91 BVerfG NJW 2000, 1021
92 BVerfG NJW 1992, 2496

Menschenrechte93 fehlt auch ein legitimes In-
teresse der Öffentlichkeit daran, zu erfahren, 
wie sich eine zeitgeschichtlich relevante Per-
son allgemein in ihrem Privatleben und sei es 
auch an öffentlichen Orten verhält. Nach die-
ser Ansicht geht der Schutz der Privatsphäre 
der Presse- und Rundfunkfreiheit vor, wenn 
Fotos oder Artikel in den Medien keinen Bei-
trag zu einer Debatte von allgemeinem Inte-
resse leisten, sondern lediglich persönliche 
Informationen über einen Menschen im All-
tagsleben bei rein privaten Tätigkeiten wie-
dergeben. 

Im Gegensatz zur Intimsphäre bietet die Pri-
vatsphäre keinen absoluten Schutz vor Ver-
öffentlichung. Die ungenehmigte Veröffent-
lichung kann zulässig sein, wenn eine alle 
Umstände des konkreten Falles berücksichti-
gende Interessenabwägung ergibt, dass das 
Informationsinteresse gegenüber den per-
sönlichen Belangen des Betroffenen über-
wiegt. Selbstverständlich gilt auch hier, dass 
kein Verstoß gegen das Persönlichkeitsrecht 
anzunehmen ist, wenn die betroffene Per-
son sich selbst mit Privatem in die Öffent-
lichkeit begibt.
Zur Sozialsphäre gehört der Lebensbereich, 
der weder ganz privat noch ganz öffentlich 
ist. Dazu können die berufliche Tätigkeit, die 
Betätigung in Vereinen oder die Teilnahme an 
Veranstaltungen zählen. Hier ist die Entschei-
dung darüber, welche Öffentlichkeit und wel-
che sozialen Kontakte gewollt sind, grund-
sätzlich dem Einzelnen überlassen und der 
Privatsphäre zuzuordnen. Insbesondere ist 
bei der Berichterstattung aus diesem Bereich 

93 EGMR, NJW 2004, 2647

zu beachten, dass dem Persönlichkeitsschutz 
grundsätzlich Vorrang einzuräumen ist, wenn 
die beabsichtigte Darstellung eine Bloßstel-
lung bewirkt, ohne dass es auf die betroffe-
ne Person ankäme. Andererseits müssen die 
Medien nicht jeden dieser Sphäre zuzuord-
nenden Vorgang anonymisieren, nur weil der 
von der Berichterstattung Betroffene nicht 
positiv abschneidet.

Schließlich umfasst das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht die Öffentlichkeitssphäre, also 
den Bereich, der der Öffentlichkeit vollständig 
zugekehrt ist. Jede Art des öffentlichen Auf-
tretens fällt in diesen Lebensbereich, sofern 
er nicht der Sozialsphäre zuzuordnen ist. Dies 
gilt z.B. für die Teilnahme an einer öffentli-
chen Diskussion, an Sportveranstaltungen als 
Sportler oder als professionell Beteiligter an 
einem spektakulären Prozess94. Berichte aus 
diesem Bereich sind in der Regel ohne Einwil-
ligung der betroffenen Personen zulässig, das 
gilt insbesondere für die Ausübung von Funk-
tionen als Mandatsträger95.

7.2 Recht am eigenen Bild

Fotos dürfen grundsätzlich nur mit Einwil-
ligung des Abgebildeten verbreitet werden. 
Die Einwilligung kann auch stillschweigend 
erfolgen. Sie gilt im Zweifel als erteilt, wenn 
der Abgebildete eine Vergütung erhalten hat. 
Die Herstellung des Bildnisses fällt nicht un-
ter das Verbot, ohne Einwilligung der abgebil-
deten Person ein Foto von ihr zu verbreiten. 

94 als Rechtsanwalt, Staatsanwalt oder Richter
95 EGMR NJW 2004, 2647

Allerdings ist auch insoweit das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht von dem Fotografen zu 
beachten. Das bedeutet für Pressefotografen, 
dass sie bereits vor dem Anfertigen des Perso-
nenbildes um Erlaubnis fragen müssen, da die 
Person mit dem Herstellen des Fotos ihre Ver-
fügungsmacht über die Darstellung ihrer Per-
son verliert. Wenn ein Foto ohne Einwilligung 
der abgebildeten Person verbreitet werden 
darf, ist wegen der grundrechtlich verbürgten 
Informationsbeschaffungsfreiheit davon aus-
zugehen, dass auch die Herstellung des Fo-
tos erlaubnisfrei ist. Dies gilt nicht, wenn Fo-
tos aus der Öffentlichkeit heraus in die Woh-
nung oder einen gegen Einblicke besonders 
geschützten Raum gemacht werden. Inso-
weit ist bereits die Herstellung des Fotos ge-
mäß § 201a StGB strafbar.

Bildnisse der Zeitgeschichte können grund-
sätzlich ohne Einwilligung veröffentlicht wer-
den. Der Begriff des Zeitgeschehens umfasst 
alle Fragen von allgemeinem gesellschaftli-
chem Interesse96. Personen der Zeitgeschich-
te sind Menschen, die von der Öffentlichkeit 
beachtet werden, bei ihr Aufmerksamkeit 
finden und Gegenstand des öffentlichen In-
teresses sind. Dazu gehören die sog. absolu-
ten Personen der Zeitgeschichte, deren Bild-
nis grundsätzlich um ihrer selbst willen der 
öffentlichen Beachtung wert ist97, sowie re-
lative Personen der Zeitgeschichte, die im 
Zusammenhang mit einem bestimmten Er-
eignis oder Vorgang Bedeutung erlangt ha-

96 BGH NJW 2009, 1499 (1500)
97  LG Hamburg, ZUM-RD 2009, 676 (677) mit Hinweis 

auf BVerfG 
NJW 2001, 1921 (1922)
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ben und dadurch nur vorübergehend aus der 
Anonymität hervortreten98. Zu diesem Per-
sonenkreis gehören Straftäter in spektaku-
lären Kriminalfällen ebenso wie ein Arbeits-
loser, der eine öffentlich beachtete Ausein-
andersetzung mit einem Ministerpräsiden-
ten führt99.

Die Abbildungsfreiheit dieser Personen ist je-
doch nur für ein berechtigtes Informationsin-
teresse gewährt100. Die zeitgeschichtliche Be-
deutung eines Fotos bemisst sich nicht nach 
der historischen oder politischen Einordnung 
eines Vorgangs, sondern wird vom Infor-
mationsinteresse der Öffentlichkeit her be-
stimmt101. Personen der Zeitgeschichte kön-
nen daher auch solche sein, die einem loka-
len oder regionalen Informationsinteresse der 
Öffentlichkeit unterliegen.

Fotos, auf denen die abgebildeten Personen 
nur als „Beiwerk“ erscheinen102, sind zuläs-
sig. Desgleichen Bilder von Versammlungen, 
Aufzügen oder ähnlichen Veranstaltungen, 
an denen die dargestellten Personen teilge-
nommen haben. 

Auch hinsichtlich der Namensnennung von 
Personen gelten grundsätzlich keine anderen 
Regeln. Immer ist die Einwilligung im Rah-
men der dargestellten Grenzen notwendig. 

98 OLG Brandenburg, 10.02.2010. Az: 1 U 37/08, juris, Rz. 12
99  http://www.spiegel.de/politik/deutschland/

0,1518, 455306,00.html 
100  BVerfG NJW 2001, 1921(1923); BVerfGE 120, 180 (205)
101 BVerfG NJW 2000, 1021
102  z.B. Landschaftsfotos oder Eröffnung von öffentlichen 

Gebäuden

7.3 Straftaten gegen die Ehre

Auch wenn heute häufig gegen rechtsver-
letzende Berichterstattung nicht strafrecht-
lich, sondern ganz überwiegend zivilrecht-
lich vorgegangen wird, haben die Ehrschutz-
bestimmungen der §§ 185 bis 187 StGB eine 
erhebliche Bedeutung schon deshalb, weil sie 
als Schutzgesetze im Sinne des § 823 Abs. 2 
BGB auch zivilrechtliche Ansprüche auslö-
sen können.

Es gibt drei Grundformen der Straftaten ge-
gen die Ehre, die Beleidigung103, die üble 
Nachrede104 und die Verleumdung105.

Die Beleidigung kommt in der Presse ins-
besondere als beleidigendes Werturteil vor, 
das verbreitet wird. Sie wird definiert als 
Kundgabe der Missachtung einer Person. Sie 
greift den Menschen als Träger geistiger und 
sittlicher Werte, also in seiner inneren Eh-
re, an106.

Die üble Nachrede ist die Rufgefährdung 
durch eine nicht erweislich wahre, ehrenrüh-
rige Tatsachenbehauptung gegenüber Drit-
ten. Derjenige, der die Behauptung verbrei-
tet hat, muss sie beweisen können. Kann er 
sie beweisen, schließt das die Strafbarkeit we-
gen übler Nachrede aus107.

103 § 185 StGB
104 § 186 StGB 
105 § 187 StGB
106  z.B. „steindummer, kenntnisloser und talentfreier 

Autor“, BVerfG NJW 1993, 1463
107  z.B. wird die Äußerung, jemand habe „Pleite gemacht“ 

als unwahre Tatsachenbehauptung und üble Nachrede 
bewertet, wenn diese Behauptung unrichtig ist, BGH 
NJW 1994, 2614 (2616)

Die Verleumdung ist eine vorsätzliche, be-
wusst unwahre, ehrenrührige Tatsachenbe-
hauptung gegenüber Dritten. Bei der Ver-
leumdung kennt der Behauptende die Un-
wahrheit der behaupteten Tatsache und ver-
breitet sie wider besseres Wissen. 

Auch wenn man sich nach §§ 185, 186 StGB 
objektiv strafbar gemacht hat, kann die Tat 
wegen der Wahrnehmung berechtigter Inte-
ressen108 gerechtfertigt sein. Hingegen schei-
det eine Rechtfertigung aus § 193 StGB bei 
der Verleumdung in aller Regel aus. 

8.  Abwehrmöglichkeiten gegen 
Veröffentlichungen in den 
Medien

Werden Personen durch Medienberichterstat-
tung in ihren Rechten verletzt oder ggf. auch 
nur berührt, stehen ihnen verschiedene An-
sprüche zur Verfügung, mit denen sie nega-
tive Folgen beseitigen oder wenigstens ein-
grenzen können. 

Am häufigsten geltend gemacht wird ein Ge-
gendarstellungsanspruch oder ein Unterlas-
sungsanspruch. Weniger häufig ist die Gel-
tendmachung eines Schadensersatzanspruchs 
oder einer Geldentschädigung. Daneben oder 
stattdessen können Berichtigungsansprüche 
geltend gemacht werden. 

108  § 193 StGB

8.1 Gegendarstellung

Anspruch auf Gegendarstellung hat jede Per-
son, in deren Interessenssphäre durch eine 
Veröffentlichung eingegriffen wird und die 
deshalb individuell von der Berichterstattung 
betroffen ist. Wird hingegen über eine Gruppe 
berichtet, z.B. über „die Manager der Medien-
industrie“, ist ein Einzelner einer bestimm-
ten Gruppe nicht betroffen und kann daher 
einen Gegendarstellungsanspruch nicht gel-
tend machen. Etwas anderes gilt wiederum 
dann, wenn die Gruppe bestimmt abgrenz-
bar ist, z.B. in der Berichterstattung über „die 
Stadträte der Stadt X“. Die Gegendarstel-
lung muss von der Person, die gegendarstel-
len lassen will, verlangt werden. Das Verlan-
gen muss unverzüglich, d.h. ohne schuldhaf-
tes Verzögern, also so bald wie möglich erfol-
gen. Spätestens drei Monate nach der Erst-
mitteilung muss das Verlangen der Redakti-
on vorliegen. Die Gegendarstellung muss sich 
auf Tatsachen der beanstandeten Veröffentli-
chung beziehen. Sie darf selbst ebenfalls nur 
Tatsachen beinhalten. Eine Meinungsäuße-
rung im Text der Gegendarstellung ist nicht 
zulässig, auf eine solche darf eine Gegendar-
stellung nicht erfolgen.

Der Text der Gegendarstellung und das Ver-
langen des Abdrucks sind an den verantwort-
lichen Redakteur und/oder den Verleger der 
Zeitung oder der Zeitschrift bzw. den Unter-
nehmer des Mediums zu senden. Die Gegen-
darstellung darf nicht zu lang sein, d.h. der 
Text der Gegendarstellung darf den Textum-
fang nicht wesentlich überschreiten, der in 
der Erstmitteilung beanstandet wird. Unnötig 
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weit schweifende Gegendarstellungen müs-
sen nicht abgedruckt werden. 

Die Gegendarstellung muss schriftlich ab-
gefasst und eigenhändig durch den Betrof-
fenen109 unterschrieben sein. Die Redaktion 
kann in einem sog. Redaktionsschwanz zur 
Gegendarstellung Stellung nehmen. Auch 
dieser muss sich in der Regel110 jedoch auf 
Tatsachen beschränken, nur in Bayern kann er 
eine Meinungsäußerung enthalten, die aber 
nicht sittenwidrig sein darf111.

10.2 Unterlassungsanspruch

Ein Unterlassungsanspruch kann von der Per-
son geltend gemacht werden, die objektiv in 
ihren Rechten durch einen tatsächlich unwah-
ren oder aus sonstigen Gründen unzulässigen 
Bericht verletzt ist. Insoweit kommen insbe-
sondere Verletzungen des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts oder des Rechts am ei-
genen Bild in Betracht. Die betroffene Per-
son braucht nur die objektive Rechtswidrig-
keit des Berichts darzulegen, Verschulden ist 
nicht erforderlich.

Der Unterlassungsanspruch kann gegen Tat-
sachenbehauptungen gerichtet werden. Er 
kommt auch gegen ehrverletzende Mei-
nungsäußerungen in Betracht, es sei denn, 
der Verfasser der Meinungsäußerung kann 
sich auf ein berechtigtes Interesse zur Wie-
derholung seiner Kritik berufen. An der Wie-

109 oder seinen gesetzlichen Vertreter
110  das KG hält in bestimmten Fällen Wertungen für 

zulässig, Urteil vom 27.07.2007, Az: 9 U 12/07
111 OLG München AfP 1999, 496 f.

derholung einer mehrdeutigen, das Persön-
lichkeitsrecht verletzenden Meinungsäuße-
rung besteht jedoch kein berechtigtes Inter-
esse, deswegen ist eine solche Meinungsäu-
ßerung zukünftig zu unterlassen112.

Wer ein Forum auf einer Internetplattform 
betreibt, in dem Persönlichkeitsrechte Drit-
ter durch fremde Beiträge verletzt werden, 
unterliegt einem Unterlassungsanspruch 
des Verletzten, wenn der Betreiber Kenntnis 
von der Rechtsverletzung hat113. Die Kennt-
nis wird ihm z.B. durch ein Abmahnschreiben 
des Rechtsanwalts des Verletzten verschafft. 
Die Haftung tritt unabhängig von der Zu-
griffsmöglichkeit des Verletzten auf den Drit-
ten ein, d.h. der Betreiber haftet auch, wenn 
dem Verletzten der Verfasser des Beitrags be-
kannt ist.

Der Anspruch auf Unterlassung gegenüber 
den Medien setzt voraus, dass die betroffene 
Person die Gefahr der bevorstehenden Rechts-
verletzung oder die Gefahr einer Wiederho-
lung geltend macht. Dabei wird die Wieder-
holungsgefahr wegen der bereits einmal er-
folgten Verbreitung in der Regel vermutet. 
Hat die Redaktion freiwillig einen Widerruf 
oder eine Richtigstellung veröffentlicht, kann 
die Wiederholungsgefahr nicht vermutet wer-
den. Dasselbe gilt, wenn die Erstveröffentli-
chung ihrerseits durch Wahrnehmung berech-
tigter Interessen gerechtfertigt ist114.

Die Gefahr der Rechtsverletzung kann durch 
Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs-

112  BVerfG NJW 2006, 207 (209)
113  BGH, ZUM 2007, 533 (534)
114 BGH NJW 1987, 2225

erklärung beseitigt werden. Die strafbewehr-
te Unterlassungserklärung muss die Erklä-
rung, die Veröffentlichung zu unterlassen, 
und das Versprechen enthalten, im Falle ei-
nes Verstoßes gegen die abgegebene Erklä-
rung eine bestimmte zu vereinbarende Ver-
tragsstrafe zu zahlen. 

Der Unterlassungsanspruch kann wie der Ge-
gendarstellungsanspruch mit einer einstwei-
ligen Verfügung durchgesetzt werden. 

10.3  Schadensersatz oder 
Geldentschädigung

Schadensersatz kann von den Medien nur 
dann verlangt werden, wenn sie in das Recht 
der Ehre, des Eigentums, des eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetriebs oder des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts einer be-
troffenen Person rechtswidrig und schuldhaft 
eingegriffen haben. Insoweit kommen insbe-
sondere Beleidigung, üble Nachrede, Verleum-
dung, Kreditgefährdung u.ä. in Betracht. Die 
Medien müssen die Rechtsverletzung fahr-
lässig oder vorsätzlich, also schuldhaft, be-
gangen haben. Dürfen sie auf Informationen 
Dritter vertrauen, z.B. amtliche Informationen 
oder Agenturmeldungen, scheidet Schadens-
ersatz wegen fehlenden schuldhaften Han-
delns aus. Hat z.B. das Ordnungsamt in einer 
Pressemitteilung berichtet, dass die Produk-
te eines im Stadtgebiet tätigen Lebensmit-
telherstellers mit Keimen verunreinigt seien, 
und berichtet die am Ort tätige Tageszeitung 
darüber, braucht sie keinen Schadensersatz zu 
leisten, wenn sich anschließend herausstellt, 

dass der Bericht des Amtes in der Pressemit-
teilung unrichtig war115.

Es ist der Schaden zu ersetzen, der durch die 
Berichterstattung entstanden ist. Die Bericht-
erstattung muss also den konkreten Schaden 
verursacht haben. 

Neben dem Ersatz materiellen Schadens 
kommt bei schwerwiegender Beeinträchti-
gung des Persönlichkeitsrechts auch ein Geld-
entschädigungs- oder Schmerzensgeldan-
spruch des von der Berichterstattung unmit-
telbar Betroffenen in Betracht. Schwerwie-
gende Rechtsverletzungen sind insbesondere 
solche, die dem Bereich der Intimsphäre zu-
zuordnen sind. Es kann sich jedoch auch um 
Meinungsäußerungen handeln, die sich ein-
deutig als Schmähkritik darstellen. Voraus-
gesetzt ist dann aber, dass eine andere In-
terpretation der Meinungsäußerung ausge-
schlossen ist116.

10.4 Berichtigungsanspruch

Ist unrichtig berichtet worden, hat die von 
der Berichterstattung betroffene Person ggf. 
auch einen Berichtigungsanspruch. Dieser An-
spruch kann jedoch nur durchgesetzt wer-
den, wenn die Unwahrheit der beanstande-
ten Behauptung positiv feststeht. Dabei trägt 
die Person, die die Unwahrheit der Behaup-
tung geltend macht, die Beweislast für die 
Unwahrheit. Dies gilt selbst im Falle der üb-
len Nachrede. Darüber hinaus muss die Veröf-
fentlichung der Berichtigung zur Beseitigung 

115 vgl. OLG Stuttgart, AfP 1990, 145
116 BVerfG NJW 2002, 3767



78 Medienrecht 79Medienrecht

einer fortdauernden Rufbeeinträchtigung der 
betroffenen Person erforderlich sein. Auch die 
Durchsetzung des Berichtigungsanspruchs ist 
nicht möglich, wenn die Redaktion die un-
wahre Behauptung freiwillig beseitigt oder 
sonst in geeigneter Form richtig stellt. 

Der Berichtigungsanspruch kann in Form ei-
nes Widerrufs, einer Richtigstellung bzw. ei-
ner Distanzierung erfolgen. 

Einen Anspruch auf Entschuldigung hat die 
durch eine unrichtige Tatsachenbehauptung 
geschädigte Person nicht. Der Widerruf muss 
auch nicht in einer Weise formuliert werden, 
dass darin eine Demütigung des für die Ver-
öffentlichung verantwortlichen Journalisten 
enthalten ist.

Sind ernsthafte Zweifel an der Richtigkeit ei-
ner veröffentlichten Behauptung geweckt, ist 
jedoch die Unwahrheit der umstrittenen Be-
hauptung positiv nicht feststellbar, so muss 
kein vollständiger Widerruf erfolgen. Insoweit 
muss von den Medien lediglich veröffentlicht 
werden, die beanstandete Behauptung werde 
nicht aufrechterhalten.

10.5 Haftung

Der verantwortliche Redakteur oder der Ver-
leger sind verpflichtet, eine Gegendarstellung 
abzudrucken bzw. den Abdruck zu veranlas-
sen. Ein Gegendarstellungsverlangen gegen 
einen Sender ist an die Rundfunkanstalt oder 
den privaten Anbieter zu richten. 

Der Unterlassungsanspruch kann gegen die-
jenigen Personen geltend gemacht werden, 
die in rechtsverletzender Weise eine Äuße-

rung getan oder verbreitet haben, also ins-
besondere Autor, Verleger, Chefredakteur, Re-
dakteur, soweit redaktionell für den Beitrag 
verantwortlich. Dasselbe gilt für Rundfunkan-
stalten und private Rundfunksender.

Schadensersatz kann von dem Verursacher 
des Schadens verlangt werden, also von der-
jenigen Person, die die Rechtsverletzung 
rechtswidrig und schuldhaft begangen hat. 
Auch insoweit kommen grundsätzlich Autor, 
Verleger, Sender etc. in Betracht. Dabei haf-
ten Verleger oder Sender insoweit nicht für 
eigenes Verschulden, sondern für das Ver-
schulden von Redakteuren oder freien Mit-
arbeitern, sofern es ihnen nicht gelingt, sich 
zu entlasten. Zur Entlastung reicht z.B. eine 
Erklärung eines Fotografen gegenüber dem 
Verleger, die abgebildete Person habe allge-
mein in die Verbreitung eingewilligt, nicht 
aus. Wird das Foto auf der Basis dieser Erklä-
rung veröffentlicht, führt dies zu einem Ver-
schulden des Verlages117.

Zum Widerruf einer Behauptung, zu ihrer 
Richtigstellung oder zur Distanzierung ist 
diejenige Person verpflichtet, die die unwah-
re Behauptung als eigene aufstellt oder sie 
sich zu Eigen gemacht hat. Das gilt für Verla-
ge und Sender. Sie können sich nicht darauf 
berufen, sie hätten den Beitrag vor der Veröf-
fentlichung nicht gekannt. 

Bei Telemedien haftet der Anbieter uneinge-
schränkt nur für eigene Inhalte. Für fremde 
Inhalte ist der Anbieter nur verantwortlich, 
wenn er den Inhalt des Beitrags kennt und 
es ihm zumutbar und er technisch in der La-

117 OLG Hamburg, AfP 1987, 703 (705)

ge ist, die Nutzung des Inhalts zu verhindern. 
Bietet er lediglich den Zugang zur Nutzung, 
ist der Anbieter für die Inhalte nicht verant-
wortlich118. Der BGH hat aber entschieden119, 
dass ein durch einen Beitrag in einem Online-
Forum Verletzter auch einen Anspruch gegen 
den Betreiber hat, wenn dieser Kenntnis von 
der Rechtsverletzung hat. Die Haftung tritt 
unabhängig von der Zugriffsmöglichkeit des 
Verletzten auf den Nutzer ein, d.h. der Be-
treiber haftet auch, wenn dem Verletzten der 
Verfasser des Beitrags bekannt ist.

118  § 7 bis § 9 TelemedienG
119 BGH ZUM 2007, 533 (534)
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DJV-Umfrage 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Von Gordon Bonnet, IHK Wiesbaden

I. Einleitung
Ende 2006 hat der Deutsche Journalisten-
Verband eine Online-Umfrage unter Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeitern durchge-
führt, um daraus Erkenntnisse für diesen 

Berufsstand zu erhalten. 373 Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeiter haben den Fragebogen 
auf der DJV-Homepage ausgefüllt. Beson-
ders stark war die Beteiligung von Personen 
aus Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen.

3.  In welchem Bundesland arbeiten Sie?

Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen sind entweder starke Märkte für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeiter oder aber die Bereitschaft zur Teilnahme an Online-Umfragen ist dort 
besonders hoch.

II. Einzelauswertung

1.  Geschlecht

Die Mehrheit der Befragten mit knapp 60 Prozent ist männlich.

2.  Alter

Über 70 Prozent der Befragten sind zwischen 31 und 50 Jahre alt.
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4.  In welchem der folgenden Bereiche arbeiten Sie?

Die größte Gruppe der Befragten arbeitet in der Wirtschaft, wobei die Abstände zu Verwaltung, 
Freiberuflichkeit sowie Kirchen & Verbände nicht allzu hoch sind.

5.  Ist Ihr Arbeitsverhältnis

Mehr als drei Viertel der Befragten stehen in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis, was ein ho-
hes Maß an Sicherheit garantiert. Dies ist ein Zustand, wie er bei vielen Journalisten im Rund-
funk oder bei Tageszeitungen längst nicht mehr üblich ist.

6.  Welche Position haben Sie?

Über 70 Prozent der Befragten sind angestellt, wobei ein Drittel eine Führungsposition inne-
hat. Obwohl etwa ein Viertel der Befragten in der Verwaltung arbeitet, haben nur 2,7 Prozent 
einen Beamtenstatus. Ein Viertel der Befragten arbeitet selbständig.

7.  Wie lautet Ihre Stellenbezeichnung? Wie firmieren Sie?

Es zeigt sich, dass die Stellenbezeichnungen recht unterschiedlich ausfallen, was selbstverständ-
lich auch von der jeweils ausgeübten Funktion abhängig ist. Allerdings bedeutet das Fehlen des 
Begriffs „Leiter“ in der Stellenbezeichnung nicht, dass deshalb keine Mitarbeiterverantwortung 
besteht. Am gängigsten ist die Bezeichnung „Referent Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“. In glei-
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cher Größenordnung finden sich zusammengenommen die Bezeichnungen „Leiter Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit“ und „Leiter Kommunikation bzw. Unternehmenskommunikation“. Jeweils 
rund jeder siebte Befragte firmiert als Pressesprecher oder als Journalist. 

8.  Wie viele Jahre arbeiten Sie bereits in dieser Position?

10.  Wie viele Mitarbeiter/innen haben Sie

fest 
angestellt?
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Die vor wenigen Jahren noch anzutreffende Daumenregel, wonach in der Kommunikationsbran-
che rund alle drei bis fünf Jahre ein Jobwechsel erfolgt, findet sich durch die Umfrage nur teil-
weise bestätigt. Zwar ist die Gruppe derjenigen, die drei bis fünf Jahre auf der Position arbei-
ten, am größten und knapp die Hälfte der Befragten ist noch keine fünf Jahre auf der jeweils 
aktuellen Position. Allerdings ist auch die Gruppe derjenigen, die zwischen sechs und 20 Jah-
ren auf der Position arbeiten, mit über 40 Prozent relativ hoch.

9.   Wie viel verdienen Sie brutto im Monat? (gerechnet auf 12 Gehälter; 
bei Selbständigen monatliches Durchschnittseinkommen)

Über die Hälfte der Befragten verdient zwischen 3.000 und 6.000 Euro im Monat. Allerdings 
verdienen auch über 50 Prozent monatlich weniger als 4.000 Euro. Die Zahlen sind damit in et-
wa vergleichbar mit den Durchschnittswerten von angestellten Journalisten bei Tageszeitungen, 
Radio oder Fernsehen. Zum Vergleich: Durchschnittlich verdiente ein Angestellter in Deutsch-
land im Jahr 2006 monatlich 3.484 Euro. Kaufmännische Angestellte verdienten durchschnitt-
lich 4.327 Euro im Monat.

33,5

16,4 13,7
9,1

12,3

2,9

12,1

0
5

10
15
20
25
30
35
40
45
50

Keine 1 2 3 4 bis 10 Mehr als 10 Nicht
beantwortet



86 DJV-Umfrage Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 87DJV-Umfrage Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

frei / befristet?

Diese Frage wurde von vielen nicht beantwortet. Dies berücksichtigend, verfügt die größ-
te Gruppe der Antwortenden über ein bis drei Mitarbeiter. Viele von ihnen arbeiten mit frei-
en oder nur befristet angestellten Mitarbeitern zusammen. Bei rund einem Drittel handelt es 
sich um Einzelkämpfer. 

11.   Wie viele Personen umfasst der gesamte Bereich Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit?

Bei rund einem Viertel der Befragten besteht der Bereich Presse- und Öffentlichkeitsarbeit nur 
aus einer einzigen Person. Bei etwas über einem Viertel ist der Bereich zwei oder drei Personen 
stark. Bei etwas weniger als einem Viertel sind es vier bis zehn Personen und bei einem Fünf-
tel ist der Bereich über zehn Personen groß.
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12.  Wie viele Mitarbeiter hat Ihr Unternehmen/Ihre Verwaltung/Organisation?
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Hier zeigt sich, dass die Befragten in sehr unterschiedlichen Unternehmen arbeiten. Während 
mehr als jeder zehnte selbständig und als Einzelkämpfer agiert, arbeitet über ein Viertel in Un-
ternehmen mit über 1.000 Mitarbeitern. Etwa ein Drittel der Befragten arbeitet in Unterneh-
men zwischen zwei und 100 Mitarbeitern. Ein Viertel der Befragten arbeitet in Unternehmen 
mit 101 bis 1.000 Mitarbeitern. 
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13.  Was gehört zu Ihren Hauptaufgaben? (bis zu 5 Nennungen möglich)
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Zu den Hauptaufgaben der Befragten gehört mit Abstand das Schreiben von Pressemitteilun-
gen, gefolgt von der Beantwortung von Presseanfragen, der Öffentlichkeitsarbeit und der Orga-
nisation von Pressekonferenzen. Fast die Hälfte ist auch für die Redaktion der Homepage ver-
antwortlich. Rund ein Drittel nimmt die Sprecherfunktion wahr und gibt Statements und Inter-
views gegenüber den Medien. Die gewachsene Bedeutung von Kunden- und Mitarbeitermaga-
zinen zeigt sich darin, dass jeweils rund ein Viertel in der jeweiligen redaktionellen Arbeit eine 

ihrer Hauptaufgaben sieht. Auch die allgemeine Veranstaltungsorganisation, die keinen direk-
ten Bezug zur Presse- und Öffentlichkeitsarbeit im klassischen Sinne hat, ist für immerhin ein 
Viertel der Befragten eine wesentliche Aufgabe. 

14.   Wie viel Prozent Ihrer Tätigkeit würden Sie als journalistische Arbeit 
bezeichnen?

Journalistische Arbeit im klassischen Sinne ist vor allem durch Tätigkeiten wie Recherchieren 
und Dokumentieren sowie Formulieren und Redigieren gekennzeichnet. Bei einem Drittel der 
Befragten macht diese Aufgabe weniger als die Hälfte der Arbeitszeit aus. Für knapp die Hälf-
te der Befragten liegt der Anteil zwischen 50 und 80 Prozent.

15.   Als was sehen Sie sich beruflich vorwiegend? 
(bitte nur eine Nennung)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter im DJV haben vielfältige Aufgaben, was sich auch im eige-
nen Selbstverständnis widerspiegelt. Nur rund 43 Prozent und damit weniger als die Hälfte der 
Antwortenden sehen sich als Journalist. In nahezu gleicher Anzahl verstehen sich rund 40 Pro-
zent als Experte für Öffentlichkeitsarbeit. Offen bleibt dabei die Frage, worin genau die Unter-
schiede zu sehen sind. 
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16.   Welche Standesregeln kennen Sie? 
(Mehrfachnennungen möglich)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter kennen offenbar einige der einschlägigen Standesregeln. 
Nahezu jeder kennt den Pressekodex vom Deutschen Presserat und immerhin rund 40 Prozent 
sind mit der Richtlinie des Public Relations Rats vertraut. 

17.   Wie sehen Sie Ihr Verhältnis zu den Medienvertretern?  
(Mehrfachnennungen möglich)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter pflegen ganz überwiegend einen partnerschaftlichen Kon-
takt zu Medienvertretern, die von ihnen fair und in der Regel umfassend informiert werden. Nur 
ein Prozent der Befragten hält Medienvertreter auf Distanz, gibt an diese nur ein Minimum an 
Informationen weiter und bedient sich manchmal sogar der Lüge.
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18.  Wie viele Jahre arbeiten Sie bereits in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit?
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Fast 70 Prozent der Befragten arbeiten seit über sechs Jahren in der Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit. Demzufolge finden Jobwechsel in erster Linie in derselben Sparte statt. 

19.   Haben Sie zuvor bei einem der folgenden Medien gearbeitet? 
(Mehrfachnennungen möglich)
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Berufliche Erfahrungen habe Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter vor allem zuvor bei Tages- und 
Wochenzeitungen sowie bei Zeitschriften und Magazinen gesammelt.

20.   Welche Ausbildung haben Sie? 
(Mehrfachnennungen möglich)

Mehr als ein Viertel der Befragten hat ein Volontariat absolviert, rund acht Prozent haben ei-
ne Journalistenschule besucht und rund neun Prozent haben Journalistik studiert. Dies zeigt, 
dass für viele Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter eine „klassische“ journalistische Ausbildung 
die Grundlage für ihre jetzige Tätigkeit bildete. Geisteswissenschaftliche Studiengänge wie Ger-
manistik oder Publizistik waren ebenfalls bei vielen Befragten die Basis für den aktuellen Job. 
Immerhin jeder Siebte hat sich als PR-Berater weitergebildet, während sich jeder Achte seine 
Kenntnisse und Fähigkeiten selbst angeeignet hat. Insgesamt zeigt dies einen hohen Bildungs- 
und Qualifizierungsgrad der Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter.
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21.   Warum sind Sie Mitglied im DJV? 
(Mehrfachnennungen möglich)

Der Großteil der Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter ist Mitglied im DJV, weil er in ihm einen 
Berufsverband sieht, der seine Interessen vertritt. Über die Hälfte begründet die Mitgliedschaft 
mit dem Kontakt zu Gleichgesinnten und dem Networking. Wichtige Faktoren werden zudem 
in dem angebotenen Presseausweis sowie in dem Rechtsschutz durch den DJV gesehen. Dahin-
ter tritt deutlich die gewerkschaftliche Interessenvertretung zurück, die nur für knapp ein Vier-
tel der Antwortenden die DJV-Mitgliedschaft begründet.

14,7

0,5

12,9

14,7

24,7

0,3

4,6

34,6

16,4

16,6

8,8

7,5

26,3

0 5 10 15 2 0 2 5 3 0 3 5

Sonst iges

Fot o graf

A ut od idakt

W eit erb ildung  PR - B erat er / in

Sonst ig es St ud ium

St ud ium der W irt schaf t swissenschaf t en

St ud ium der  R echt swissenschaf t en

Sonst ig es geist eswissenschaf t liches
St ud ium

St ud ium der
Pub liz ist ik/ Kommunikat io nswissenschaf t

St ud ium der Germanist ik

St ud ium der Journalist ik

Journalist enschule

V o lont ar iat

1,3

7

44,2

39,1

56,6

50,1

23,3

83,1

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

N icht  beantwo rtet

So nst iges

P resseausweis

R echtsschutz durch den
D JV

Ko ntakt  zu Gleichgesinnten

N etwo rking

Vertretung meiner
tarif lichen Interessen durch

die Gewerkschaft

Vertretung meiner
Interessen durch den

B erufsverband

 

III.  Zusammenfassung der 
Ergebnisse

Der typische Presse- und Öffentlichkeitsar-
beiter in Deutschland ist zwischen 41 und 
50 Jahre alt, verdient höchstens 4.000 Euro 
brutto im Monat, arbeitet als Einzelkämpfer 
oder mit bis zu drei Mitarbeitern und sieht 

sich vorwiegend als Journalist. Knapp 60 Pro-
zent der Befragten sind männlich. 75 Prozent 
arbeiten unbefristet. Als Angestellte sind 40 
Prozent tätig, gefolgt von den Angestellten 
auf Führungsebene mit 32 Prozent. 

Obwohl die Unternehmen bzw. Verwaltun-
gen, bei denen die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeiter tätig sind, zum größten Teil 
(28 Prozent) über 1.000 Beschäftigte haben, 
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Die Autoren

sind die dazu gehörigen Pressestellen per-
sonell schlecht ausgestattet: 34 Prozent der 
Befragten haben keine weiteren fest ange-
stellten Mitarbeiter und nur 24 Prozent ar-
beiten mit maximal zwei freien oder befris-
tet beschäftigten Kolleginnen und Kollegen 
zusammen. 

Als Hauptaufgaben bezeichnen 85 Prozent 
das Schreiben von Pressemitteilungen, 56 Pro-
zent nennen die Öffentlichkeitsarbeit, 67 Pro-
zent beantworten hauptsächlich Presseanfra-
gen. Der Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter 
ist eben ein echter Allrounder.

Die meisten Befragten (43 Prozent) sehen sich 
vorwiegend als Journalisten und kennen zu 
94 Prozent den Pressekodex des Deutschen 
Presserates. Die größte Gruppe ist seit 11 bis 
20 Jahren in der Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit tätig (28 Prozent), in der jetzigen Po-
sition jedoch erst seit maximal fünf Jahren 
(30 Prozent). An ihrer Mitgliedschaft im DJV 
schätzen die Befragten zu 83 Prozent die In-
teressenvertretung durch den Berufsverband 
und den Kontakt zu Gleichgesinnten (57 Pro-
zent), während die gewerkschaftliche Interes-
senvertretung nur bei weniger als jedem Vier-
ten die DJV-Mitgliedschaft begründet.

Gordon Bonnet, Jahrgang 1973, ist Leiter Un-
ternehmenskommunikation und Mitglied der 
Geschäftsführung der IHK Wiesbaden. Neben 
der Tätigkeit als Pressesprecher ist er Redak-
tionsleiter des Unternehmermagazins Hessi-
sche Wirtschaft und verantwortlich für das 
Marketing, den Online-Auftritt, das Service-
Center sowie die interne Kommunikation. Zu-
dem vertritt er die IHK Wiesbaden in der Me-
dienpolitischen Kommission Hessen. Ehren-
amtlich engagiert er sich im DJV sowie als 
stellvertretender Vorsitzender des Presseclubs 
Wiesbaden. Bonnet ist Diplom-Jurist und zer-
tifizierter Wirtschaftsmediator.

Manfred Letzelter, Jahrgang 1947, ist Presse-
sprecher des Landkreises Bad Dürkheim, Be-
auftragter für Partnerschaften des Landkrei-
ses und engagiert als Pressesprecher eines 
Offenen Kanals. Letzelter ist darüber hinaus 
ehrenamtlich in der Kommunalpolitik und im 
DJV tätig. Der frühere Redakteur der Rhein-
pfalz hat in den 80-er Jahren die Pressestelle 
des Landkreises mit aufgebaut.

Andreas Listing, Jahrgang 1959, verantwortet 
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Re-
gion Hannover bei der EU. Zuvor leitete der 
studierte Politik- und Rechtswissenschaftler 
die Kommunikation der Region Hannover und 
das Presseamt des Landkreises Hannover. Im 
DJV ist Listing Vorsitzender des Bundesfach-
ausschusses Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Darüber hinaus ist er stellvertretender Vorsit-
zender des Journalistenzentrums Wirtschaft 
und Verwaltung.
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Benno H. Pöppelmann, Jahrgang 1954, ist Jus-
tiziar und stellvertretender Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Journalisten-Verban-
des in Berlin. Pöppelmann, seit 1991 beim DJV-
Bundesverband, arbeitete zuvor unter ande-
rem als Rechtsanwalt in Kiel.

Antje Prochnow, Jahrgang 1970, ist seit 2000 
Pressesprecherin der Halleschen Verkehrs AG. 
Zuvor arbeitete die studierte Germanistin als 
Redakteurin beim Deutschen Städtetag und 
war als freie Journalistin tätig. Im DJV Sach-
sen-Anhalt ist sie stellvertretende Landes-
vorsitzende.

Dietmar Schmidt, Jahrgang 1939, war 32 Jah-
re lang Pressereferent der Münchner Ludwig-
Maximilians-Universität und lebt jetzt im Ru-
hestand. Daneben engagiert er sich im Baye-
rischen Journalisten-Verband und ist Vizeprä-
sident des Europäischen Verbandes der Do-
naujournalisten.

Michael Tschugg, Jahrgang 1954, arbeitet als 
selbständiger PR-Berater. Nach einer Tätig-
keit als Technik-Redakteur in einem Fachver-
lag hat er als Freier vorwiegend über Wirt-
schafts- und Finanzthemen gearbeitet. Das 
PR-Metier hat er in führenden Positionen in 
der Industrie wie in internationalen Agen-
turen erfahren. In Baden-Württemberg lei-
tet er den DJV-Fachausschuss Wirtschaft und 
Verwaltung.

Hendrik Zörner, Jahrgang 1958, ist Pressespre-
cher und Leiter des Referats Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit beim Deutschen Journalis-
ten-Verband in Berlin. Frühere berufliche Sta-
tionen waren die Pressestelle der Niedersäch-
sischen Staatskanzlei und eine Agentur für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in Hannover. 
Davor arbeitete Zörner als Redakteur eines 
kommunalpolitischen Magazins in Bonn.
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Tarifempfehlung 
öffentlicher Dienst

DJV-Leitlinien für die Arbeit von Journalisten 
in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

verabschiedet vom DJV-Gesamtvor-
stand am 8. November 2009

1   Wir Pressesprecher im DJV sind journalis-
tische Partner der Medien und arbeiten 
nach den Anforderungen des Qualitäts-
journalismus und erwarten dies auch von 
unseren Partnern.

2  Wir Pressesprecher im DJV liefern Informa-
tionen über unsere Unternehmen, Gremi-
en etc. nach den Grundsätzen der Offen-
heit, Transparenz und Nachprüfbarkeit. Wir 
fühlen uns dem Pressekodex verpflichtet 
und erwarten dies auch von unseren Me-
dienpartnern.

3  Wir Pressesprecher im DJV lehnen Kopp-
lungsgeschäfte ab und grenzen uns von 
Marketing und Produktwerbung ab. 

4  Wir Pressesprecher im DJV arbeiten auf der 
Basis gegenseitigen Vertrauens mit den 
berichtenden Journalisten zusammen. 

5  Wir Pressesprecher im DJV stehen für eine 
faire Gleichbehandlung der Medienvertre-
ter und verstehen kritische Berichterstat-
tung als Teil des Qualitätsjournalismus in 
Deutschland.

6  Wir Pressesprecher im DJV verstehen uns 
als Dienstleister und informieren medien-
spezifisch, fachkompetent, umfassend und 
zeitnah.

7  Wir Pressesprecher im DJV fordern die not-
wendigen finanziellen, personellen und 
technischen Ausstattungen in den Pres-
sestellen und Redaktionen, um auf beiden 
Seiten Qualitätsjournalismus zu ermög-
lichen. 

Funktion Mindestein-
stufung für

Ent-
geld-
gruppe 
TVÖD/
TVL

Vergü-
tungs-
gruppe 
entspr. 
BAT

Tarifliche Anforderung Aufgaben (beispielhaft) Bemerkungen

Volontär/in 6 VIb 18 Monate dauernde Ausbildung als Volontär in 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit entsprechend 
Musterausbildungsplan DJV

1.  Redaktions-
assistent

Pressespre-
cher für 
Gemeinden, 
Städte und 
Kreise, 
Zweckver-
bände u.ä. bis 
20.000 Einw. 

9 Vb Mindestens 50 % 
–  selbstständige 

Leistungen
–  gründliche, umfassen-

de Fachkenntnisse

–  Erstellen und Pflege des 
Presseverteilers

–  Ausschnittsdienst/
Pressespiegel

–  Verkauf/Vertrieb von 
Werbemitteln

–  Archiv/Dokumentation
–  Terminkalender/Wieder-

vorlage
–  Zuarbeit

Ausbildung: Ange-
stelltenprüfung II 
oder gleichwertige 
sonstige Ausbildung

9 IVb Wenn 75 % der o.a. 
Kriterien erfüllt

1.  Redaktions-
mitarbeiter 
Mitarbeiter 
Pressestelle

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
20.001 – 
40.000 Einw.

9 IVb Mindestens 50 % 
–  selbstständige Leis-

tungen
–  gründliche, umfassen-

de Fachkenntnisse
–  besonders verantwor-

tungsvolle Tätigkeit

–  Recherche
–  Vermittlung von Interviews, 

Presseauskünften
–  Organisation von einfachen 

Veranstaltungen
–  Mitarbeit bei hauseigenen 

Printprodukten/Internet

10 IVa Wenn 75 % der o.a. 
Kriterien erfüllt

1.  Redaktions-
mitarbeiter 
Mitarbeiter 
Pressestelle
schwierige 
Tätigkeit

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
40.001 – 
60.000 Einw.

10 IVa Mindestens 50 % 
–  selbstständige Leis-

tungen
–  gründliche, umfassen-

de Fachkenntnisse
–  besonders verantwor-

tungsvolle Tätigkeit
–  besondere Schwierig-

keit & Bedeutung

–  Recherche in schwierigen 
Sachverhalten

–  Vermittlung von Presse-
auskünften

–  eigene Presseauskünfte 
nur in Absprache mit Vor-
gesetzten

–  Organisation von wichti-
gen und komplexen Veran-
staltungen

–  Verfassen einfacher Presse-
meldungen

–  Mitarbeit bei hauseigenen 
Printprodukten/Internet

11 III Wenn 75 % der o.a. 
Kriterien erfüllt
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Funktion Mindestein-
stufung für

Ent-
geld-
gruppe 
TVÖD/
TVL

Vergü-
tungs-
gruppe 
entspr. 
BAT

Tarifliche Anforderung Aufgaben (beispielhaft) Bemerkungen

1.  Redaktions-
mitarbeiter 
Mitarbeiter 
Pressestelle
mit beson-
derer Ver-
antwortung

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
60.000 – 
100.000 Einw

11 III –  Recherche in besonders schwierigen Sachverhalten
–  Vermittlung von Interviews, Presseauskünften
–  eigene Presseauskünfte nur in Absprache mit 

dem Vorgesetzten
–  Organisation von bedeutenden Veranstaltungen
–  Verfassen von schwierigen Pressemeldungen
–  Mitarbeit bei hauseigenen Printprodukten/Internet
–  Internet/ Online Redakteur

Ausbildung: Volonta-
riat oder gleichwerti-
ge Ausbildung

12 –  Recherche in besonders schwierigen Sachverhalten
–  Vermittlung von Interviews, Presseauskünften
–  eigene Presseauskünfte nur in Absprache mit dem 

Vorgesetzten
–  Organisation von bedeutenden Veranstaltungen
–  Verfassen von schwierigen Pressemeldungen
–  Mitarbeit bei hauseigenen Printprodukten/Internet
–  Internet/ Online Redakteur

nach 5 jähriger Bewährung

1.  Redakteur
Presse-
referent

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
100.001 – 
200.000 
Einw.

13 IIa/II –  Verantwortung für eine Publikation /Pressedienst
–  Presseauskünfte nach Weisung des Behördenleiters
–  verantwortlich für die Öffentlichkeitsarbeit in enger 

Abstimmung mit dem Behördenleiter
–  verantwortl. Internet/Online Redakteur

Ausbildung:
–  Berufsanfänger 

werden die ersten 
2 Jahre in BAT III 
eingruppiert

–  wiss. Hochschulaus-
bildung & Volon-
tariat

–  Redakteur mit lang-
jähriger Erfahrung 
(5 Jahre)

–  sonstige Angestell-
te, die aufgrund 
gleichwertiger Tä-
tigkeit & Erfahrung 
gleichwertige Tä-
tigkeiten ausüben 
(Eingr. BAT III) mit 
Bewährungsauf-
stieg nach 
5 Jahren

Funktion Mindestein-
stufung für

Ent-
geld-
gruppe 
TVÖD/
TVL

Vergü-
tungs-
gruppe 
entspr. 
BAT

Tarifliche Anforderung Aufgaben (beispielhaft) Bemerkungen

1.  leitender 
Redakteur
Presse-
referent
mit Füh-
rungsver-
antwortung 
und Wahr-
nehmung 
der Funktion 
nach Vorga-
ben der 
Behörden-
leitung

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
200.001 – 
400.000 
Einw.

14 Ib –  Führungsverantwortung
–  besonders schwierige oder thematisch vielfältiger 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
–  Wahrnehmung der Funktion nach Vorgaben der 

Behördenleitung

1.  Leiter Pres-
sestelle
leitender Re-
dakteur
Ressort-
leiter

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
über 400.000 
Einw.

15 Ia –  Führungsverantwortung
–  allein- oder direktverantwortlich für die Presse- 

und Öffentlichkeitsarbeit einer Behörde
–  selbstständige Wahrnehmung der Funktion nach 

allgemeinen Vorgaben der Behördeleitung

1.  Leiter 
Pressestelle
Ressort-
leiter
besonders 
schwierige 
und thema-
tisch vielfäl-
tige Presse 
und Öffent-
lichkeits-
arbeit

Presse-
sprecher in 
Kommunen 
und Kreisen 
über 400.000 
Einw.

AT I –  Führungsverantwortung
–  allein oder direktverantwortlich für die Presse- 

und 
Öffentlichkeitsarbeit einer Behörde

Leiter Presse-
stelle einer 
herausgehobe-
nen Behörde

AT AT –  Führungsverantwortung
–  allein oder direktverantwortlich für die Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit einer herausgehobenen Behörde
–  besonders schwierige und thematisch vielfältige 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
–  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit hat ein besonderes 

Gewicht für die Arbeit der Behörde



104 Fragebogen 105Fragebogen

Fragebogen des Fachausschusses 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

DJV-Online-Umfrage: Wo und wie arbeiten Journalisten der
Fachgruppe Presse- und Öffentlichkeitsarbeit heute?

1. Geschlecht

  männlich    weiblich

2. Alter

  20-30   31-40   41-50   51-65   66 und älter

3. In welchem Bundesland arbeiten Sie ?

 

4. In welchem der folgenden Bereiche arbeiten Sie ?

  Wirtschaft   Verwaltung   Kirchen, Verbände   Freiberuflich

5.  Ist ihr Arbeitsverhältnis

  befristet   unbefristet

6. Welche Position haben Sie? 

  Angestellte/r

  Angestellte/r auf Führungsebene

  Beamte/r

  Beamter auf Führungsebene

  selbständig /freiberuflich

7. Wie lautet Ihre Stellenbezeichnung?/ Wie firmieren Sie?

  Referent/in Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

  Pressesprecher/in
  Leiter/in Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
  Leiter/in Kommunikation bzw. Unternehmenskommunikation
  Agenturinhaber/in
  Journalist/in
  Texter/in
  Sonstiges: ______________________

8. Wie viele Jahre arbeiten Sie bereits in dieser Position?

  0-2    3-5     6-10    11-20   über 20

9.  Wie viel verdienen Sie brutto im Monat? (gerechnet auf 12 Gehälter; 
bei Selbständigen monatliches Durchschnittseinkommen) 

  bis 1.500 Euro
  1.500 bis 2.000 Euro
  2.000 bis 3.000 Euro
  3.000 bis 4.000 Euro
  4.000 bis 5.000 Euro
  5.000 bis 6.000 Euro
  6.000 bis 7.000 Euro
  über 7.000 Euro

10. Wie viele Mitarbeiter/innen haben Sie?

a. festangestellt
  keine   1    2    3    4-10    mehr als 10

b. frei /befristet
  bis 2   2 bis 5   5 bis 10   mehr als 10



106 Fragebogen 107Fragebogen

11.  Wie viele Personen umfasst der gesamte Bereich Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit?

  1    2   3    4-10    mehr als 10

12. Wie viele Mitarbeiter hat Ihr/e Unternehmen/Verwaltung/Organisation?

  1     2-5     6-20     20-50     51-100     101-500     über 500     über 1000 

13. Was gehört zu Ihren Hauptaufgaben? (bis zu 5 Nennungen möglich)

  Schreiben von Pressemeldungen
  Redaktion Kundenmagazin
  Redaktion Mitarbeitermagazin
  Redaktion Homepage
  Schreiben von Reden, Editorials, Namensbeiträgen
  Schreiben von Newslettern
  Beantwortung von Presseanfragen 
  Organisation von Pressekonferenzen
  allgemeine Veranstaltungsorganisation
  Moderation
  Sprecher/in (Interviews und Statements gegenüber allen Medien)
  Öffentlichkeitsarbeit
  interne Kommunikation
  Sonstiges: ______________________

14.  Wie viel Prozent Ihrer Tätigkeit würden Sie als journalistische Arbeit 
bezeichnen?

  0-49    50-80    81-99    100

15. Als was sehen Sie sich beruflich vorwiegend? (bitte nur eine Nennung)

  Journalist/in

  Agenturinhaber/in

  Sprecher/in der Geschäftsführung/Institution

  Veranstaltungsorganisator/in

  Experte/in für Öffentlichkeitsarbeit

  Sonstiges: ______________________

16. Welche Standesregeln kennen Sie? (Mehrfachnennungen möglich)

  Pressekodex vom Deutschen Presserat

  Code d’ Athène

  Code de Lisbonne

  Code of Conduct

  DRPR-Richtlinie für den Umgang mit Journalisten

  PRVA-Ehrenkodex

17. Wie sehen Sie Ihr Verhältnis zu Medienvertretern? (Zutreffendes ankreuzen)

  meine Pressearbeit dient dazu, Medienvertreter auf Distanz zu halten 

  meine Pressearbeit dient der Information der Medienvertreter

  mein Kontakt zu Medienvertretern ist in der Regel partnerschaftlich 

  Medienvertreter werden von mir fair und in der Regel umfassend informiert

  manchmal muss ich Medienvertreter belügen

18. Wie viele Jahre arbeiten Sie bereits in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit?

  0-2    3-5    6-10    11-20   über 20
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19.  Haben Sie zuvor bei einem der folgenden Medien gearbeitet? 
(Mehrfachnennung möglich)

  Tages-/ Wochenzeitung
  Fachmagazin
  Presseagentur 
  Hörfunk 
  Fernsehen 
  Zeitschriften/Magazine 

20. Welche Ausbildung haben Sie? (Mehrfachnennung möglich)
  Volontariat
  Journalistenschule
  Studium der Journalistik
  Studium der Germanistik
  Studium der Publizistik / Kommunikationswissenschaft
  Sonstiges geisteswissenschaftliches Studium
  Studium der Rechtswissenschaften
  Sonstiges Studium
  Weiterbildung PR-Berater/in
  Autodidakt
  Sonstiges: _________________________

21. Warum sind Sie Mitglied im DJV? (Mehrfachnennung möglich)
  Vertretung meiner Interessen durch Berufsverband
  Vertretung meiner tariflichen Interessen durch Gewerkschaft
  Kontakt zu Gleichgesinnten
  Rechtsschutz durch den DJV
  Presseausweis
  Sonstiges: __________________________

DJV-Landesverband Baden-Württemberg
Herdweg 63, 70174 Stuttgart
Tel.: 0711/2224954-0, Fax: 0711/2224954-44
(info@djv-bw.de, www.djv-bw.de)

Bayerischer Journalisten-Verband 
Seidlstraße 8, 80335 München 
Tel.: 089/54504180, Fax: 089/545041818
(info@bjv.de, www.bjv.de)

JVBB Journalistenverband Berlin-Brandenburg 
Charlottenstraße 79–80, 10117 Berlin
Tel.: 030/200744-70, Fax: 030/200744-79
(info@jvbb-online.de, 
www.jvbb-online.de)

DJV-Landesverband Berlin
Lietzenburger Straße 77, 10719 Berlin
Tel.: 030/8891300, Fax:  030/88913022
(info@djv-berlin.de, www.djv-berlin.de)

DJV-Landesverband Bremen
Sögestraße 72, 28195 Bremen
Tel.: 0421/325450, Fax: 0421/3378120
(info@djv-bremen.de, www.djv-bremen.de)

DJV-Landesverband Hamburg 
Rödingsmarkt 52, 20459 Hamburg
Tel.: 040/369710-0, Fax: 040/36971022
(info@djv-hamburg.de, www.djv-hamburg.de)

DJV-Landesverband Hessen 
Rheinbahnstraße 3, 65185 Wiesbaden
Tel.: 0611/3419124, Fax: 0611/3419130
(info@djvhessen.de, www.djvhessen.de)

DJV-Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern 
Schusterstraße 3, 19055 Schwerin
Tel.: 0385/565632, Fax: 0385/5508389
(info@djv-mv.de, www.djv-mv.de)

DJV-Landesverband Niedersachsen
Schiffgraben 15, 30159 Hannover
Tel.: 0511/3180808, Fax: 0511/3180844
(kontakt@djv-niedersachsen.de, 
www.djv-niedersachsen.de)

DJV-Landesverband NRW
Humboldtstraße 9, 40237 Düsseldorf 
Tel.: 0211/233990, Fax: 0211/2339911
(zentrale@djv-nrw.de, www.djv-nrw.de)

DJV-Landesverband Rheinland-Pfalz 
Adam-Karrillon-Straße 23, 55118 Mainz
Tel.: 06131/977575, Fax: 06131/977597
(info@djv-rlp.de, www. djv-rlp.de)

Saarländischer Journalistenverband 
St. Johanner Markt 5, 66111 Saarbrücken
Tel.: 0681/3908668, Fax: 0681/3908656
(info@djv-saar.de, www.djv-saar.de)

DJV-Landesverband Sachsen
Hospitalstraße 4, 01097 Dresden 
Tel.: 0351/2527464, Fax: 0351/2523093
(info@djv-sachsen.de, www. djv-sachsen.de)

DJV-Landesverband Sachsen-Anhalt
Merseburger Straße 106, 06110 Halle 
Tel.: 0345/212190, Fax: 0345/2121913
(djvsanhalt@aol.com, 
www.djv-sachsen-anhalt.de)

DJV-Landesverband Schleswig-Holstein 
Andreas-Gayk-Straße 7–11, 24103 Kiel 
Tel.: 0431/95886, Fax: 0431/978361
(kontakt@djv-sh.de, www.djv-sh.de)

DJV-Landesverband Thüringen
Anger 44, 99084 Erfurt
Tel.: 0361/5660529, Fax: 0361/5626939
(djvthuer@t-online.de, www.djv-thueringen.de)

Wenn Sie Mitglied im Deutschen Journalisten-Verband – Gewerkschaft der Journalistinnen 
und Journalisten –, der mit rund 38.000 Mitgliedern größten Journalistengewerkschaft 
in der Bundesrepublik, werden wollen, wenden Sie sich bitte an den für Sie zuständigen 
Landesverband:

schmidt
Schreibmaschinentext

schmidt
Schreibmaschinentext

schmidt
Schreibmaschinentext
DJV-Landesverband Berlin-Brandenburg e. V.
c/o Klaus Strebe
Bayernallee 8, 14052 Berlin
Tel.: 030/69205751-0, Fax: 030/69205751-9
kontakt@djv-bb.de, www.djv-bb.de








